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Vorwort2

VORWORT

Lust auf Sozialismus und Zukunft? Wie in 
diesen dystopischen Zeiten noch von Sozia­
lismus reden? Und wie sollte man davon 
schweigen? Der Kapitalismus frisst Zukunft – 
während die Krisen unserer Zeit immer bren­
nender werden, scheint ihre Lösung immer 
unwahrscheinlicher. Rasende ökologische 
Zerstörung, eskalierende militärische Kon­
flikte und der Aufstieg rechter Kräfte stellen 
genau wie die private Aneignung des gesell­
schaftlichen Reichtums die Zukunft selbst 
infrage. Dass die planetarischen Grenzen er­
reicht sind, verengt den zeitlichen Horizont 
für linke Alternativen. Immer mehr Menschen 
erkennen, dass eine Katastrophe droht, wenn 
sich Ökonomie und Gesellschaft nicht radikal 
verändern – Fridays for Future und die glo­
balen Klimastreiks stehen dafür. Manchmal 
können wir uns das Ende der Welt besser vor­
stellen als das Ende des Kapitalismus (Fredric 
Jameson).
Grundsätzliche Alternativen oder System­
wechsel werden gefordert, immer öfter. Gera­
de in den USA und Großbritannien wird das 
von Jüngeren wieder mit der Frage nach ei­
nem sozialistischen Projekt verbunden. Und 

auch in Deutschland wird wieder darüber ge­
stritten. Wie kann ein Socialism for Future, ei­
ne sozial-ökologische Revolution, ein grüner 
Sozialismus aussehen und die Sehnsüchte 
der Vielen bündeln? Wie sieht eine Politik aus, 
die Hoffnung macht und Veränderungen be­
wirkt? Was tun und wo anfangen?
Sozialismus wäre erst einmal das Selbstver­
ständliche …, aber es geht auch darum, ge­
zielt beispielgebende, konkrete gesellschaftli­
che Konflikte zu produzieren und den Jammer 
der Besitzendenklasse zu verhöhnen, wenn 
ihnen mal ein wenig genommen wird. Und 
mehr natürlich – Ansätze gibt es zahlreiche, 
der prominenteste der jüngsten Vorschläge 
ist sicher der Green New Deal von Alexandria 
Ocasio-Cortez und Bernie Sanders. Das neo­
liberale Mantra «There is No Alternative» hat 
sich in sein Gegenteil verkehrt. Zu einer radi­
kalen Veränderung gibt es keine Alternative 
mehr, oder in Anlehnung an Verónica Gago: 
Sozialismus heißt für die Zukunft sorgen.

Mario Candeias, Barbara Fried  
und Hannah Schurian
Berlin, Januar 2020
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Mario Candeias

ZEIT FÜR ETWAS NEUES: 
DARUM SOZIALISMUS

Der realexistierende Sozialismus ist geschei-
tert. Aus guten Gründen. Der realexistierende 
Kapitalismus auch. Letzterer wird keineswegs 
so schnell abtreten wie der Erstere. Sozialis-
mus oder Barbarei hieß es einst bei Rosa Lux-
emburg, als die Welt zunächst in Imperialis-
mus, Kolonialismus, Erstem Weltkrieg und 
dann im Zweiten Weltkrieg und Holocaust 
versank. Die Barbarei ist angesichts sich auf-
türmender Menschheitsprobleme wieder zu 
einer realen und drohenden Möglichkeit ge-
worden.
Die globale Ungleichheit hat sowohl zwischen 
den Ländern als auch innerhalb der meisten 
Länder ein nie gekanntes Ausmaß erreicht, 
mit dramatischen Folgen für den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt, die Demokratie – und 
darüber hinaus: Akkumulation basiert weni-
ger auf Produktion auf erweiterter Stufenlei-
ter, sondern immer mehr auf Umverteilung, 
was zugleich wirtschaftliche Entwicklung blo-
ckiert. Dazu treten die Folgen kapitalistischen 
Wachstums, die zu einer planetarischen öko-
logischen Krise geführt haben, die weitere 
soziale Verwerfungen und rasant steigende 
wirtschaftliche Schäden produziert. Durch 
die beiden eben genannten Entwicklungen 
mit befördert, durch Krieg und Zerstörung, 
Ressourcenausbeutung, ungleiche Handels-
abkommen und ungerechte weltwirtschaft-
liche Beziehungen ist die Frage der globalen 
Migration zu einer nicht mehr hintergehba-
ren Herausforderung geworden: 71 Millionen 
Menschen sind derzeit auf der Flucht, ein Re-
kord. Die allermeisten Geflüchteten landen in 
Ländern des globalen Südens. Aber auch die 
Gesellschaften des Nordens sind zu Einwan-
derungsgesellschaften geworden, ob sie es 
wollen oder nicht. Eine Abschottung gelingt 

nur unter Aufgabe menschenrechtlicher Stan-
dards. Kurz: Es handelt sich um Menschheits-
probleme, die auch ein Scheitern des Kapita-
lismus signalisieren, weit über die organische 
Krise des neoliberalen Projekts hinaus. Aus-
druck dessen ist der Aufstieg eines globalen 
Autoritarismus. Im Interregnum ist dies die 
spezifische Bearbeitungsform der Krise zur 
Rückgewinnung/Sicherung von Herrschaft – 
mit unkalkulierbarem Zerstörungspotenzial.
Es braucht eine Alternative: einen erneuerten 
demokratischen, einen grünen Sozialismus. 
Es braucht eine Perspektive, die in einem of-
fenen und offensiven Suchprozess unsere 
verschiedenen politischen Initiativen auf so 
unterschiedlichen Feldern wieder zusam-
menbindet, damit nicht alles in Einzelpoliti-
ken, -forderungen und -aktivitäten zerfällt. In 
Zeiten gesellschaftlicher Polarisierung ist da-
für eine radikale Perspektive entscheidend. Es 
geht nicht einfach um die Verteidigung des 
Sozialstaates oder die Rückkehr zu einem na-
tionalstaatlichen Modell der Regulierung des 
Kapitalismus. Wir sollten klar sagen, dass wir 
an einem Ende des Kapitalismus arbeiten, an 
einer Gesellschaft, die Bernie Sanders unbe-
kümmert Sozialismus nennt. Dazu gehören 
ganz selbstverständliche Dinge wie eine kos-
tenfreie Gesundheitsversorgung und Bildung 
sowie bezahlbares Wohnen für alle; entgelt-
freie öffentliche Dienstleistungen von Biblio-
theken bis zum öffentlichen Personennahver-
kehr; demokratische Mitsprache, die etwas 
bewegt; der ökologische Umbau der Städte, 
des Verkehrs, der Energieversorgung und der 
Landwirtschaft; viel mehr Zeit füreinander und 
zum Leben; Mitbestimmung und wirkliche 
Demokratie. Sozialismus wäre erst einmal das 
Selbstverständliche.
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Hier scheint das Unabgegoltene vergangener 
Zukünfte auf, von der Französischen Revolu-
tion über die Russische Revolution bis hin zu 
1968 oder 1989. Wie Corbyn sagt: «Für uns 
mag das seit 40 Jahren das Gleiche sein, für 
die junge Generation ist das brandneu.» Es 
geht um Wege im Kapitalismus, die über ihn 
hinausführen. So wird das Wort Sozialismus 
wieder sprechbar. Die Leute sind irritiert, se-
hen bei Wikipedia nach, informieren sich. Es 
gibt eine Auftreffstruktur dafür, den Wunsch 
nach radialerer «Systemkritik» und Alternati-
ven, nicht zuletzt nach sozial-ökologischen Al-
ternativen – ein Wunsch, der oft wenig kon-
kret ist. 
Wir sollten nicht dahinter zurückbleiben, un-
sere Vorstellungen einer solidarischen, demo-
kratischen, feministischen, antirassistischen 
Postwachstumsalternative bei einem neuen 
alten, bei einem unabgegoltenen Namen zu 
nennen und gemeinsam dafür zu streiten, was 
er bedeuten soll im 21. Jahrhundert: Sozialis-
mus – eine gute, eine solidarische, eine ge-
rechte Gesellschaft, das Einfache, das schwer 
zu machen scheint. Nicht alle in der Mosaik
linken oder im dritten Pol werden dies unter-
schreiben, aber es sollte als selbstverständlich 
akzeptiert sein, dass eine Transformations-
linke innerhalb des Mosaiks für Sozialismus 
steht. Je nach Kontext kann das «grüner», 
«demokratischer», «feministischer» Sozialis-
mus heißen, aber letztlich sollte es einfach um 
«Sozialismus» sans phrase (ohne Umschwei-
fe) gehen. 
Der Name ist nicht entscheidend, aber was 
sonst wäre ein positiver Begriff für einen Sys-
temwechsel – denn um nichts weniger geht 
es. Wir sollten bewusst machen, dass die 
oben genannten Menschheitsprobleme nicht 
mit dem Drehen von Stellschrauben hie und 
da zu bewältigen sind: Die Eingriffstiefe und 
das Tempo wären zunächst mit dem New 
Deal in Zeiten von F. D. Roosevelt vergleich-
bar. Dies scheint überdimensioniert, ist aber 
historisch in harten Auseinandersetzungen 

schon einmal vollbracht worden – heute sind 
die Herausforderungen mindestens so groß 
wie zu Zeiten von Krise und Kriegswirtschaft – 
Letzteres verdeutlicht noch einmal die un-
verzichtbare führende Rolle des Öffentlichen 
dabei. Die heranrollende Rezession macht es 
noch deutlicher: Massive Inventionen werden 
nötig (selbst der Bundesverband der Deut-
schen Industrie will die schwarze Null weg-
haben). Diese sollen nicht zum Erhalt des Al-
ten, sondern zum Aufbau des Neuen genutzt 
werden! Gewissermaßen ein Einstiegspro-
jekt auf erweiterter Stufenleiter, denn es geht 
um nichts weniger als um ein neues Gesell-
schaftsmodell. Die gegenwärtige Krise und 
Polarisierung bietet dafür auch ein Momen-
tum angesichts schneller Bewegungen und 
Terrainwechsel, die Kräfteverhältnisse in die-
sem Sinne zu verschieben. Wir sollten den 
Moment nutzen.

Warum Sozialismus? 
Die Methode
Der Begriff Sozialismus versucht die unter-
schiedlichen Interessen und Bewegungen im 
Sinne «revolutionärer Realpolitik» so zu ver-
knüpfen, dass sie sich nicht «nur erreichba-
re Ziele steckt und sie mit den wirksamsten 
Mitteln auf dem kürzesten Wege zu verfolgen 
weiß», sondern «in allen ihren Teilbestrebun-
gen in ihrer Gesamtheit über den Rahmen der 
bestehenden Ordnung» hinausgehen (Luxem-
burg 1903: 373).
Welche Punkte sind das jeweils in den ein-
zelnen Politikfeldern? An welcher Stelle kann 
ein konkreter Bruch angestrebt werden bzw. 
quantitative Veränderungen so weit getrieben 
werden, dass sie einen qualitativen Umbruch 
darstellen? 
Zunächst geht es darum, gezielt beispielge-
bende, konkrete gesellschaftliche Konflikte 
zu produzieren: wie bspw. die Beschäftigten 
der Charité bei der Frage der Personalbemes-
sung oder die Initiative «Deutsche Wohnen 
& Co enteignen». Dabei sollte ein gezielter 
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Konflikt eben an Alltagsbedürfnissen anset-
zen, auf unmittelbare Verbesserung für die 
Einzelnen zielen und eine Dynamik für nächs-
te Schritte und weitergehende Perspektiven 
schaffen. Dies schließt disruptive Praktiken 
wie Streik, Besetzung, Blockade, auch Volks-
entscheid ein. Diese Selbstermächtigung 
und ein langer Atem sind zentral zur Er-
weiterung des Möglichkeitsraumes – 
noch vor Kurzem hätten wir gedacht, 
dass eine Kampagne zur Enteignung 
von Immobilienkonzernen unter keinen 
Umständen Erfolg haben kann. Ein sol-
cher Konflikt verleiht Sichtbarkeit, inspiriert, 
motiviert. Eine entsprechende Kampagne 
bietet Möglichkeiten, zuvor zersplitterte In-
itiativen und Organisationen konkret zu ver-
binden. Wenn sie erfolgreich ist, verschiebt 
sie den gesellschaftlichen Diskurs, mithin die 
Kräfteverhältnisse, und erweitert somit den 
Möglichkeitsraum und erhöht die Durchset-
zungsfähigkeit auch anderer Forderungen 
(beispielsweise hat die Enteignungskampag-
ne unmittelbar das Diskursfeld für den Mie-
tendeckel verbessert und inspiriert radikale 
Überlegungen auf anderen Feldern). Dass 
Konflikte ungeheuer Spaß bereiten können, 
sieht man schon im Kleinen bei den Stadttei-
lorganisierungen, wenn dann eine Kampag-
ne vor Ort fruchtet, sich mit anderen verbin-
det, man sich als Teil von etwas Größerem 
fühlt. Die organisierende Arbeit – verbinden, 
verbreitern, verankern – ist zentral, um mehr 
zu werden. Welches sind also die drei bis vier 
zentralen gesellschaftlichen Fragen, die ge-
löst werden müssen und die geeignet sind, 
einen solchen, für die Linke produktiven Kon-
flikt zu entwickeln?
Dabei bedarf es jeweils spezifischer Gegner-
bezüge. Taktisch wie strategisch sollte man 
hier möglichst genau werden, damit der Geg-
ner nicht abstrakt bleibt: also etwa mit Re-
cherchen über Hintergründe von Investo-
ren, Machenschaften eines Unternehmens, 
wer steckt die Profite in diesem oder jenem 

Krankenhauskonzern ein auf Kosten von Pa-
tient*innen und Personal; wer liefert welche 
Rüstungsgüter in Krisengebiete; wer sperrt 
sich mit Dieselbetrug und Korruption gegen 
eine ökologische Mobilitätswende etc. Hier 
geht es um ein gezieltes blaming der Gegner. 
So kann eine verbindende, sozialistische Klas-

senpolitik herausarbeiten, weshalb Kämpfe 
um bessere Arbeitsbedingungen, Löhne und 
Zeit, aber auch um die Reproduktion – Ge-
sundheit, Wohnen, Ökologie – noch immer 
Klassenkämpfe sind – das ist nicht evident, 
weder im industriellen Sektor (Tradition der 
Sozialpartnerschaft, Inkorporation in den Ex-
portkorporatismus oder Digitalpakt), noch 
weniger in den Dienstleistungsbereichen, am 
wenigsten im Bereich öffentlicher sozialer In-
frastrukturen oder eben in der Klimafrage. So 
ist zum Beispiel die Mär, wir säßen bei der 
ökologischen Krise alle im selben Boot, auch 
die Reichen könnten ihr nicht entfliehen, gro-
ßer Unsinn angesichts der klassenförmig ext-
rem ungleichen Verteilung von Verursachung 
und Folgen, global wie innergesellschaftlich. 
Neben dem Gegnerbezug braucht es immer 
verbindende (meist recht allgemeine) Slogans 
für eine Systemwende, aber auch positive 
Projekte, eine Mischung aus erreichbaren Zie-
len und vorwärtsreibenden Forderungen und 
Initiativen.
Dabei werden alte sozialistische Problemati-
ken wie Macht- und Eigentumsfragen, Um-
verteilung, Planung und Demokratie aktu-
alisiert und mit neuen Problemstellungen 
verknüpft – in der Perspektive der Erweiterung 
der gemeinsamen Verfügung über die un-
mittelbaren Lebensbedingungen, der gesell-
schaftlichen Produktions- und Reproduktions-
mittel. 

Den Jammer der Besitzenden­
klasse verhöhnen, wenn ihnen 
mal ein wenig genommen wird.
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Was daran ist sozialistisch? 
Hier geht es weniger um die Beschreibung ei-
nes fertigen Ziels als um Bestimmung einiger 
orientierender Elemente für die wirkliche Be-
wegung, die den gegenwärtigen Zustand auf-
hebt.
1. Umverteilung: Umverteilung reicht nicht 
aus. Und doch ist eine radikale Umvertei-
lung von Vermögen und Kapital eine wesent-
liche Voraussetzung jeder linken Politik – hier 
zeigt sich, wer einen Richtungswechsel ernst 
nimmt und Vermögende wieder stärker zur 
Finanzierung des Öffentlichen heranziehen 
will, also das gesellschaftliche Mehrprodukt 
wieder der Allgemeinheit zuführt. Das ist im 
engen Sinne Klassenkampf und beginnt viel-
leicht bei der Einschränkung von Profitinteres-
sen – etwa der Möglichkeit, die Maximalrendi-
te bei der Veräußerung von Grund und Boden 
festzulegen – und endet bei der großen Steu-
erreform. Auf pseudoökonomische Debat-
ten, ob das sinkende Investitionen nach sich 
zöge oder nicht, sollten wir uns nicht einlas-
sen, sondern den Jammer der Besitzenden-
klasse verhöhnen, wenn ihnen mal ein wenig 
genommen wird. Wir sollten jene Momente 
herausstellen, in denen es aktuell gelingt (und 
einst gelang), Besitzenden etwas wegzuneh-
men, um dem Gefühl gegenzuarbeiten, dass 
man an die sowieso nicht herankäme. 
2. Infrastruktursozialismus – Rückgewinnung 
und Ausbau des Öffentlichen, der Commons, 
der sogenannten «Freiheitsgüter» (Michael 
Brie, Dieter Klein): Mit dem Ausbau des kol-
lektiven Konsums durch Stärkung sozialer 
und anderer Infrastrukturen sowie allgemei-
ner solidarischer Sicherungssysteme wird 
die Grundlage für a) eine solidarische und de-
mokratische Lebensweise gelegt und kann 
b) die Angst und Unsicherheit vor notwendi-
gen großen gesellschaftlichen Veränderun-
gen genommen werden, auch der in Teilen 
der Gewerkschaften bzw. Arbeiterklasse ver-
breiteten Fixierung auf Lohnerhöhung und 
stofflichen Warenkonsum entgegengearbei-

tet werden – ohne sich in Verzichtsdebatten zu 
verkämpfen. Mit einem solchen (nicht waren-
förmigen) Ausbau des Öffentlichen werden 
zugleich Märkte und Privatisierung zurück-
gedrängt. Das Öffentliche als Sphäre des Ge-
meinsamen muss erfahrbar, der Reichtum des 
Öffentlichen herausgestellt werden.
Hier gibt es diverse Ansatzpunkte für geziel-
te gesellschaftliche Konflikte, neben dem Be-
reich Wohnen (vgl. LuXemburg 2/2019) etwa 
im Gesundheitssektor: die Abschaffung der 
Fallpauschalen (DRG) sowie gesetzliche und 
tarifliche Regeln für die Personalbemessung, 
die Abschaffung der Zweiklassenmedizin und 
der privaten Krankenversicherung, die Re-
kommunalisierung bzw. Vergesellschaftung 
der großen Krankenhaus- und Pflegekonzer-
ne, die Einrichtung von Polykliniken und loka-
len Gesundheitszentren mit Pflege- und Ge-
sundheitsräten. 
Ein dringliches Feld wären konsequente 
Schritte zu einer Mobilitätswende und «au-
tofreien» und begrünten Stadt, unverzicht-
bar schon aufgrund ökologischer Gründe, 
aber auch zur Wiederaneignung des öffent-
lichen Raumes. Die Elemente sind bekannt: 
Verlagerung des Individualverkehrs auf einen 
massiv ausgebauten und «smarten» öffentli-
chen Nah- und Fernverkehr (v. a. auch für die 
Pendler*innen im «urban-ländlichen» Raum), 
deutliche Preissenkung bis hin zum entgelt-
freien ÖPNV, Rückkehr von Betrieben und In-
frastrukturen in öffentliche Hände, bessere 
Arbeitsbedingungen und Entlohnung, Vor-
rang von Fußgänger- und Radverkehr, Ende 
des Verbrennungsmotors. Das hieße, sich mit 
mächtigen Konzerninteressen und Lobbys an-
zulegen. Es ist der richtige Moment dafür. 
Insgesamt wäre der Ausbau des Öffentlichen 
mit einer Stärkung der Rechte und Finanzen 
der Kommunen zu verbinden, die in ganz we-
sentlichen Bereichen für die unmittelbaren 
Dinge des Lebens verantwortlich sein sollten: 
von Gesundheit, Mobilität, Bildung und Ener-
gie über Sicherheit und Beschäftigung bis zur 
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Produktion und Zubereitung von Lebensmit-
teln. Die Vision einer Stadt für alle – bzw. im 
emphatischen Sinn der Kommune – böte je-
ne Freiheitsgüter, die für eine angstfreie, indi-
viduelle wie gemeinsame Entwicklung grund-
legend sind.
3. Wirkliche Demokratie, die sich sowohl 
in Richtung Wirtschaftsdemokratie (sie-
he Punkt 4) ausdehnt als auch in Richtung 
Demokratisierung des Staates, der Familie, 
der Lebensweisen. Hier gilt es gewisserma-
ßen, ein Subsidiaritätsprinzip zurückzugewin-
nen: Über die lokalen Belange beschließen 
die Kommunen. Wo über die jeweils kleinste 
Ebene andere Ebenen oder Regionen mit be-
troffen sind, wird die jeweils andere Region 
einbezogen oder die Entscheidung auf ei-
ne höhere Ebene verlagert. Die Repräsenta-
tions- und Legitimationskrise des politischen 
Systems hat viel damit zu tun, dass wesent-
liche Bedürfnisse der Bevölkerung nicht be-
rücksichtigt werden, die Menschen selbst 
nicht mitwirken können. Jenseits und inner-
halb der Nationalstaaten hat sich eine trans-
nationale Bourgeoisie etabliert, die nur noch 
eine «marktkonforme Demokratie» akzeptiert. 
Eine verselbständigte Klasse der Reichen und 
Superreichen, der «plutokratischen Extremis-
ten» (Piketty) entzieht sich der Finanzierung 
des Gemeinwohls, die «politische Klasse» ent-
koppelt sich. Der Staat erscheint vielen immer 
weniger als Ort politischer Auseinanderset-
zungen, sondern vielmehr als von ihnen ent-
fremdete (Klassen-)Macht.
Der Ausbau des Öffentlichen im Sinne einer 
vorsorgenden Wirtschaft muss daher zugleich 
eine radikale Demokratisierung des Staates 
sein. Weder der «wohlmeinend» paternalisti-
sche und patriarchale fordistische Wohlfahrt-
staat noch der autoritäre Staatssozialismus, 

schon gar nicht ein neoliberaler Umbau von 
öffentlichen Diensten auf Wettbewerb und rei-
ne betriebswirtschaftliche Effizienz waren be-
sonders emanzipativ. Ein linkes Staatsprojekt 
muss also die von den (Demokratie-)Bewe-
gungen seit 2011 geforderte Erweiterung der 
Teilhabe und Transparenz realisieren – und in 
sozialistischer Perspektive auf die Absorption 
des Staates in die Zivilgesellschaft hinarbeiten, 
wie es bei Gramsci heißt. Partizipation heißt 
nicht, seine Meinung äußern zu dürfen, son-
dern wirkliche Entscheidungen beeinflussen 
zu können. Es braucht Strukturen, die nicht 
einfach mit einer veränderten Mehrheit wie-
der zurückgedreht werden können – wie beim 
paternalistischen und letztlich passivierenden 
sozialdemokratischen Sozialstaat. Nur wenn 
die Subalternen sich den Staat aneignen, ihn 
in die Zivilgesellschaft holen, mit Leben füllen, 
werden sie ihn auch verteidigen, wenn ande-
re ihn sich unter den Nagel reisen wollen, das 
Eigentum verscherbeln oder Entscheidungen 
abschirmen und monopolisieren. 
Doch wenn es gelingt, wesentliche Bereiche 
zu rekommunalisieren oder zu vergesellschaf-
ten, öffentliche und genossenschaftliche Be-
triebe aufzubauen, Selbstverwaltungen zu in-
stallieren, wie sichern wir ab, dass diese dann 
auch in der gewünschten demokratischen 
Weise arbeiten und Partizipation ermögli-
chen?
Funktionierende demokratische Routinen zu 
finden ist wichtig. Und dennoch gilt es im-
mer wieder, auch demokratische Institutionen 
aufzubrechen, ihre «Öffnung für die Massen» 
durch immer wieder zu erneuernde Partizipa
tionsprozesse und Infragestellung der Institu-
tionen bei drohender Bürokratisierung zu er-
wirken, die Institutionen perspektivisch immer 
weiter in die Zivilgesellschaft und Selbsttätig-

keit zu absorbieren durch 
Einrichtung von Selbstver-
waltung und Räten auf den 
unterschiedlichen Ebenen. 
Das gilt auch und beson-

Das Öffentliche als Sphäre des Gemein­
samen muss erfahrbar, der Reichtum 
des Öffentlichen herausgestellt werden.
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ders für linke Staatsprojekte. Die Eigensin-
nigkeit von unten mag nicht immer der Logik 
(linker) Staatsprojekte entsprechen, bewahrt 
jedoch vor Verselbstständigung der Appara-
te. Hier wären die munizipalistischen Ansätze 
weiterzutreiben, Nachbarschaftsräte und par-
tizipative Haushalte zu verknüpfen und zu ent-
wickeln.
4. Wirtschaftsdemokratie: Dabei geht es nicht 
nur um das Öffentliche des Staates, sondern 
auch um die Demokratisierung der Wirt-
schaft: Die «Leistungen» von Management 

und Shareholder-value-Konzepten in der Un-
ternehmensführung sind angesichts von Kurz-
fristdenken, Finanzkrise, exorbitanten Mana-
gergehältern, Steuerhinterziehung, Pleiten 
und Massenentlassungen sowie wachsender 
ökologischer Zerstörung und (Diesel-)Skanda-
len in Zweifel geraten. Auch die klassische be-
triebliche Mitbestimmung konnte dem Druck 
transnationaler Konkurrenz und finanzdomi-
nierter Kontrolle nicht ausreichend begeg-
nen, geriet manchmal selbst in Verwicklun-
gen von Kollaboration und Korruption. Es ist 
also Zeit für eine über die klassische Mitbe-
stimmung hinausgehende Demokratisierung 
der Wirtschaft, für eine weitreichende Parti-
zipation von Beschäftigten, Gewerkschaften, 
Verbänden und Initiativen, Bevölkerung/Kon-
sument*innen und anderen Stakeholdern an 
Entscheidungen in Betrieben (und zwar ent-
lang der gesamten, transnationalen Produk-
tionskette). Beschäftigte sollten Mitwirkungs- 
und Vetorechte bei der Personalbemessung 
und Betriebsverlagerungen, stärkeren Ein-
fluss bei Arbeitszeiten oder der Produktions-
organisation erhalten. Regionale Räte und 
Beschäftigte sollten Mitwirkungs- und Mitent-
scheidungsrechte bei Innovationen (und -rich-

tungen) und Investitionen ausüben. Generell 
sollten Schlüsselbetriebe in öffentliches oder 
genossenschaftliches Eigentum überführt 
werden. Staatliche Fördergelder sollten auch 
als Hebel eingesetzt werden, um Beschäftig-
tenrechte, Partizipation und andere Eigen-
tumsformen durchzusetzen. Die Aktivitäten 
von Unternehmen haben tief greifende Be-
deutung, Wirkungen und Konsequenzen für 
die betreffenden Kommunen, Regionen und 
darüber hinaus – es handelt sich daher der Sa-
che nach nicht um private Angelegenheiten.

5. Unumkehrbarkeit? Die Eigentumsfrage: 
Die Frage der Vergesellschaftung ist wieder 
sprechbar geworden. Diese Öffnung sollte ge-
zielt genutzt werden: Wie beim Thema Woh-
nen hat dies noch ohne Erreichung des ei-
gentlichen Ziels den Diskurs verschoben und 
mehr Möglichkeiten eröffnet. Diese Erfahrung 
lässt sich konkret übertragen, um die Hinder-
nisse bei der Entwicklung von Gesundheitsin-
frastrukturen (Krankenhaus- und Pflegekon-
zerne), bei der Sicherung privater Daten und 
digitaler Infrastrukturen (Facebook & Co), bei 
der Mobilitätswende (Automobilkonzerne 
und die Bahn AG) oder beim Wohnungsbau 
(informelle Kartelle in der Bauwirtschaft) zu 
überwinden. Die Vergesellschaftung zentraler 
materieller und sozialer Infrastrukturen sowie 
zentraler Produktionsstrukturen in öffentliche 
Unternehmen oder Genossenschaften (beide 
gesteuert von Räten, die aus Beschäftigten, 
Nutzer*innen, Betroffenen und Politiker*innen 
zusammengesetzt sind) ist ein wesentlicher 
Faktor zur dauerhafteren Verschiebung von 
Kräfteverhältnissen. Eine wirkliche Vergesell-
schaftung (nicht nur die formelle Verstaatli-
chung) wäre auch ein wirksamerer Schutz ge-
gen spätere Reprivatisierungen.

Wenn die Märkte ihre Investitionsfunktion nicht 
wahrnehmen, dann muss diese weitaus stärker zur 
öffentlichen, partizipativ organisierten Aufgabe werden.
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Die Frage der Unumkehrbarkeit gilt aber auch 
für andere essenzielle Entscheidungen und 
Errungenschaften, hinter die eine künftige Ge-
sellschaft nicht mehr zurückfallen darf – Stich-
wort: Ewigkeitsklauseln des Grundgesetzes, 
etwa die verfassungsmäßige Absicherung öf-
fentlicher sozialer Infrastruktur und ein Priva-
tisierungsverbot. Von rechts werden perma-
nent neoliberale und autoritäre Maßnahmen 
in das Verfassungsrecht gegossen bzw. Ins-
titutionen und Strukturen gebaut, die spezi-
fische Politiken vor demokratischem Einfluss 
entziehen wollen, dies beginnt bei der Unab-
hängigkeit der Zentralbank und der einseiti-
gen Definition der Aufgaben der EZB und geht 
bis zu Fiskalpakt, Lissabon Vertrag etc. Nun 
sollten wir es den herrschenden Klassen nicht 
gleichtun. Aber erweiterte soziale und politi-
sche Rechte, bestimmte Freiheitsgüter etc. 
sollten nicht (so leicht) infrage gestellt wer-
den können und daher institutionalisiert wer-
den, wenn möglich mit Verfassungsrang, gern 
auch auf trans- und internationaler Ebene.
6. Umgestaltung: Sozialisierung der Inves-
titionsfunktion (John Maynard Keynes): Die 
Überakkumulation von Kapital produziert Wel-
len spekulativer Blasen, gefolgt von Kapital 
und Arbeitsplatzvernichtung, während immer 
größere Bereiche gesellschaftlicher Repro-
duktion wie Erziehung und Ausbildung, Um-
welt, Hungerbekämpfung, Infrastrukturen 
und öffentliche Dienstleistungen liegenblei-
ben bzw. kaputtgespart werden. Die großen 
Menschheitsprobleme bleiben ungelöst auf 
Kosten der subalternen Klassen und der natür-
lichen Umwelt. Wenn die Märkte ihre Investi-
tionsfunktion nicht wahrnehmen, dann muss 
diese weitaus stärker zur öffentlichen, partizi-
pativ organisierten Aufgabe werden. Mariana 
Mazzucato zeigt, wie die Schaffung von neu-
en Technologien/Produktivkräften, ja sogar 
neuen Märkte in den letzten 40 Jahren nicht 
durch Unternehmen, sondern durch staatli-
che Forschungsprogramme und Maßnahmen 
erfolgte: vom Internet, über die erneuerbaren 

Technologien bis hin zu Nano- oder Biotech-
nologien. «Tatsächlich ist es der Staat, der be-
reit ist, Risiken einzugehen, die Unternehmen 
scheuen. Er hat sich als schöpferisch erwie-
sen, schaffte gänzlich neue Märkte und Bran-
chen.» (Mazzucato 2014) 
Wofür wollen wir investieren? Dies wäre 
durchaus eine gute Frage für eine Kampag-
ne. Dies schließt auch die Sozialisierung der 
Innovationsfunktion ein, um der Entwicklung 
der Produktivkräfte eine Richtung zu geben, 
die an den Bedürfnissen der Einzelnen ansetzt 
und nicht an den Perspektiven des Profits – of-
fensiv, die Unfähigkeit des privaten Sektors 
herausstellend, weil er den komplizierten Un-
sinn, vom digitalen Gadget bis zur Waffen-
produktion, entwickeln kann, aber keine Lö-
sung selbst für einfache Probleme wie etwa 
neue Werkstoffe für günstige und ökologische 
Wohnungen. Die Gewinnung ökologischer 
(Leichtbau-)Materialien und Stoffe, die Siche-
rung von 100 Prozent erneuerbarer Energie 
mit entsprechenden dezentralen Speicherka-
pazitäten und abnehmenden Stromverbräu-
chen, die Entwicklung smarter öffentlicher 
Mobilitätssysteme bei gleichzeitiger Reduzie-
rung des Verkehrs, die Ersetzung seltener Er-
den durch alternative Rohstoffe, ökologische 
Anbaumethoden zur Sicherung der Ernäh-
rungssouveränität angesichts globaler Erwär-
mung etc. – dies sind nur einige Beispiele für 
progressive Innovationsfronten, die Investitio-
nen in breite öffentliche Grundlagen- und An-
wendungsforschung erfordern.
7. Kollektive Kreativität: Ungeahnte Produkti-
vitätspotenziale liegen auch in der Befreiung 
der Autonomie der Arbeit. Die neuen Produk-
tivkräfte ermöglichen die «Emanzipation der 
Arbeiter von der Fessel, für die Ausführung 
einer Teilfunktion eine beschränkte und da-
mit einschränkende Kompetenz ausbilden zu 
müssen». Doch die «Privatproduktion wird 
diese Möglichkeit kaum zur friedlichen Entfal-
tung treiben»; «die Herrschaftskräfte werden 
nicht freiwillig eine Anordnung mit zerstören, 
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in der sie die ‹Köpfe› repräsentieren, die das 
Werk der ‹Hände› regulieren» (PAQ 1987: 58). 
Erst in «ihrer demokratischen Form, als Ko-
operative Individualität», kann eine neue Form 
der Arbeitsteilung ihre Potenziale entfalten 
(Müller 2010: 312).
Vor dem Hintergrund zunehmender Transna
tionalisierung und Standardisierung wurden 
in den letzten Jahren die neuen Formen der 
Arbeitsorganisation zurückgeschraubt, errei-
chen ihre Grenzen. Ein «Kulturbruch» in den 
Unternehmen, der bereits im Zuge der Kri-
se der New Economy eingeleitet wurde. Von 
Kapitalseite erfolgt ein Rückbau von Autono-
miespielräumen, Verschärfung von Kontrolle, 
Intensivierung und Prekarisierung der Arbeit 
sowie Überausbeutung. Im Ergebnis sinkt die 
Arbeitsproduktivität in diesen Bereichen. «Die 
Potenziale der neuen Produktivkräfte lassen 
sich unter den neoliberalen Produktionsver-
hältnissen nicht weiter realisieren» (Candeias 
2010: 8). Wissensmanagementsysteme versu-
chen bereits das spezialisierte Wissen der Ar-
beitenden zu verallgemeinern. Mit der Indus-
trie 4.0 soll das Produktionswissen erneut und 
auf höherer Stufe an die Maschinen(-systeme) 
übertragen werden. Selbstverständlich be-
wegt sich die Selbstorganisation in einem 
«Raum möglicher Problemlösungen, den Men-
schen mittels mathematischer Modellierung 
voraus entwerfen» (Ohm/Bürger 2015: 22). 
Selbst beim Einsatz sogenannter künstlicher 
Intelligenz ist es «normal und erwartbar, dass 
Menschen Fehler machen – sowohl die Pro-
grammierer als auch die Operateure der Sys-
teme». Daher birgt die Konstruktion «‹intel-
ligenter›, das heißt vermeintlich fehlerfreier 
Systeme hohe Risiken» (Weyer 1997: 245). 
Dies hat sich schon beim alten Traum der au-
tomatischen Fabrik bei Fiat als Dialektik der 
Automation erwiesen. Die maschinelle ler-
nende Fehlerkorrektur kann jedoch die Steue-
rung auf sehr wenige, ausgewählte menschli-
che Wächter*innen und Regulator*innen des 
Produktionsprozesses begrenzen. Mit der 

Produktivkraftrevolution ballt sich ungeheure 
Kompetenz, sprunghafte Zunahme kollektiver 
Handlungsfähigkeit bei den Arbeitsteams, die 
über die 4.0-Produktionssysteme eine interna-
tionale einheitliche Sprache sprechen lernen.
Dennoch: Die Herausbildung «kooperativer 
Kreativität» komplexer Arbeit im Prozess der 
Informatisierung und Computerisierung bildet 
den Kern der neuen Produktivkräfte. Er ver-
weist auf «eine neue Stufe der Vergesellschaf-
tung» (Müller 2010: 285), deren Realisierung 
durch die kapitalistischen Produktionsverhält-
nisse vorerst verstellt bleibt. Grundlage der 
Entfaltung kooperativer Kreativität ist Demo-
kratisierung von Arbeitsorganisation wie der 
Entscheidung über den Zweck der Produk
tion und damit die bereits angelegte Überwin-
dung der unproduktiven Grenzen des Privatei-
gentums. Jenseits der Nische wird schließlich 
auch die Vernetzung nicht kapitalistischer 
(digitaler wie stofflicher) Produktion über die 
flexible Verbindung entsprechender Maschi-
nensysteme möglich. Es gilt, die kooperative 
Kreativität den einzwängenden Imperativen 
von Konkurrenz und Profit zu entwinden (vgl. 
Candeias 2016).
8. Ein neuer Begriff von Reichtum: Für eine 
sozial-ökologische Transformation ist auf re-
produktive Bedürfnisse zu orientieren; hin zu 
einer «Reproduktionsökonomie», die sich zu 
beschränken weiß und zugleich neuen Reich-
tum schafft: andere soziale Innovationen, 
sinnvollere Produktivkräfte, Zeitwohlstand, 
allseitige Entwicklung, Raum für Zärtlichkeit, 
Solidarität, Unterstützung und Ansporn statt 
Konkurrenz. Im Zentrum einer Transformation 
würden Bereiche stehen, die gemeinhin un
ter einen (weiten) Begriff der Reproduktions- 
oder Sorgearbeiten fallen: Ausbau bedürfnis
orientierter sozialer Infrastrukturen öffentlicher 
Gesundheit, Pflege, Erziehung und Bildung, 
Forschung, sozialer Dienste, Ernährung und 
Schutz unserer natürlichen Umwelten, Pflege 
menschlicher Beziehung. In diesen zentralen 
Bereichen beklagen alle seit Jahren Mangel, 
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es sind die einzigen Bereiche, in denen die Be-
schäftigung in Industrieländern wächst. Sie 
sind öffentlich zu halten und nicht dem Markt 
preiszugeben. Dies wäre zugleich ein Beitrag 
zur Ökologisierung unserer Produktionswei-
se (da diese Arbeit mit Menschen selbst we-
nig Umweltzerstörung mit sich bringt) sowie 
zur Bearbeitung der Krisen von (bezahlter) Ar-
beit und (unbezahlter) Reproduktion. Und gut 
gewendet können sie einen Beitrag zur eman-
zipativen Gestaltung von Geschlechterver-
hältnissen leisten, durch den Blick auf repro-
duktive Funktionen. Mit der Überwindung der 
geschlechtlichen Arbeitsteilung wäre auch 
die Überwindung der Trennung von Kopf und 
Hand anzugehen.1 Dabei bildet die neue «femi-
nistische Internationale» international gegen-
wärtig den radikalsten und sichtbarsten Ge-
genpol zum globalen Autoritarismus wie zum 
Neoliberalismus. Eine solche Bewegung gilt es 
klassenpolitisch weiterzutreiben, so wie es die 
Diskussion um Frauen*Streik und reproduk
tive Gerechtigkeit begonnen hat.
9. Ein neuer Begriff von Arbeit: Bei einer sol-
chen sozial-ökologischen und feministischen 
Offensive geht es auch um die Neudefinition 
und Neuverteilung dessen, was wir als ge-
sellschaftlich notwendige Arbeit verstehen 
(4-in-1-Perspektive, vgl. Haug 2011) – durch 
Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit, Ausdeh-
nung kollektiver, öffentlich finanzierter Ar-
beit, orientiert an der Reduktion von Stoff- und 
Energieverbrauch, am Beitrag zu menschli-
cher Entwicklung, am Reichtum allseitiger Be-
ziehungen, nicht an der Produktion von Mehr-
wert. Wachstumskritische Bewegungen, 
feministische Politiken und Dienstleistungs-
gewerkschaften wie ver.di können an solchen 
Punkten zusammenkommen.

Notwendige gesellschaftliche Arbeit ist dabei 
als gemeinschaftliche Selbstverpflichtung zu 
verstehen, als gemeinsame Bestimmung, was 
geleistet werden soll, wie die gewonnenen 
Ressourcen und die Zeit eingesetzt werden 
sollen. Dies schließt jedoch weitreichende in-
dividuelle Autonomiespielräume in der Arbeit 
mit ein, ebenso wie die freiwillige assoziier-
te/dissoziierte Arbeit nach Neigung: etwa ein 
individuelles «Ziehungsrecht» (Supiot 1999) 
für autonome Zeiten (allein oder in Gruppen) 
für eigensinnige Projekte und Erfindungen, 
Forschung, Kunst etc., die Raum für kreative 
und innovative Entfaltung schaffen (inkl. der 
dafür nötigen Mindestressourcen und Erpro-
bungsphasen, sofern es sich nicht um gefähr-
liche Verfahren handelt), ohne notwendige 
Zustimmung durch ein Kollektiv. Ebenso sind 
individuelle Ziehungsrechte in Form von Sab-
baticals denkbar, die nicht direkt an im enge-
ren Sinne gesellschaftlich notwendige Arbeit 
gebunden sind (etwa für Reisen, Muße, Ex-
zess und Experiment). Ziehungsrechte für Er-
ziehungs- und Pflegezeiten, wie sie zum Teil 
gegenwärtig schon bestehen, sind hingegen 
weitgehend überflüssig, sofern die repro-
duktiven Arbeiten selbst als notwendige in 
den Alltag eingebaut sind – aber auf Wunsch 
durchaus möglich. Insofern steht die gemein-
same Definition, Ausgestaltung und Vertei-
lung gesellschaftlicher Arbeit im Vordergrund, 
ist jedoch mit der Möglichkeit temporärer in-
dividueller Exit-Optionen und kollektiv garan-
tierter autonomer Räume verbunden.
10. Weniger ist (manchmal) mehr: Die Re
orientierung auf reproduktive Bedürfnisse geht 
einher mit einer Orientierung auf Binnenmarkt 
und -produktion, die Entwicklung neuer (so
zial-ökologischer) Innovationsrichtungen und 

Gesellschaftlich notwendige Arbeit orientiert an 
der Reduktion von Stoff- und Energieverbrauch, am Beitrag 
zu menschlicher Entwicklung, am Reichtum allseitiger 
Beziehungen, nicht an der Produktion von Mehrwert.
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Produktivkräfte für die stoffliche Produktion. 
Globale Produktionsketten werden seit Lan-
gem überdehnt und führen zur Verschwen-
dung von Ressourcen. Es geht dabei nicht um 
einen «naiven Antiindustrialismus» (Urban), 
sondern vielmehr um eine alternative Produk-
tion, regionale Produktions- und Reproduk-
tionskreisläufe. Dies bedeutet, die Debatte 
um das progressive Verhältnis von selektiver 
«Deglobalisierung» und «solidarischer Alter-
globalisierung» (gilt auch für Europadebatte) 
weiterzutreiben, statt der gegenwärtigen um 
Globalisierung versus Rückkehr zum National-
staat, die nur die Entgegensetzung von Neo-
liberalen und Rechten reproduziert. Eine Ten-
denz zu Deglobalisierung und Regionalisierung 
der Wirtschaft trägt auch 
zum Abbau der Leistungs-
bilanzungleichgewichte 
und der Exportfixierung 
bei. Bestimmte politische 
Kompetenzen wären von 
der internationalen oder europäischen Ebene 
tatsächlich «zurückzuholen», etwa die Orga-
nisation der Daseinsvorsorge, anderes wiede-
rum, wie die Gewährleistung (globaler) sozia-
ler und ökologischer Rechte oder die Kontrolle 
der Finanzmärkte, wäre trans- oder internati-
onal anzugehen. Es ginge um eine neue Ver-
bindung von Dezentralität mit transnationalen 
Vermittlungen (siehe die Punkte zu Demokratie 
und Subsidiarität oben). Auf dieser Grundlage 
lässt sich über einen erneuerten Internationa-
lismus und viele neue Internationalen nach-
denken, die globale Solidarität praktisch ma-
chen, aber lokal verankert sind. 
Wird der Umbau konsequent betrieben, ist ei-
ne Vernichtung alter Branchen und Kapitale 
(und entsprechende Gegenwehr) unvermeid-
lich. Bestimmte Bereiche müssen schrump-
fen (bspw. Teile der mit hohem Stoffumsatz 
verbundenen industriellen Produktion), an-
dere zunächst wachsen (bspw. die gesamte 
Care-Ökonomie), bei relativer Entkopplung 
vom stofflichen Wachstum. Dies gilt in gewis-

ser Weise auch für den Mobiliätssektor: Der 
Umbau von Individualverkehr mit Verbren-
nungsmotor hin zu kollektiven, smarten öf-
fentlichen Verkehrsmitteln auf Basis regenera-
tiver Energien erfordert die Entwicklung und 
Produktion neuer Produkte, einen massiven 
Ausbau von Infrastrukturen, Personalaufbau 
u. a. m.
Ein solches qualitatives Wachstum ist über-
gangsweise nicht zuletzt aufgrund der Defizi-
te in vielen Bereichen der Reproduktion, aber 
auch alternativer industrieller Produktion not-
wendig – dies gilt vor allem für Länder des glo-
balen Südens. Hier ist ein simpler Gegensatz 
von Wachstums- versus Postwachstumspo-
sitionen kontraproduktiv. Dabei weisen De-

batten um Buen Vivir und 
sozial-ökologische Ent-
wicklungsweisen jenseits 
westlicher Lebenswei-
sen im globalen Süden 
über Wachstums- und 

Modernisierungsvorstellungen hinaus. Auch 
hier sind falsche Gegensätze zu vermeiden: 
Nicht «Entwicklung» an sich ist das Problem, 
nicht die «moderne» Zivilisation, sondern eine 
spezifische Form kapitalistischer (oder auch 
staatssozialistischer) Entwicklung und be-
stimmter gesellschaftlicher Naturverhältnis-
se. Eine Reproduktionsökonomie bedeutet 
mittelfristig, dass sich Bedürfnisse und Öko-
nomie qualitativ entwickeln, aber nicht mehr 
quantitativ bzw. stofflich wachsen.
11. Gerechte Übergänge und universelle Job-
garantie: Positive Perspektiven für die von der 
Klimakrise am stärksten Betroffenen wie für 
die von steigenden Kosten (z. B. der Energie-
wende) und dem Umbau (z. B. dem Struktur-
wandel durch industrielle Konversion oder 
durch Rückbau etwa der Rüstungsindustrie) 
bedrohten Beschäftigten, Gemeinden und 
Länder sind notwendig. In diesem Sinne ver-
suchen Just-Transition-Initiativen Klimage-
rechtigkeits- und Arbeiterbewegung zusam-
menzubringen. Andernfalls werden immer 

Die Transformation 
erfordert unglaublich 
viel Arbeitskraft.
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wieder soziale gegen ökologische Interessen 
ausgespielt oder die Berücksichtigung von 
Interessen der unteren Klassen (bessere Um-
weltbedingungen und bewusster Konsum) 
oder von Beschäftigteninteressen (mehr Jobs) 
bleibt äußerlich. Kriterien für einen solchen 
gerechten Übergang zu einem grünen Sozia-
lismus könnten sein: Alle zu treffenden Maß-
nahmen müssten daran gemessen werden, 
ob sie 1. relevant zur Senkung von CO2-Emis-
sionen beitragen, 2. zur Reduzierung von Ar-
mut und Vulnerabilität (Verletzlichkeit), 3. zur 
Reduzierung von Einkommens- und anderen 
Ungleichheiten, 4. Beschäftigung und Gute 
Arbeit befördern und 5. demokratische Parti-
zipation der Einzelnen ermöglichen.
Am Beispiel der Automobilindustrie lässt 
sich dies verdeutlichen. Der bereits enor-
me Konkurrenzdruck wird angesichts weiter 
steigender globaler Überkapazitäten zuneh-
men, Zentralisierung befördern und Stand-
orte und Arbeitsplätze gefährden. Präventiv 
wären staatliche Kapitalhilfen an alternative 
Entwicklungswege und die Beteiligung am 
Eigentum bzw. die volle Vergesellschaftung 
von Unternehmen zu knüpfen. Öffentliche 
Beteiligung wäre mit erweiterter Partizipation 
von Beschäftigten, Gewerkschaften, Umwelt-
verbänden und den Menschen der Region zu 
verbinden, zum Beispiel in regionalen Räten, 
die über konkrete Schritte einer Konversion 
des Automobilkonzerns in einen ökologisch 
orientierten Dienstleister für öffentliche Mo-
bilität entscheiden. Von Jobverlust bedroh-
te Automobilwerker*innen diskutierten, ent-
wickelten und bestimmten dort mit, wie eine 
Konversion ihrer Industrien und ein gerechter 
Übergang organisiert werden kann. So kön-
nen unterschiedliche Betroffene im Betrieb 
oder in der Region selbst zu Protagonist*innen 
der Veränderung werden. Die Mobilitätswen-
de muss gegen Konzerninteressen durchge-
setzt werden, aber mit den Beschäftigten und 
ihren Familien: Auch sie haben ein Interesse 
an der «Vereinbarkeit» von auskömmlichem 

Leben, Zeit für Familie und Freund*innen und 
lebenswerter natürlicher Umwelten. Zielmar-
ken wären das Ende des Verbrennungsmotors 
im Jahr 2030 und die weitgehende Verwirk-
lichung autofreier Innenstädte durch einen 
massiven Ausbau des öffentlichen Verkehrs 
und entsprechende Infrastrukturen in den 
Städten und auf dem Land.
Die Beschäftigten wissen, dass ein Struk-
turwandel kommt. Es wäre positiv, an das 
enorme Wissen und den Produzenten- bzw. 
Gebrauchswertstolz der Beschäftigten an-
zuknüpfen: Schaffen wir einen sozial-ökolo-
gischen Umbau der Industrie, der zugleich 
Jobs – nicht zuletzt im Metallbereich – und Zu-
kunft auf diesem Planeten sichert? Es bedarf 
dafür schließlich vieler Elemente alternativer 
Produktion: die Entwicklung und Ausweitung 
von E-Bus-Systemen (Oberleitung, auto-
nom etc.), Klein- und Rufbussen, spezialisier-
ten Nutzfahrzeugen etc., die Produktion von 
Schienenfahrzeugen (S- und U-Bahnen, Stra-
ßenbahnen, Regional- und Fernzüge, Güter-
züge), smarter Verkehrsleitsysteme, teilweise 
der Bau von Energie- und Schieneninfrastruk-
tur, die Entwicklung von ökologisch verträgli-
chen Leichtbaumaterialien etc. pp.
Nicht in jedem Fall wird dies für Beschäftigte 
bedeuten, im selben Betrieb oder derselben 
Branche bleiben zu können. Damit eine sozial-
ökologische Transformation nicht angstbe-
setzt ist (oder gar von Betroffenen bekämpft 
wird), bedarf es neben positiver Perspektiven 
und Partizipation auch Garantien. Alexandria 
Ocasio-Cortez und Bernie Sanders haben da-
her in ihren Vorschlag für einen Green New 
Deal (vgl. Bozuwa in dieser Broschüre) im 
Anschluss an den von Roosevelt eine Jobga-
rantie aufgenommen. Die Transformation er-
fordert unglaublich viel Arbeitskraft. Jede*r, 
der*die Arbeit wünscht, sollte das Recht auf 
eine öffentlich finanzierte, tariflich Arbeit mit 
«kurzer Vollzeit» (Becker/Riexinger 2017) ha-
ben. Zugleich würde eine solche Garantie die 
Arbeit besser verteilen und darüber hinaus die 
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Macht des Kapitals brechen, die Bedingungen 
der Arbeit zu diktieren, der Prekarisierung ein 
Ende setzen.
12. Eine neue Ökonomie: Die Ökonomie, die 
sich nicht um Profit, sondern um die Sonne 
der Bedürfnisbefriedigung dreht, einen an-
deren Begriff von Reichtum hat, öffnet die 
Perspektive auf eine Existenz jenseits des 
Hamsterrädchens, auf Zeitwohlstand, Ent-
wicklung und Wechsel der Tätigkeiten, auf all-
seitige Beziehungen und Muße, auf eine de-
mokratische und solidarische Lebensweise. 
Aber wer soll das alles bezahlen? Abgesehen 
von der drastischen Umverteilung zur Korrek-
tur der enormen Ungleichheiten über diver-
se Formen der Besteuerung und Enteignung 
geht es auch um ein anderes Verständnis von 
Ökonomie. 
Kapitalistische Ökonomien beruhen auf der 
Produktion von Waren zur Realisierung eines 
Mehrwertes, der durch die Arbeit produziert 
wird, die mehr Wert schafft, als sie kostet. Die 

Bereiche der öffentlichen Dienste oder stoff-
licher staatlicher Infrastrukturen gelten zwar 
als wichtige Voraussetzungen für die Repro-
duktion des Kapitals (etwa Verkehrsnetze oder 
schulische Bildung), gelten aber ökonomisch 
als nur abgeleitet: Werte werden im privatka-
pitalistischen Sektor erzeugt und dann vom 
Staat abgeschöpft, um damit die Investitio-
nen und Lohnkosten zu bestreiten. Zwar kann 
er auch Kredite aufnehmen, aber auch diese 
müssen dann irgendwann durch Steuern, al-
so Abschöpfung von Mehrwert beglichen 
werden. Im Grunde kann in diesem Verständ-
nis der Staat nur ausgeben, was er über einen 
Werttransfer später wieder aus der Wertpro-
duktion der Privaten abschöpft – es bleibt bei 
Umverteilungspolitik.

Es gibt wenig Ansätze, die einer solchen öf-
fentlichen Produktionsweise eine eigene öko-
nomische Qualität zugestehen. Ausnahmen 
sind zum Beispiel die Ansätze eines «Public 
Value» (Mazzucato/Ryan-Jones 2019) oder ei-
ner «Sozialwirtschaft» (Müller 2005 u. 2010). 
Legen wir jedoch eine andere gesellschaft-
liche Buchführung an, die gebrauchs- und 
bedarfsorientiert ist und dabei von den ge-
sellschaftlichen und natürlichen Ressourcen 
ausgeht, geht es um die Frage, zu welchem 
Zweck und wie wir diese Ressourcen einset-
zen wollen. Ohnehin benötigen wir einen plan-
volleren Einsatz von Ressourcen, um ihren 
Verbrauch drastisch zu reduzieren. Dies gilt 
nicht nur für stoffliche Ressourcen, sondern 
auch für die Arbeitskraft. Eine gesellschaftli-
che Buchführung vorhandener und benötigter 
Ressourcen würde eine von kapitalistischen 
Werttransfers unabhängige Grundlage für ei-
ne öffentliche Produktionsweise bieten. Dies 
führt uns unmittelbar zum nächsten Punkt.

13. Partizipative Planung: Die Notwendig-
keit, schnelle strukturelle Veränderungen un-
ter Zeitdruck herbeizuführen, macht Elemen-
te partizipativer Planungsprozesse, consultas 
populares und peoples planning processes, 
dezentraler demokratischer Räte erforderlich 
(regionale Räte waren in der Auseinanderset-
zung um die Krise in den Automobil- und Ex-
portindustrien bereits in der Diskussion, vgl. 
IG Metall Esslingen 2009) bzw. «unterschied-
liche Ebenen der Planung» (Gindin 2019) und 
Schleifen wechselseitiger Abstimmungen 
und neuer Checks and Balances (welche Rolle 
haben Warenmärkte darin?). 
Unabdingbar rasche Veränderungsprozes-
se wurden auch in der Vergangenheit mittels 
Planung vollbracht (z. B. in den USA in den 

Für eine andere gesellschaftliche Buchführung, die 
gebrauchs- und bedarfsorientiert ist und dabei von den 
gesellschaftlichen und natürlichen Ressourcen ausgeht.
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1930er und 1940er Jahren). Von der «Über-
legenheit des sozialistischen Grundplans» 
sprach selbst Joseph Schumpeter (1942: 
310 ff.), der glühende Anhänger der von ihm 
selbst so genannten «schöpferischen Zer-
störung» im Kapitalismus. In der Problematik 
schneller Übergänge verfügen sozialistische 
Positionen also über ein starkes Argument – 
doch sollte es sich um partizipative Planung 
handeln (Williamson 2010). Nur so kann Ver-
gesellschaftung mit überkommenen Macht- 
und Eigentumsverhältnissen des Kapitalismus 
brechen. Angesichts negativer Erfahrungen 
mit autoritär-zentralistischer Planung kön-
nen regionale Experimente einen Einstieg er-
möglichen. Die Demokratisierung und De-
zentralisierung vorhandener überregionaler 
Planungsprozesse im Gesundheitssystem, 
bei Netzplanungen im Energie- und Bahnbe-
reich, im Bildungswesen etc. können weitere 
Ansatzpunkte sein. Schwieriger ist es mit der 
globalen Stoff- und Ressourcenplanung – Er-
fahrungen internationaler Organisationen 
oder die gigantischen Planungserfahrungen 
transnationaler Konzerne sind kaum unmittel-
bar demokratisierbar (wie sähe eigentlich ei-
ne Vergesellschaftung entlang transnationaler 
Produktionsketten aus?). Abgebrochene Ex-
perimente kybernetisch gestützter, demokra-
tischer Planung (in Chile unter Allende) sollen 
ausgewertet und auf der Höhe der Zeit neu ge-
dacht werden. Neue Produktivkräfte und digi-
tale Möglichkeiten für Planung sind zu nutzen 
(ohne sie zu überschätzen); Kapazitäten für 
Planung und ihre Umsetzung in den Verwal-
tungen und Betrieben sind aufzubauen und zu 
stärken – Beispiel Wohnen: Der Neubau von 
Wohnungen und Schulen krankt auch an den 
abgebauten Kapazitäten in der Verwaltung, 
besonders eben in den Planungsstäben, aber 
auch am Mangel an Baustoffen (wenige oligo-
polistische Anbieter) – hier bräuchte es neben 
mehr Beschäftigten im öffentlichen Dienst 
auch eigene Werke etwa für ökologisch und 
ästhetisch entwickelte serielle (Platten-)Bau-

ten mit neuen Materialien (VEB-Platte 3.0) und 
architektonischen Wettbewerb für ein bezahl-
bares und grünes Wohnen in der Stadt – was 
könnte ein populäres Einstiegsprojekt sein? 

Für die freie Entwicklung 
einer jeden
Entscheidend ist, dass alle genannten Ele-
mente auf die Erweiterung der gemeinsamen 
Handlungsfähigkeit ausgerichtet sind, die 
Einzelnen befähigen, Protagonist*innen ihrer 
eigenen Geschichte zu werden. Das Ziel ist 
bereits von Marx im Manifest der Kommunis-
tischen Partei auf den Punkt gebracht worden: 
Eine Gesellschaft, «worin die freie Entwick-
lung eine[r] jeden die Bedingung der freien 
Entwicklung aller ist» (MEW 4: 482).
Möglicherweise sind wir bereits in einer Ent-
scheidungssituation: Der Bruch mit den alten 
neoliberalen und neuen autoritären Politiken 
wird zur Notwendigkeit angesichts der Ver-
dichtung von globaler Ungleichheit, ökologi-
scher Krise, Migrationsbewegungen, globa-
lem Autoritarismus und Faschisierung. Ein 
ernsthafterer Konjunktureinbruch würde die-
se Situation noch verschärfen. Der «Mittel-
weg» postideologischer Offenheit und links-
liberaler Kritik ist dann nicht mehr gangbar. 
Kräfte, die sich für den Erhalt liberaler, bür-
gerlicher Freiheiten und minimaler Standards 
solidarischer Lebensweisen einsetzen wol-
len, müssen Partei ergreifen gegen Autorita-
rismus und Neoliberalismus, das heißt auch 
für einen radikaleren linken Kurs. Jetzt ist der 
Moment der Entscheidung, in einer Phase des 
Interregnums, in dem noch unterschiedliche 
Möglichkeiten offen sind, sich aber bereits zu 
schließen beginnen. Die Barbarei ist wieder 
denkbar – und sie ist der Normalfall im Über-
gang zu einem neuem gesellschaftlichen Pro-
jekt (sei es kapitalistisch oder nicht); ein sozia-
listisches Projekt kann sich dabei zugleich auf 
Notwendigkeit aufgrund ungelöster, eskalie-
render Menschheitsprobleme und der Gefahr 
der Barbarei berufen, als auch aus Wünschen/
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Sehnsüchten nach dem Zukünftigen/konkre-
ten Utopie speisen. Eine sozialistische «Er-
zählung» ist wichtig, zugleich muss sie sehr 
konkret sein, aus den sozialistischen Interven-
tionen heraus entwickelt werden. Das Adjek-
tiv «sozialistisch» verweist auf die Praxis (nicht 
auf eine fertige Blaupause).
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Bernie Sanders

DER WEG, DEN ICH DEMOKRATISCHEN 
SOZIALISMUS NENNE

Wir befinden uns an einem entscheidenden 
Wendepunkt für unser Land und unseren Pla-
neten. Jetzt, da sich so viele Krisen gleichzei-
tig über uns zusammenbrauen, kann es leicht 
passieren, dass wir uns überwältigt und depri-
miert fühlen – oder gleich das Handtuch wer-
fen wollen. Doch wenn es in der Geschichte 
unseres Landes je einen Moment gegeben 
hat, in dem Verzweiflung keine Option war, 
dann jetzt. Wenn wir je ein gutes Verständnis 
davon gebraucht haben, welche politischen 
und sozialen Kräfte diese historische Epo-
che bestimmen, dann heute. Wenn wir uns 
je erheben und zur Wehr setzen mussten ge-
gen oligarchische und autoritäre Kräfte, dann 
heute. Und wenn wir je eine Vision gebraucht 
haben, um unsere Bürger*innen im Kampf 
für Gerechtigkeit, Anstand und menschliche 
Würde zu vereinen, dann heute. 
Derzeit stehen die Vereinigten Staaten und der 
Rest der Welt vor zwei sehr unterschiedlichen 
politischen Pfaden. Auf der einen Seite gibt es 
die zunehmende Tendenz zur Oligarchie und 
zum Autoritarismus, wo eine Handvoll extrem 
reicher und mächtiger Milliardär*innen einen 
wesentlichen Teil der Wirtschaft besitzen und 
kontrollieren und einen enormen Einfluss auf 
das politische Leben unseres Landes haben. 
Andererseits gibt es eine Gegenbewegung – 
gegen die Oligarchie – von Lohnabhängigen 
und jungen Menschen, die in wachsender 
Zahl für Gerechtigkeit kämpfen. Es sind Leh-
rer*innen, die auf die Straße gehen, um sicher-
zustellen, dass Schulen ausreichend finanziert 
werden und ihre Schüler*innen eine gute Bil-
dung bekommen. Es sind Arbeiter*innen von 
Disney, Amazon, Walmart und der Fastfoodin-
dustrie, die für einen existenzsichernden Lohn 
von mindestens 15 US-Dollar pro Stunde und 

das Recht kämpfen, sich gewerkschaftlich zu 
organisieren. Es sind junge Menschen, die 
sich der Öl- und Kohleindustrie widersetzen 
und Gesetze fordern, die unser Energiekon-
zept umkrempeln und unseren Planeten vor 
den Verwüstungen des Klimawandels bewah-
ren. Es sind Frauen, die sich weigern, die Kon-
trolle über ihre Körper örtlichen, staatlichen 
oder bundesstaatlichen Politiker*innen zu 
überlassen. Es sind People of Color und ihre 
Verbündeten, die ein Ende von systemischem 
Rassismus und Ungerechtigkeit verlangen, 
die unsere Gesellschaft durchdringen. Es sind 
Migrant*innen und ihre Verbündeten, die das 
Ende der Dämonisierung von Menschen ohne 
Papiere verlangen und eine umfassende Ein-
wanderungsreform.

Wall Street loves socialism
Lasst mich klarstellen, was ich unter Olig-
archie verstehe. In den Vereinigten Staaten 
verfügen heute drei Familien über mehr Ver-
mögen als die untere Hälfte der Bevölkerung, 
also etwa 160 Millionen Amerikaner*innen. 
Das oberste ein Prozent besitzt mehr Vermö-
gen als die unteren 92 Prozent. Derzeit fließen 
49 Prozent allen neu erworbenen Einkom-
mens an dieses oberste ein Prozent. Tatsäch-
lich sind die Einkommens- und Vermögens-
ungleichheit in den Vereinigten Staaten heute 
größer als zu jedem anderen Zeitpunkt seit 
den 1920er Jahren. 
Wenn ich von Oligarchie spreche, meine ich 
also nicht nur, dass die Superreichen immer 
reicher werden, sondern auch, dass zig Mil-
lionen Arbeiter*innen im reichsten Land der 
Welt unter unglaublicher wirtschaftlicher Not 
leiden und verzweifelt ums Überleben kämp-
fen. 
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An die 40 Millionen Amerikaner*innen leben 
heute in Armut. Heute Nacht werden 500.000 
Menschen auf der Straße schlafen. Fast die 
Hälfte des Landes hangelt sich von Lohn zu 
Lohn und zig Millionen unserer Mitmenschen 
sind lediglich einen Unfall, eine Scheidung, ei-
ne Krankheit oder eine Entlassung vom wirt-
schaftlichen Ruin entfernt. 
Während es vielen öffentlichen Schulen im 
ganzen Land an Ressourcen fehlt, um unsere 
Jugend adäquat auszubilden, sitzen heute in 
den Vereinigten Staaten mehr Menschen im 
Gefängnis als in jedem anderen Land. 

Jahrzehntelang hat unsere Politik die ungezü-
gelte Profitgier von Großkonzernen auch noch 
ermutigt und subventioniert. Inzwischen ist 
unsere Wirtschaft völlig zerrüttet und grotesk 
ungerecht.
Auch wenn makroökonomische Zahlen wie 
das Bruttoinlandsprodukt, die Börse und Ar-
beitslosenraten ein gutes Bild abgeben, halten 
Millionen von Menschen der Arbeiterklasse 
und Mittelschicht sich nur schwer über Was-
ser. Währenddessen sichert sich die Milliar-
därsklasse den Löwenanteil des Vermögens, 
das wir als Land gemeinsam erzeugen.
Inmitten eines vermeintlichen Wirtschafts-
booms ist der Reallohn der durchschnittlichen 
Arbeiter*in kaum gestiegen. Und trotz der ex-
ponentiellen Zunahme in den Bereichen Tech-
nologie und Arbeitsproduktivität ist das Real-
einkommen der US-Amerikaner*innen nicht 
höher als vor 46 Jahren, und Millionen von 
Menschen sehen sich gezwungen, mehrere 
Jobs gleichzeitig zu haben, um zu überleben. 
Hier eine unglaubliche Tatsache, mit der alles 
gesagt ist, was es zu den Folgen eines neoli-
beralen Kapitalismus zu sagen gibt: Wir alle 

wünschen uns lange, erfüllte und produktive 
Leben. Jedoch leben in den Vereinigten Staa-
ten die Superreichen durchschnittlich 15 Jahre 
länger als die Ärmsten unter den US-Amerika-
ner*innen. In McDowell County, West Virginia, 
einem der ärmsten Counties des Landes, lag 
die Lebenserwartung bei den Männern im Jahr 
2014 durchschnittlich bei 64 Jahren. In Fairfax 
County, Virginia, einem wohlhabenden County 
nur 500 Kilometer entfernt, liegt die Lebenser-
wartung der Männer bei fast 82 Jahren. Das 
ist ein Unterschied von 18 Jahren. Der Unter-
schied bei den Frauen betrug zwölf Jahre. 

Die Frage nach einem neoliberalen 
Kapitalismus ist also nicht bloß eine 
akademische Debatte – Armut, wirt-
schaftliche Not und Verzweiflung 
stellen für Millionen Lohnabhängige 
in unserem Land existenzbedrohen-
de Themen dar. Die Reichen werden 

reicher und ihre Leben länger. Arme und er-
werbstätige Familien kommen dagegen kaum 
über die Runden und haben häufig keinen Zu-
gang zu ausreichender Gesundheitsversor-
gung. Zum ersten Mal in der Geschichte der 
modernen USA sinkt ihre Lebenserwartung. 
All das gefährdet den amerikanischen Traum 
vom sozialen Aufstieg. Wenn wir das Ruder 
nicht herumreißen, werden unsere Kinder 
zum ersten Mal mindestens seit der großen 
Krise der 1930er Jahre einen niedrigeren Le-
bensstandard als ihre Eltern haben. Das kön-
nen wir nicht hinnehmen. 
Global gesehen zeichnet sich ein noch ent-
setzlicheres Bild ab: Während einige weni-
ge im Besitz eines Großteils des weltweiten 
Vermögens sind, haben Milliarden von Men-
schen nahezu nichts. Die 26 reichsten Milliar-
där*innen besitzen heute zusammen ebenso 
viel wie die ärmsten 3,8 Milliarden Menschen 
auf der Welt – also die Hälfte der Weltbevöl-
kerung.
Es ist allerdings nicht bloß ein wirtschaftlicher 
Kampf, den es jetzt auszutragen gilt. Welt-
weit geht die Herausbildung der Oligarchie 

In den Vereinigten Staaten leben 
die Superreichen durchschnittlich 
15 Jahre länger als die Ärmsten 
unter den US-Amerikaner*innen.
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mit der Erstarkung autoritärer Regime einher, 
wie man unter anderem an Putin in Russland, 
Xi in China, Mohammed bin Salman in Sau-
di-Arabien, Rodrigo Duterte auf den Philippi-
nen, Jair Bolsonaro in Brasilien und Viktor Or-
bán in Ungarn sieht. Diese Staatsoberhäupter 
kombinieren eine korporatistische Wirtschaft 
mit Rassismus und Autoritarismus. Sie ver-
wandeln den allgemeinen Unmut über Un-
gleichheit und eine sich verschlechternde 
wirtschaftliche Situation in gewaltsame Wut 
gegen Minderheiten – seien es Migrant*in-
nen, ethnische Minderheiten, religiöse Min-
derheiten oder die LGBT-Gemeinde. Und um 
Widerstand zu unterdrücken, beschneiden sie 
die Demokratie und Menschenrechte. 
Natürlich haben wir in den Vereinigten Staa-
ten unsere eigene Version dieser Bewegung – 
sie wird von Präsident Trump und seinen re-
publikanischen Unterstützer*innen angeführt, 
die unser Land spalten wollen und ebendiese 
communities angreifen. Trump betrachtet die-
se autoritären Staatsoberhäupter als Freunde 
und Mitstreiter. 
Diese autoritäre Strategie ist nichts Neues. Die 
Herausforderung, die sich uns heute als Land 
und weltweit stellt, unterscheidet sich in vie-
lerlei Hinsicht kaum von jener vor gut 100 Jah-
ren während und nach der Großen Depression 
von 1930. Damals wie heute haben tief sitzen-
de und scheinbar unlösbare wirtschaftliche 
und soziale Ungleichheiten weltweit zum Auf-
schwung rechter und nationalistischer Kräfte 
geführt.
In Europa haben sich damals autoritäre Dema-
gog*innen die Wut und Verzweiflung zunutze 
gemacht und Korporatismus, Nationalismus, 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit zu einer 
politischen Bewegung verschmolzen, die to-
talitäre Macht bündelte, die Demokratie zer-
störte und am Ende Millionen von Menschen 
ermordete – darunter Mitglieder meiner Fa-
milie. Aber wir dürfen nicht vergessen, dass 
nicht nur dort dunkle Kräfte nach Macht ge-
strebt haben. 

Heute sind wir zurecht angewidert beim An-
blick von Neonazis und Ku-Klux-Klan-Mit-
gliedern, wie sie am helllichten Tag in Virgi-
nia durch Charlottesville marschieren, und 
wir sind entsetzt, wenn Gebetsstätten von 
rechtsradikalen Terrorist*innen zerschossen 
werden. Im Jahr 1939 haben am 20. Februar 
aber 20.000 Nazis eine Massendemonstra
tion abgehalten – nicht in Berlin oder in Rom, 
sondern im Madison Square Garden in New 
York, vor einem zehn Meter hohen und mit Ha-
kenkreuzen umrandeten Banner George Wa
shingtons.
Diese amerikanischen Extremist*innen konn-
ten den Erfolg ihrer autoritären Brüder auf der 
anderen Seite des Atlantiks jedoch nicht wie-
derholen, weil wir angesichts der sozialen und 
wirtschaftlichen Krise jener Zeit zum Glück ei-
ne andere Antwort wählten als Europa.
Wir haben uns gegen die Ideologie von Mus-
solini und Hitler entschieden und hießen statt-
dessen die mutige und visionäre Führung von 
Präsident Franklin Delano Roosevelt willkom-
men, der damals dem progressiven Flügel der 
Demokratischen Partei vorstand. Gemeinsam 
mit der Arbeiterbewegung, führenden Figuren 
der afroamerikanischen community und Pro-
gressiven inner- und außerhalb der Partei hat 
Roosevelt eine Verwandlung der US-amerika-
nischen Regierung und Wirtschaft herbeige-
führt.
Genau wie heute widersetzten sich Großun-
ternehmen, Wall Street, das politische Estab-
lishment, die Republikanische Partei und auch 
der rechten Flügel von Roosevelts eigener De-
mokratischen Partei der Bestrebung nach ei-
ner tief greifenden Veränderung. Er hatte es 
auch mit derselben Panikmache zu tun: Kom-
munistenhetze, Rassismus, Antisemitismus. 
Im Jahr 1936 äußerte sich Roosevelt in ei-
ner berühmten Wahlkampfrede dazu: «Wir 
mussten gegen die alten Feinde des Frie-
dens ankämpfen – gegen die Wirtschafts- 
und Finanzmonopole, die Spekulation, das 
rücksichtslose Bankwesen, die Klassen-
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feindschaft, den Partikularismus und die 
Kriegsgewinnler. Sie hatten schon angefan-
gen, die Regierung der Vereinigten Staaten als 
reines Anhängsel ihrer eigenen Geschäfte zu 
sehen. Uns ist jetzt klar, dass eine Regierung 
des organisierten Geldes genauso gefährlich 
ist wie eine Regierung des organisierten Ver-
brechens. Nie zuvor in unserer Geschichte 
waren diese Kräfte derart gegen einen Kandi-
daten vereint wie jetzt. Sie sind sich einig in ih-
rem Hass auf mich – und ich heiße ihren Hass 
willkommen.» 
Trotz dieser Opposition haben es Roosevelt 
und seine progressive Koalition geschafft, die 
amerikanische Bevölkerung zu mobilisieren, 
den New Deal zu entwerfen, vier Amtszeiten 
zu gewinnen und die Wirtschaft so zu refor-
mieren, dass sie nicht nur einigen wenigen, 
sondern allen zugute kam.
Heute gelten Maßnahmen des New Deal wie 
Sozialversicherung, Arbeitslosenhilfe, das 
Recht auf gewerkschaftliche Organisation, 
Mindestlohn, Schutz für Landwirt*innen, die 
Regulierung der Wall Street und eine massive 
Verbesserung der Infrastruktur als Grundstei-
ne der amerikanischen Gesellschaft. Wir dür-
fen aber keinesfalls vergessen, dass Präsident 
Roosevelt trotz seines Engagements für die 
erwerbstätigen Familien unseres Landes von 
den Oligarch*innen seiner Zeit verabscheut 
wurde und sie seine äußerst populären poli-
tischen Maßnahmen als «Sozialismus» ver-
schrien haben. Auch Lyndon Johnson wurde 
in den 1960er Jahren von der Führungsriege 
dieses Landes aufs Heftigste angegriffen, als 
er Medicare, Medicaid und weitere äußerst 
populäre politische Maßnahmen einführte. 
Genau da liegt der Punkt: Ich übertreibe nicht, 
wenn ich sage, dass Roosevelts Politik nicht 
nur das Leben von Millionen von Amerika-
ner*innen verbessert hat, sondern dass der 
New Deal bei der Bevölkerung äußerst beliebt 
war und seinen Teil dazu beitrug, die radikale 
Rechte zu besiegen. Jedenfalls für einen Au-
genblick. 

Heute rücken die USA und die Welt wieder 
näher Richtung Autoritarismus. Dieselben 
rechten Kräfte von Oligarchie, Korporatismus, 
Nationalismus, Rassismus sind wieder im An-
marsch. Sie drängen uns, genau jene verhee-
rende Wahl zu treffen, für die sich Europa im 
letzten Jahrhundert entschieden hat.
Heute haben wir es mit einer Handvoll Milli-
ardär*innen zu tun, die so viel Vermögen und 
Macht haben wie nie zuvor. Mit privaten Mo-
nopolen, die unser Leben fast bis ins kleinste 
Detail kontrollieren können, sich einer demo-
kratischen Kontrolle faktisch entziehen und 
zudem oft von Steuerzahler*innen subventio-
niert werden. Sie sind die Profiteur*innen und 
Türhüter*innen unseres Gesundheitswesens, 
unserer technologischen Errungenschaften, 
unseres Finanzsystems, unserer Nahrungs-
versorgung und so gut wie aller lebensnot-
wendigen Grundbedürfnisse. Es sind die Wall 
Street, die Versicherungsgesellschaften, die 
Pharmakonzerne, die Öl- und Kohleindust-
rie, der militärisch-industrielle Komplex, der 
gefängnisindustrielle Komplex und die riesi-
gen Agrarbetriebe. Es sind Gebilde, die über 
uneingeschränkten Reichtum verfügen, die 
den Kongress in Washington mit Tausenden 
gut bezahlten Lobbyist*innen umzingeln und 
maßgeblich daran beteiligt sind, die Gesetze 
zu entwerfen, nach denen wir leben.
Heute sitzt im Weißen Haus ein Demagoge, 
der für einen mickrigen politischen Vorteil 
versucht, die Aufmerksamkeit der amerika-
nischen Bevölkerung von unseren wirklichen 
Problemen abzulenken. Stattdessen tut er, 
was Demagog*innen immer schon getan ha-
ben: Er spaltet die Bevölkerung und schreibt 
den Hass ins Gesetz ein. Dieser Präsident ver-
teidigt das brutale Auseinanderreißen von Fa-
milien, Grenzmauern, den Einreisestopp für 

Die Wall Street liebt den 
Sozialismus, wenn sie davon 
profitiert – und nicht nur sie.
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Muslim*as, LGBT-feindliche Gesetze, Depor-
tationen und Wahlhindernisse.

Sozialismus als Kampf­
begriff
Ich bin fest davon überzeugt, dass die Verei-
nigten Staaten den Weg des Hasses und der 
Entzweiung von sich weisen müssen. Statt-
dessen müssen wir in uns nach moralischer 
Integrität suchen und einen anderen Weg, 
einen besseren Weg, einen Weg des Mitge-
fühls, der Gerechtigkeit und Liebe wählen. 
Diesen Weg nenne ich demokratischen Sozi-
alismus. 
Vor mehr als 80 Jahren hat Franklin Delano 
Roosevelt geholfen, eine Regierung zu bilden, 
die sich für die Bedürfnisse von Arbeiterfami-
lien einsetzte und so einen transformativen 
Wandel herbeiführte. Heute, im zweiten Jahr-
zehnt des 21. Jahrhunderts, müssen wir die 
losen Enden des New Deal wieder aufnehmen 
und sie ihrer Vollendung zuführen. Das ist die 
unvollendete Aufgabe der Demokratischen 
Partei und die Vision, die sie erfüllen muss. 
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir uns 
der Aufgabe verpflichten, unsere politischen 
Rechte, unsere Bürgerrechte zu beschützen – 
und auch die wirtschaftlichen Rechte aller 
Menschen in diesem Land. Wie es Roosevelt 
1944 in seiner Rede zur Lage der Nation for-
mulierte: «Wir haben eindeutig erkannt, dass 
es eine tatsächliche, individuelle Freiheit ohne 
wirtschaftliche Sicherheit und Unabhängig-
keit nicht geben kann.»
Die Bill of Rights garantiert heute der ameri-
kanischen Bevölkerung eine Reihe wichtiger 
politischer Rechte, die in der Verfassung ver-
ankert sind. Auch wenn diese Rechte nicht im-
mer respektiert wurden und noch viel Arbeit 
vor uns liegt, sind wir doch stolz, dass unsere 
Verfassung unter anderem Religionsfreiheit, 
Redefreiheit, Versammlungsfreiheit und Pres-
sefreiheit garantiert, weil wir wissen, dass es 
keine Freiheit in Amerika geben kann, wenn 
wir nicht frei von autoritärer Tyrannei sind. 

Nun müssen wir den nächsten Schritt tun und 
jedem Mann, jeder Frau und jedem Kind in 
unserem Land grundlegende wirtschaftliche 
Rechte garantieren: das Recht auf eine gute 
Gesundheitsversorgung; das Recht auf eine 
Ausbildung, mit der man in unserem Land Er-
folg haben kann; das Recht auf eine anstän-
dige Arbeitsstelle, die den Lebensunterhalt 
sichert; das Recht auf bezahlbares Wohnen; 
das Recht auf eine gesicherte Rente und das 
Recht, in einer sauberen Umwelt zu leben. Wir 
müssen einsehen, dass im 21. Jahrhundert im 
reichsten Land der Welt ökonomische Rech-
te Menschenrechte sind. Das ist es, was ich 
unter demokratischem Sozialismus verstehe. 
Wie Dr. Martin Luther King Jr. schon sagte: 
«Ihr könnt es Demokratie oder demokrati-
schen Sozialismus nennen, aber es muss ei-
ne bessere Verteilung des Vermögens in die-
sem Land und für alle Kinder Gottes geben.» 
Um dieses Ziel zu erreichen, dürfen wir die 
USA nicht nur als Ansammlung vereinzelter 
Individuen verstehen, sondern als Teil von ei-
nem «unentrinnbaren Geflecht der Gegensei-
tigkeit, verknotet in ein einziges Gewand des 
Schicksals», wie Dr. King gesagt hat. Sprich: 
Wir müssen zusammenhalten. Wir müssen 
uns als Teil einer Nation, einer Gemeinschaft 
und einer Gesellschaft verstehen – unabhän-
gig von ethnischer Zugehörigkeit, Geschlecht, 
Religion, sexueller Orientierung oder Her-
kunft. Dieser Inbegriff der amerikanischen 
Idee ist wortwörtlich in unsere Münzen ge-
prägt: «e pluribus unum» – «aus vielen eines». 
Er ist übrigens auch in unser Wahlkampf-
motto für die Präsidentschaftswahlen einge-
schrieben: «Nicht ich, wir». 
Mir ist klar, dass ich und andere Progressive 
massiven Angriffen entgegensehen von Leu-
ten, die versuchen, das Wort «Sozialismus» 
als Schimpfwort zu benutzen. Aber ich kann 
euch auch sagen, dass ich schon jahrzehnte-
lang solchen Angriffen ausgesetzt bin und sie 
überstanden habe – und da bin ich nicht der 
Einzige. 
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Erinnern wir uns daran, dass im Jahr 1932 der 
republikanische Präsident Herbert Hoover be-
hauptet hat, Franklin Roosevelts New Deal sei 
eine «Tarnung eines totalitären Staates». 1936 
sagte der ehemalige demokratische Gouver-
neur und Präsidentschaftskandidat Al Smith 
in einer Rede über Roosevelts New-Deal-Po-
litik: «Man muss sich nur das Wahlprogramm 
der Demokratischen Partei und der Sozialisti-
schen Partei nehmen und sie nebeneinander 
auf den Esszimmertisch legen.» Als Präsident 
Harry Truman eine nationale Krankenversiche-
rung vorschlug, heuerte die American Medi-
cal Association (AMA) Ronald Reagan als ihr 
Werbegesicht an. Die AMA nannte die auf 
dem Vorschlag basierende Gesetzgebung ei-
ne «sozialisierte Medizin» und behauptete, die 
Angestellten im Weißen Haus seien «Anhän-
ger der Moskauer Parteilinie». 1960 schrieb 
Ronald Reagan in einem Brief an Richard 
Nixon Folgendes über John F. Kennedy: «Un-
ter dem zerzausten Bubenhaarschopf steckt 
immer noch der alte Karl Marx.» In den 1990er 
Jahren bezeichnete der damalige Kongressab-
geordnete Newt Gingrich den Gesundheits-
plan von Bill Clinton als «zentralisierten bü-
rokratischen Sozialismus». Die Conservative 
Heritage Foundation hat das Children’s Health 
Insurance Program (CHIP) als «ein Abdriften 
in den Sozialismus» bezeichnet. Der ehemali-
ge Sprecher des Repräsentantenhauses John 
Boehner hat behauptet, Präsident Obamas 
Konjunkturprogramm, Haushaltsplan und 
Haushaltsgesetz seien «einfach nur eine gro-
ße Anzahlung für ein neues, amerikanisches, 
sozialistisches Experiment».
Präsident Harry Truman hatte also Recht, als 
er meinte: «Sozialismus ist das Schimpfwort, 
das sie jedem Fortschritt der letzten 20 Jahren 
entgegengeworfen haben […]. Die Sozialver-
sicherung war für sie Sozialismus. Die Preis-
subventionen in der Landwirtschaft haben sie 
Sozialismus genannt. Bankeinlagenversiche-
rungen haben sie Sozialismus genannt. Das 
Aufkommen freier und unabhängiger Gewerk-

schaften haben sie Sozialismus genannt. Sie 
nennen fast alles, was der Bevölkerung hilft, 
Sozialismus.»
Dabei muss man sagen: Obwohl Präsident 
Trump und seine Mitoligarch*innen uns als 
Vertreter*innen eines demokratischen Sozi-
alismus beschimpfen, sind sie bei Weitem 
nicht gegen alle Formen des Sozialismus. 
Sie mögen den demokratischen Sozialismus 
hassen, weil er den Arbeiter*innen zugute 
kommt – aber sie lieben den Sozialismus für 
Großunternehmen, durch den sich Trump 
und andere Milliardär*innen bereichern. Lasst 
uns die ungeheure Heuchelei der Wall Street 
nicht vergessen, dieser Hohepriester*innen 
eines interventionsfreien neoliberalen Kapita-
lismus. 
Nachdem Profitgier, Rücksichtslosigkeit und 
illegales Verhalten zur schlimmsten Wirt-
schaftskatastrophe seit der Großen Depres-
sion geführt haben – Millionen von Ameri-
kaner*innen haben damals ihre Arbeit, ihre 
Häuser und ihre Ersparnisse verloren – kam 
2008 das religiöse Festhalten der Wall Street 
am neoliberalen Kapitalismus zu einem plötz-
lichen Ende. Von einem Tag auf den ande-
ren wurde die Wall Street zum begeisterten 
Staatssozialisten und bettelte um das größte 
staatliche Rettungspaket in der Geschichte 
der USA – circa 700 Milliarden US-Dollar aus 
der Staatskasse und Billionen von der US-No-
tenbank. 
Aber nicht nur die Wall Street liebt den Sozia-
lismus, wenn sie davon profitiert. Diese Nei-
gung ist in der gesamten Unternehmenswelt 
gang und gäbe. Tatsächlich bekommen ame-
rikanische Großunternehmen jährlich Hunder-
te Milliarden US-Dollar an staatlicher Unter-
stützung. Gleichzeitig wollen ebendiese Leute 
Sozialprogramme kürzen, die den einfachen 
Amerikaner*innen zugute kommen sollen. 
Als Öl- und Kohleunternehmen, dessen Koh-
lenstoffemissionen die Erde zerstören, erhält 
man Milliarden an Staatsunterstützung, ins-
besondere Steuervergünstigungen, Lizenz-
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preisanalogien, finanzielle Unterstützung für 
Forschung und Entwicklung sowie zahlreiche 
Steuerschlupflöcher. 
Als Pharmaunternehmen schlägt man einen 
riesigen Gewinn aus Patenten für Medikamen-
te, deren Entwicklung mithilfe von Steuergel-
dern finanzierte wurde. 
Als eine Monopolmacht wie Amazon, das 
dem reichsten Mann der USA gehört, be-
kommt man für die Errichtung von Lagerhäu-
sern Anreize in Höhe von mehreren Hundert 
Millionen US-Dollar aus Steuergeldern gebo-
ten und zahlt am Ende nicht einen einzigen 
Cent Einkommenssteuer. 

Als Familie Walton – die reichste Familie der 
USA – profitiert man in gigantischem Aus-
maß von staatlichen Subventionen, weil die 
eigenen Angestellten als Niedriglohnempfän-
ger*innen auf Lebensmittelmarken, Medicaid 
und Sozialwohnungen angewiesen sind, um 
zu überleben. Alles Dinge, die von Steuergel-
dern bezahlt werden.
Als Familie Trump erhält man 885 Millionen 
US-Dollar an Steuervergünstigungen und 
Subventionen für das familieneigene Wohn
imperium, das auf rassistischer Diskrimi-
nierung gegründet ist. Wenn Trump «Sozia
lismus» brüllt, wird seine Heuchelei den 
Amerikaner*innen nicht entgehen. Es wird ih-
nen klar sein, dass er all das angreift, was wir 
für selbstverständlich halten: von Sozialversi-
cherung bis Medicare, von Gesundheitsfür-
sorge für Kriegsveteran*innen über Straßen 
und Brücken, öffentliche Schulen, National-
parks bis hin zu sauberem Wasser und sau-
berer Luft. Wenn Trump den Sozialismus 
angreift, muss ich an Martin Luther King Jr. 
denken: «Dieses Land ist Sozialismus für die 
Reichen und rauer Individualismus für die Ar-
men.» 

Und das ist der Unterschied zwischen Donald 
Trump und mir. Er glaubt an einen Sozialismus 
für Großunternehmen, für die Reichen und 
Mächtigen. Ich glaube an einen demokrati-
schen Sozialismus für die Familien der Arbei-
ter*innen dieses Landes.
Ich glaube daran, dass die amerikanische Be-
völkerung Freiheit verdient – echte Freiheit. 
Das Wort «Freiheit» wird oft benutzt, aber es 
ist an der Zeit, sich darüber klar zu werden, 
was das tatsächlich bedeutet. Fragt euch: 
Was heißt es, wirklich frei zu sein? 
Ist man wirklich frei, wenn man bei Krankheit 
nicht zum Arzt gehen kann oder einem der fi-
nanzielle Bankrott droht, wenn man das Kran-
kenhaus verlässt? Ist man wirklich frei, wenn 
man sich die rezeptpflichtigen Medikamente 
nicht leisten kann, die man braucht, um am 
Leben zu bleiben? Ist man wirklich frei, wenn 
man die Hälfte des spärlichen Einkommens 
zum Wohnen verbraucht und man sich ge-
zwungen sieht, Kurzzeitkredite mit 200 Pro-
zent Zinsen aufzunehmen? Ist man wirklich 
frei, wenn man mit 70 Jahren arbeiten gehen 
muss, weil man weder eine Altersrente noch 
genug Ersparnisse hat, um in den Ruhestand 
zu treten? Ist man wirklich frei, wenn man kei-
ne Universität oder Hochschule besuchen 
kann, weil die eigene Familie nicht genug 
verdient? Ist man wirklich frei, wenn man ge-
zwungen ist, 60 bis 80 Stunden die Woche zu 
arbeiten, weil man keine Arbeit mit existenzsi-
cherndem Lohn findet? Ist man wirklich frei, 
wenn man als Mutter oder Vater eines Neuge-
borenen sofort wieder arbeiten muss, weil es 
keine bezahlte Elternzeit gibt? Ist man wirklich 
frei, wenn man als Kleinunternehmen oder Fa-
milienbauernhof von Großunternehmen und 
ihrer monopolistischen Praxis verdrängt wird? 
Ist man wirklich frei, wenn man als Veteran*in 
unter Einsatz des eigenen Lebens dieses Land 
beschützt hat und jetzt auf der Straße schläft? 
In der reichsten Nation dieser Welt lautet für 
mich die Antwort auf diese Fragen: Nein, man 
ist nicht frei. 

Für eine «Bill of Rights» der 
ökonomischen Grundrechte.
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Die Bill of Rights schützt uns zwar vor der Ty-
rannei einer repressiven Regierung, aber ein 
Großteil des Establishments möchte die Ame-
rikaner*innen dazu bringen, sich der Tyrannei 
von Oligarch*innen, multinationalen Großun-
ternehmen, Wall-Street-Banken und Milliar-
där*innen zu unterwerfen. 
Es ist an der Zeit, dass sich die amerikanische 
Bevölkerung erhebt und für ihr Recht auf Frei-
heit, Menschenwürde und Sicherheit kämpft. 
Das ist der Kern meiner Politik. 
1944 hat Roosevelt eine Bill of Rights der öko-
nomischen Grundrechte vorgeschlagen, ist 
jedoch ein Jahr später gestorben und konn-
te diese Vision nie umsetzen. 75 Jahre spä-
ter ist es unsere Aufgabe, das zu vollenden, 
was Roosevelt angefangen hat. Aus diesem 
Grund will ich eine Bill of Rights des 21. Jahr-
hunderts vorschlagen, die ökonomische 
Grundrechte sichert. Ein Zusatzartikel, der ein 
für alle Mal festlegt, dass alle Amerikaner*in-
nen unabhängig von ihrem Lohn folgende 
Rechte haben: 
–	� das Recht auf eine anständige Arbeit mit ei-

nem existenzsichernden Lohn
–	� das Recht auf gute Gesundheitsversorgung
–	� das Recht auf eine umfassende Bildung
–	� das Recht auf erschwinglichen Wohnraum 
–	� das Recht auf eine saubere Umwelt
–	� das Recht auf eine sichere Rente 
Im Laufe dieser Wahlen hat meine Kampagne 
detaillierte Vorschläge für jedes dieser noch 
unverwirklichten ökonomischen Rechte for-

muliert und wird das auch weiterhin tun. Wir 
werden uns auch den Angriffen zuwenden, 
die täglich gegen unsere Bürgerrechte und 
Freiheitsrechte gestartet werden. 
Damit wir uns richtig verstehen: Für mich be-
deutet demokratischer Sozialismus, dass wirt-
schaftliche Freiheit in sämtlichen communities 
erreicht werden muss. Und lasst mich auch 
deutlich sagen, dass wir diese Ziele nur mit ei-
ner politischen Revolution erreichen können – 
in der Millionen Menschen sich am politischen 
Prozess beteiligen und unsere Demokratie zu-
rückerobern, indem sie den Mut finden, sich 
den Interessen mächtiger Großunternehmen 
zu widersetzen, die mit ihrer Profitgier das so-
ziale und wirtschaftliche Gefüge unseres Lan-
des zerstören.
Das oberste ein Prozent mag zwar über enor-
men Reichtum und Macht verfügen, aber letz-
ten Endes ist es eben nur ein einziges Prozent. 
Wenn sich die 99 Prozent zusammenschlie-
ßen, können wir die Gesellschaft verwandeln. 
Das sind meine Werte und aus diesen Grün-
den nenne ich mich einen demokratischen So-
zialisten. Ich glaube tief und fest daran, dass 
die amerikanische Bevölkerung friedlich und 
demokratisch einen transformativen Wandel 
vollziehen wird, der Wohlstand, soziale Ge-
rechtigkeit und Freiheit für alle bedeutet. 

Rede an der George Washington University  
am 12. Juni 2019

Aus dem Amerikanischen von Charlotte Thießen
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THERE IS AN ALTERNATIVE

Wenn wir uns 2010 als Sozialist*innen be-
zeichneten, war das für die meisten noch ein 
Schock. Selbstverständlich gab es auch vor 
der Occupy-Bewegung schon vereinzelt jun-
ge Sozialist*innen in den USA, sie waren aber 
in kleinen Zeitschriftenprojekten verstreut und 
letztlich bedeutungslos. Occupy bildete dann 
2011 den Auftakt für eine Reihe von neuen 
sozialen Bewegungen, die ein neues Feld öff-
neten: Auf die Besetzung des Zuccotti-Parks 
folgte Black Lives Matter (2013), die demokra-
tisch-sozialistische Wahlkampagne zur Unter-
stützung von Bernie Sanders (2016) und nun 
die globale Bewegung gegen den Klimawan-
del.
Occupy machte Redeweisen wie die von den 
«99 Prozent» populär, mit denen Klassenver-
hältnisse plötzlich in einer Sprache verhandelt 
wurden, die für viele zugänglicher war. Die Be-
setzer*innen nannten den Gegner beim Na-
men, die Wall Street, und schafften es, viele 
politische Einzelkämpfer*innen zusammenzu-
bringen.
Fast zwangsläufig wandte sich diese nach 
1989 politisierte Generation bald dem Sozialis-
mus zu. Für sie war nicht der Kommunismus, 
sondern der Kapitalismus das offensichtlich 
unterdrückerische Regime. Letzteren verban-
den sie nicht mit Freiheit, sondern mit privater 
Verschuldung, prekären Beschäftigungsver-
hältnissen und der höchsten Inhaftierungs-
rate weltweit. Die meisten hatten genau das 
getan, was ihre Eltern und die Politik ihnen ge-
raten hatten – und trotzdem landeten sie in ei-
ner Sackgasse: Die Perspektive eines sozialen 
Aufstiegs entpuppte sich als leeres Verspre-
chen, und ihr Protest dagegen wurde von der 
Polizei niedergeschlagen.
Die Erfahrung mit Polizeigewalt bildete die 
Grundlage für eine besondere Solidarität 
zwischen Occupy-Aktivist*innen und Black 

Lives Matter, einer Bewegung, die in Reak
tion auf die zahlreichen ungestraften Mor-
de an Schwarzen entstanden ist. Black Lives 
Matter wird von einem breiten Spektrum ge-
tragen, nicht wenige verstehen sich aber auch 
als antikapitalistisch. Doch letztlich war es 
2016 die Kampagne zur Unterstützung von 
Bernie Sanders im Vorwahlkampf der Demo-
kraten gegen Hillary Clinton, die den Sozialis-
mus, wenn auch in einer vagen Form, plötzlich 
populär machte. Sanders mag ein eher alter 
weißer Mann sein, der in den Augen seiner 
Gegner*innen die alte Arbeiterklasse verkör-
pert und zu Fragen von race und gender wenig 
zu sagen hat. In den Vorwahlen gelang es ihm 
dennoch, die Stimmen junger Wähler*innen 
zu gewinnen. Und auch wenn die Kritik zum 
Teil berechtigt ist, unterstützt Sanders seitdem 
aktiv junge Frauen of Color wie etwa Alexand-
ria Ocasio-Cortez. Auch die Tatsache, dass 
eine wachsende Zahl von jungen linken Poli-
tiker*innen, die die gesamte Vielfalt der Bevöl-
kerung repräsentieren, keine Angst mehr hat, 
sich in der Öffentlichkeit als Sozialist*innen 
zu bezeichnen, ist mit Sanders Verdienst. Die 
Democratic Socialists of America haben seit 
seiner Kampagne massiven Zulauf und sind 
bundesweit auf etwa 50.000 Mitglieder ge-
wachsen. In den vergangenen Wahlkämpfen 
haben sie sich als recht mobilisierungsstark 
erwiesen. Viele Kandidat*innen sind inzwi-
schen bereit, offensiv als Sozialist*innen an-
zutreten, und setzen auf deren Unterstützung.

Sanders mag ein eher alter 
weißer Mann sein […]  
In den Vorwahlen gelang es 
ihm dennoch, die Stimmen 
junger Wähler*innen zu 
gewinnen.
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Wie die Chancen für eine sozialistische Politik 
in den USA stehen, wird sich in den Primaries 
der Demokraten 2020 erweisen. Die beiden 
wichtigsten parteiinternen Rivalen von San-
ders sind Joe Biden, ein nicht mehr ganz fri-
scher zentristischer Demokrat, und Elizabeth 
Warren, die beliebte Senatorin und Jurapro-
fessorin in Harvard. Warren und Sanders sind 
Verbündete im Senat und teilen viele politi-
sche Überzeugungen. Während Sanders sich 
jedoch seit Beginn seiner politischen Karriere 
als Sozialist versteht, beschreibt Warren sich 
als «kapitalistisch bis auf die Knochen». Wie 
kann es sein, dass zwei Kandidat*innen mit ei-
nem so unterschiedlichen Selbstverständnis 
in so vielen Dingen einer Meinung sind?
Bislang gehen Sanders 
und auch die jungen 
Sozialist*innen Ame-
rikas mit dem Konzept 
Sozialismus recht fle-
xibel um. Sanders ver-
weist häufig auf den 
New Deal und scheint die Rückkehr zu einer 
keynesianischen Wirtschaftspolitik zu propa-
gieren. Viele Junge teilen seine Position, ande-
re vertreten deutlich radikalere Politiken. Der 
Begriff Sozialismus diente zunächst dazu, den 
Diskursrahmen zu verschieben. Über Jahre 
konnten die Republikaner fortschrittliche So
zialpolitiken delegitimieren, indem sie sie als 
sozialistisch labelten. Die offensive Bezugnah-
me auf Sozialismus gibt nun vielen Linken in-
nerhalb wie außerhalb der Demokratischen 
Partei ein gewisses Selbstbewusstsein und 
verleiht ehemals marginalen Positionen ein 
neues Charisma. Angesichts einer demokra-
tischen Präsidentschaftskandidatin, die auf 
dem Papier ähnliche Positionen vertritt wie 
Sanders, den Kapitalismus aber befürwortet, 
fühlen sich viele Sozialist*innen angespornt, 
ihre Vorstellungen vom Sozialismus für das 
21. Jahrhundert zu konkretisieren.
In diesen Debatten spielen verschiedene Fra-
gen eine Rolle. Zum einen die Anliegen der 

Wähler*innen, aber auch transformations-
theoretische Überlegungen und langfristi-
ge Visionen für eine gerechtere Gesellschaft. 
Sanders’ Anhängerschaft ist tendenziell jün-
ger und diverser und kommt eher aus der tra-
ditionellen Arbeiterklasse, während Warren 
eher weiße Wähler*innen mit höherer forma-
ler Bildung und besseren Jobs anspricht. Der 
Aufbau einer sozialistischen Bewegung erfor-
dert eine Basis, die ungefähr so zusammenge-
setzt ist wie die Anhängerschaft von Sanders. 
Gleichzeitig sind viele höher Qualifizierte von 
Abwärtsmobilität betroffen. Sie teilen zuneh-
mend die Interessen der eher traditionelleren 
Sektoren der Arbeiterklasse und sind damit 
potenziell ein wertvoller Teil dieser Bewegung.

Die Frage, wie sich eine solche Bewegung 
aufbauen lässt, hängt derzeit mit der Frage 
zusammen, wie sich die beiden Kandidat*in-
nen politisch positionieren. Sanders hat ein 
antagonistisches Verhältnis zur bestehenden 
Parteiführung und würde wahrscheinlich ver-
suchen, die Demokratische Partei ernsthaft 
umzukrempeln und Außenstehende ins Wei-
ße Haus zu holen. Was aber am wichtigsten 
ist: Sanders steht dafür, dass Kräfteverhältnis-
se nur mit einer breiten Bewegung verscho-
ben werden können. Warren hingegen ist 
zwar bekannt für ihre fachliche Expertise so-
wie gute politische Programme und sie verur-
teilt «korrupte» Bankiers und Manager*innen, 
findet aber, dass die Wirtschaft bei der Bewäl-
tigung großer Krisen wie dem globalen Klima-
wandel ein wichtiger Partner ist. Immer mehr 
Sozialist*innen stehen in diesen Fragen inzwi-
schen auf Sanders’ Seite.
Mit den Debatten über die Unterschiede zwi-
schen Sanders und Warren beginnt endlich ei-

Während Sanders sich seit Beginn seiner 
politischen Karriere als Sozialist versteht, 
beschreibt Warren sich als «kapitalistisch 
bis auf die Knochen».
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ne ernsthafte Diskussion darüber, was für eine 
sozialistische Zukunft wir eigentlich wollen. 
Beispielsweise haben kleinere programmati-
sche Differenzen in sozial- und bildungspoli-
tischen Fragen eine Debatte darüber angesto-
ßen, ob soziale Güter wie etwa Bildung oder 
Gesundheitsversorgung nur besser zugäng-
lich sein oder grundsätzlich dekommodifiziert 
werden sollten. Eine sozialistische Perspekti-
ve muss sich endlich von dem sozialdemokra-
tischen Diskurs verabschieden, es gelte, die 
«Mittelschicht wieder zu stärken». Vielmehr 
sollten Sozialist*innen sich dafür einsetzen, 
dass wesentliche soziale Güter und Dienste 
gar nicht mehr marktförmig organisiert wer-
den.

Dadurch, dass der Begriff Sozialismus Be-
standteil des politischen Diskurses geworden 
ist, ist es uns bereits gelungen, die Politik in 
den USA nach links zu verschieben. Jetzt, da 
Forderungen wie «Medicare für alle» unhin-
terfragt zur Programmatik der Demokraten 
gehören, können wir unsere politischen Visio
nen weiter konkretisieren und klarmachen, 
dass wir Größeres im Sinn haben, als nur die 
sozialpolitischen Errungenschaften des letz-
ten Jahrhunderts wiederzubeleben. Zu sehen, 
wie viele junge Menschen derzeit an sozialis-
tischen Ideen festhalten, macht Hoffnung auf 
eine zukunftsfähige sozialistische Politik.

Aus dem Amerikanischen von Britta Grell
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Johanna Bozuwa

ZWÖLF JAHRE, UM ALLES ZU VERÄNDERN
POTENZIALE EINES GREEN NEW DEAL

Ein Green New Deal in den USA könnte da-
zu beitragen, die Macht der Unternehmen und 
ihre Kontrolle über wirtschaftliche Entschei-
dungsprozesse zu brechen, gerechte Über-
gänge für die Arbeitenden zu schaffen und 
Nachbarschaften und communities neu zu 
denken.
Denn dem Weltklimarat IPCC zufolge haben 
wir weniger als zwölf Jahre, um unsere Emis-
sionen drastisch, nämlich um die Hälfte, zu 
reduzieren und die Chance zu wahren, unter-
halb eines globalen Temperaturanstiegs von 
durchschnittlich 1,5 Grad Celsius zu bleiben. 
Zu beachten ist, dass es sich hierbei um glo-
bale Emissionen handelt – was bedeutet, dass 
der Globale Norden den Einschnitt sogar noch 
rascher vollziehen müsste, um den Übergang 
gerecht zu vollziehen. «Es gibt keinen doku-
mentierten historischen Präzedenzfall» für 
Tempo und Ausmaß der notwendigen Verän-
derungen, um den Klimawandel zu drosseln, 
schrieben die Wissenschaftler*innen in ihrem 
Bericht (IPCC 2018).
«Zwölf Jahre», so lautete das Schlagwort der 
etwa 200 jungen Leute der Sunrise-Bewe-
gung, die im November das Büro der Spre-
cherin des Repräsentantenhauses der USA 
und Mitglied der Demokratischen Partei, Nan-
cy Pelosi besetzten, just nachdem die Mid-
term-Wahlen 2018 die Demokraten zurück an 
die Macht im US-Repräsentantenhaus gespült 
hatten. Diese jungen Aktivist*innen forderten 
einen «Green New Deal»: einen breit angeleg-
ten, ambitionierten Plan, um Klimawandel und 
soziale Ungleichheit auf eine Weise anzuge-
hen, die dem Ausmaß systemischer Proble-
me angemessen ist. Desillusioniert durch sich 
stetig verschlimmernde Klimawirkungen auf 
ihre communities sowie lähmende Schulden 
aus dem Studium, zunehmende Ungleichheit, 

stagnierende Löhne und Umweltverschmut-
zung, die im Namen des Profits ihre Nachbar-
schaften ersticken lassen, artikulierten diese 
jungen Leute den Wunsch nach einem Green 
New Deal, der in eine neue Ökonomie führen 
könnte – eine Ökonomie, die von communities 
an den Grenzverläufen des Klimawandels ge-
schaffen wird und ihnen dient. 
An der Seite der Leute von Sunrise stand das 
jüngste Kongressmitglied, Alexandria Oca-
sio-Cortez aus New York. Entgegen aller Kon-
vention und Hierarchien konfrontierte sie an 
einem ihrer ersten Tage in Washington D.C. 
ihre eigene Parteiführung und forderte ein En-
de der Reformverzögerung und tödlichen In-
aktivität in Sachen Klima. Innerhalb von Tagen 
entwickelte sich der Green New Deal von ei-
nem kaum bekannten rhetorischen Kunstgriff 
zu einem vollwertigen Vorschlag zur Ände-
rung der Spielregeln – einem, der quer durch 
das progressive Spektrum Zustimmung ern-
tet und routinemäßig Attacken und verschla-
genen Fehlinterpretationen durch Fox News 
und die rechte Presse ausgesetzt ist (Reiman 
2019).1

Was ist der Green New Deal? Es kann dabei 
nicht einfach nur um die Reduktion von Koh-
lenstoffemissionen gehen. Er muss ehrgei-
zig genug sein, um gänzlich neue nationale 
Institutionen zu errichten, Sektoren unserer 
Gesellschaft zu reorganisieren, die Rohstoff
industrie zugunsten wirklicher Wohlstands-
schöpfung für communities zu transformie-
ren und die Spielregeln für die Wirtschaft neu 
zu schreiben. Die nicht bindende Resolution 
zum Green New Deal, die im Februar 2019 von 
Ocasio-Cortez und Senator Ed Markey einge-
bracht wurde, beschreibt die Werte, die den 
Green New Deal und mögliche Ansätze zu 
seiner Erreichung antreiben könnten. Jedoch 
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geht sie weder in die Details, noch stellt sie 
spezifische Politiken voran. Das kurze Doku-
ment umfasst verschiedene Ziele einer Mo-
bilisierung über zehn Jahre hinweg, darin 
enthalten Zugang zu sauberer Luft, Wasser, 
Gesundheit, erschwinglicher Nahrung und 
Natur für alle, zudem Energie aus erneuerba-
ren Energiequellen, Millionen Jobs mit fairer 
Bezahlung und dem verbrieften Recht auf Or-
ganisierung, ferner massive Nachrüstung von 
Amerikas vernachlässigter Infrastruktur, Zu-
gang zu bezahlbarem und sicherem Wohn-
raum sowie Sanierung aller Gebäude im Land 
(US-Kongress 2019; Ocasio-Cortez 2019).
Während seine ansteigende Prominenz über-
raschen mag, speist sich der Green New Deal 
aus einer breiteren, radikal neuen politischen 
Tendenz in der US-amerikanischen Linken. 
Eine neue, rebellische Gruppe von Demo-
krat*innen, ins Parlament gewählt nach Do-
nald Trumps erschreckendem Sieg 2016, will 
der schleichenden Rechtsverschiebung der 
Demokratischen Partei nicht zusehen und ver-
sucht mit aller Kraft, die Grenzen zugunsten 
einer breiten Agenda zu verschieben – vom 
Green New Deal über «Medicare für alle» bis 
zu gebührenfreier höherer Bildung. «Es wird 
einen Krieg innerhalb der Partei geben», so 
Waleed Shahid, strategischer Leiter der Grup-
pe «Demokraten für Gerechtigkeit» (group 
Justice Democrats), «und wir werden uns 

darauf einlassen» (Freedlander 2019). Wenn 
auch heftige Gegenschläge seitens des neo-
liberalen Establishments der Partei nicht aus-
bleiben, scheint die Taktik aufzugehen. Waren 
Ansätze wie «Medicare für alle» oder das ge-
bührenfreie College im Jahr 2016 noch polari-
sierende Themen innerhalb der Demokraten, 

so gelten sie nun als Lackmustest aussichts-
reicher Präsidentschaftskandidaturen für das 
Jahr 2020.
Die von den Republikanern angeführte 
US-amerikanische Rechte hat bereits ver-
sucht, den ambitionierten Klimaschutzplan 
durch besorgte Verweise auf seine Kosten und 
durch Panikmache mit übertriebenen War-
nungen wie «er nimmt euch das Auto weg, 
er nimmt euch eure Flüge weg» zu untermi-
nieren (Wilkie 2019). Liberale Fachleute und 
Politiker*innen reagierten im Allgemeinen zu-
rückhaltend und riefen zu vorsichtigem und 
allmählichem Voranschreiten auf, um das bis-
herige System mit kleinen Modifikationen bei-
zubehalten, statt gänzlich zu reorganisieren 
(Editorial Board 2019). Einige kritisierten Um-
fang und Anspruch des Green New Deal und 
lehnten Teile wie universale Krankenversiche-
rung als unerheblich für das Ziel der Dekarbo-
nisierung ab (Roberts 2019).
Welche Kosten der Green New Deal auch im-
mer nach sich ziehen mag, die Kosten des 
Nichthandelns sind unabsehbar höher, so-
wohl in US-Dollar als auch in menschlichen 
Leben ausgedrückt. Selbst wenn von nur 
1,5 Grad Celsius Erwärmung oder etwas we-
niger ausgegangen wird, erwartet die Welt-
gesundheitsorganisation, dass im Jahr 2050 
mehr als 350 Millionen Menschen tödlicher 
Hitze ausgesetzt sein werden und noch ein-

mal Hunderte Millionen mehr sich 
im Risikobereich befinden, wenn 
die Erwärmung diese Marke über-
steigt (Ebi/Campbell-Lendrum/
Wyns 2018). Überdies beruht das 
bestehende politische und öko-
nomische System der Vereinigten 

Staaten – wie das der meisten der westlichen 
Welt – auf Rassismus und der Ausbeutung 
von Sklavenarbeit. Jahrhundertelang haben 
die USA die Arbeit von communities of color 
ausgepresst, sie vernachlässigt und nicht in 
ihre Entwicklung investiert. Die großen Inves-
titionen eines grünen Green New Deal könn-

Welche Kosten der Green New 
Deal auch immer nach sich ziehen 
mag, die Kosten des Nichthandelns 
sind unabsehbar höher.
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ten, richtig strukturiert, dieses System grund-
legend verändern und beginnen, das toxische 
historische Erbe zu korrigieren.

Aus der Geschichte lernen
Jenseits der Aufregung haben die USA Projek-
te dieser Größenordnung bereits zuvor unter-
nommen. Der Green New Deal bezieht seinen 
Namen aus einer anderen transformativen Pe-
riode in der US-Geschichte – dem «New Deal» 
der 1930er Jahre, zu Zeiten militanter Kämp-
fe der Arbeiterbewegung, als die Regierung 
Franklin D. Roosevelts rasch handelte, um der 
Großen Depression entgegenzutreten. Dies 
war eine Zeit bedeutender Regierungsinter-
vention zur Korrektur der Fehlentwicklungen 
des kapitalistischen Systems, eine Zeit ernst-
haften Experimentierens mit strukturellen Al-
ternativen und Institutionen sowie eines Wil-
lens, zugunsten großer Fortschritte Risiken 
einzugehen. Der ursprüngliche New Deal 
elektrifizierte 90 Prozent der ländlichen Gebie-
te US-Amerikas und gründete ländliche Ener-
giegenossenschaften (Rural Electric Coopera-
tives o. J.).
Der New Deal brachte drei Millionen Men-
schen im Rahmen der «Civilian Conservation 
Corps» in Beschäftigung, die mehr als 220 Mil-
lionen Bäume pflanzten und einen Großteil der 
Great Plains und des Mittleren Westens stabi-
lisierten; Gebiete, in denen zuvor Staubstürme 
Tausende von Farmen in nutzlose Areale ver-
wandelt hatten (Woolner 2010). Er etablierte 
strikte neue Finanzregulationen und machte 
den Bankensektor für eine Generation stabil. 
Er garantierte Arbeitenden neue und weiter-
gehende Rechte auf gewerkschaftliche Orga-
nisierung und etablierte eine weitreichende 
Arbeitslosenversicherung, Unterstützung für 
Menschen mit Behinderung sowie die Grün-
dung der Sozialversicherungsanstalten. Und 
mit Blick auf einen Green New Deal, dem die 
mächtige Lobby der fossilistischen Industrien 
als Gegner gegenübersteht, bedeutsam: der 
historische New Deal richtete sich ebenso di-

rekt gegen viele der Reichsten und Mächtigs-
ten und ihre Interessenvertretungen – und war 
erfolgreich (Roosevelt Institute 2009).
In der Zeit des Zweiten Weltkrieges betrieben 
die USA die Planung und Umsetzung einer 
gewaltigen wirtschaftlichen Mobilisierung, 
einschließlich Preis- und Lohnkontrollen, 
Produktionsquoten und die Verstaatlichung 
von Fabriken, Dienstleistungsunterneh-
men, Ländereien und anderer Güter. «Ame-
rikas Antwort auf den Zweiten Weltkrieg war 
die außergewöhnlichste Mobilisierung einer 
brachliegenden Wirtschaft in der Geschichte 
der Welt», erinnert sich die Historikerin und 
Pulitzer-Preisträgerin Doris Goodwin. «Wäh-
rend des Krieges wurden 17 Millionen neue, 
zivile Jobs geschaffen, die industrielle Produk-
tivität stieg um 96 Prozent […]. Um 1944 la-
gen die Wochenlöhne vor Steuer im produzie-
renden Gewerbe, bedingt durch Lohnanstiege 
und Überstundenzahlungen, um 50 Prozent 
höher als 1939. Der Krieg erzeugte auch gänz-
lich neue Technologien, Industriezweige und 
damit zusammenhängende Fertigkeiten» 
(Goodwin 2001). Zu glauben, die USA könn-
ten nicht 80 Jahre später auf ähnliche Weise 
eine Antwort auf die existenzielle ökologische 
Krise finden, zeugt von einem gefährlichen 
Mangel an Vorstellungskraft.
Der originäre New Deal schuf nicht nur Millio
nen Jobs und etablierte Programme, deren 
Erfolg bis heute als wichtige Errungenschaf-
ten gelten – er steht aber ebenso im Kontext 
des rassistischen Erbes US-Amerikas. Die 
Landrechte vieler indigener Stämme wur-
den geopfert, um den Weg für Megaprojek-
te freizumachen. Die während des New Deal 
geschaffene Kreditanstalt für Hausbesitzer 
(Home Owners’ Loan Corporation) erstell-
te «Sicherheitslandkarten» für Wohnviertel 
(residential security maps), die zur Praxis des 
redlining führten, welche Segregation vertief-
te und farbige communities für Dekaden von 
der Hauseigentümerschaft ausschloss.2 Die 
Resolution des Green New Deal erkennt diese 
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vergangenen Fehler an: Ein vorrangiges Ziel 
sei, «aktuelle Unterdrückung indigener Völker 
zu stoppen, künftige zu verhindern und histo-
rische wiedergutzumachen» und in gleicher 
Weise in Bezug auf migrantische und farbige 
communities, deindustrialisierte und verödete 
ländliche Nachbarschaften, arme und gering 
entlohnte Arbeitende, Frauen, Ältere, Woh-
nungslose, Menschen mit Behinderungen 
und Jugendliche zu verfahren» (Ocasio-Cortez 
2019).

Kampf gegen die fossilis­
tische Oligarchie
Das Konzept eines Green New Deal spannt 
den Horizont auf, steckt sich hohe Ziele 
und belebt damit die Vorstellungskraft der 
US-amerikanischen Linken neu. Es schafft 
die Möglichkeit, mit der Gestaltung einer de-
mokratischen Wirtschaft zu beginnen, die auf 
wirklicher Nachhaltigkeit beruht, und die Pri-
vilegierung des Profits über alles andere zu 
hinterfragen. Ein Green New Deal wird vie-
le Elemente eines transformativen Wandels 
enthalten und in ganz unterschiedlicher Wei-
se wirken müssen. Drei der vielen sich über-
schneidenden Potenziale eines Green New 
Deal bestehen im Kampf gegen eine durch ei-
ne oligarchische Elite kontrollierte Ökonomie, 
in der Sicherung eines gerechten Übergangs 
und sinnvoller Arbeit und schließlich darin, 
dass communities und Wohnformen so trans-
formiert werden, dass die Menschen überle-
ben und eine neue, auf ihr Wohlergehen aus-
gerichtete Ökonomie zur Blüte kommen kann.
Zuallererst könnte der Green New Deal dabei 
helfen, die Macht und Kontrolle großer Unter-
nehmen über wirtschaftliche Entscheidungs-
findung zu brechen. Die Unternehmen, die 
ihr Geld mit fossilen Brennstoffen verdienen, 
waren historisch gesehen ein Hauptgrund für 
den Stillstand in Sachen Klimawandel. Ihre 
politische Macht in Washington D.C. und an-
deren Hauptstädten ist legendär, ebenso wie 
ihre grundlegende Rolle für Kampagnen zur 

Leugnung des Klimawandels (Sullivan 2019). 
Allein im Jahr 2016 gab die fossile Brennstoff
industrie rund 260 Millionen US-Dollar für po-
litische Kampagnen und Lobbyismus aus (Oil 
Change International 2019). Im Gegenzug er-
hält sie jährlich 20 Milliarden US-Dollar staat-
licher Subventionen (Redman 2019) – und 
günstige Regulierungen oder eben Nichtre-
gulierungen. Neuere politologische Forschun-
gen zeigen, dass das Personal des Kongresses 
die öffentliche Unterstützung für klimapoliti-
sche Maßnahmen umso stärker unterschätzt, 
je mehr es sich mit Lobbygruppen der fossilen 
Brennstoffindustrie trifft oder deren Spenden 
annimmt (Hertel-Fernandez/Mildenberger/
Stokes 2018). Aus diesem Grund war es Be-
dingung für ein Komitee zur Erarbeitung eines 
Green New Deal, dass seine Mitglieder kei-
nesfalls Wahlkampfunterstützung der fossilis-
tischen Kapitalfraktionen annehmen dürften.
Es gibt Anzeichen dafür, dass die Macht der 
fossilistischen Kapitalfraktionen innerhalb 
der Demokratischen Partei zu erodieren be-
ginnt. Neue Umfragen fanden heraus, dass 
45 Prozent aller US-Amerikaner*innen sich 
von ihren Repräsentant*innen die Ablehnung 
solcher Zuwendungen wünschen, darun-
ter starke Mehrheiten von Demokrat*innen 
und unabhängigen Wähler*innen (Data for 
Progress 2019). Immer mehr Politiker*innen, 
unter ihnen auch die Senatorin Kirsten Gilli-
brand sowie die Präsidentschaftskandidatin-
nen Elizabeth Warren und Bernie Sanders, 
lehnen solche Zuwendungen ab. Dies sind 
mehr als symbolische Aktionen – die Einfluss-
nahme der fossilistischen Kapitalfraktionen 
abzulehnen macht es sehr viel wahrscheinli-
cher, dass die Politiker*innen, die über einen 
Green New Deal entscheiden, auch die not-
wendigen Schritte einleiten, um die industri-
elle Expansion zu stoppen und die Produktion 
fossiler Brennstoffe auf eine organisierte und 
angemessene Weise herunterzufahren, so-
dass communities und Arbeitende geschützt 
werden.
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Einflussnahme durch Wahlkampfspenden 
und Lobbyismus auszuschließen ist ein be-
deutsamer Schritt, doch ebenso müssen die 
kulturellen Nachwirkungen des Neoliberalis-
mus eliminiert und Kapazitäten für eine trans-
formatorische Alternative aufgebaut werden. 
Ein Green New Deal könnte grundlegende 
Teile der US-Wirtschaft zu Gemeinwohlori-
entierung und öffentlicher Kontrolle zurück-
führen. Energie- und Kraftstoffinfrastrukturen 
sind aufschlussreiche Beispiele. Die heutigen 
Versorger sind zum weit überwiegenden Teil 
auf fossile Strategien ausgerichtete Privatfir-
men, die wachsam die Rendite ihrer konven-
tionellen Investitionen sichern und Millionen 
zahlen, um klimapolitische Vorhaben zu stop-
pen. Während des originären New Deal wur-
den durch die «Ländliche Elektrifizierungsver-
waltung» (Rural Electrification Administration) 
eine große Zahl von Kooperativen und öffent-
licher Unternehmen gegründet, um Marktver-
sagen zu begegnen. Durch den Green New 
Deal könnte eine ähnliche Aktivität entfaltet 
werden und lokale Verwaltungen oder Bun-
desstaaten könnten ihr Energienetz zurückzu-
gewinnen (Koeppel/Veazy/Bozuwa 2019).

Arbeit, Wohnen, Infra­
strukturen
Zweitens könnte der Green New Deal hel-
fen, einen gerechten Übergang für Ar-
beitende zu gestalten. Mit ihm könnten 
Investitionen getätigt werden, um Beschäf-
tigungsmöglichkeiten zu schaffen und ei-
nen klaren Übergangsplan hin zu einer emis-
sionsfreien, prosperierenden Ökonomie zu 
entwickeln, in der die Menschen eine sinn-
volle Arbeit haben. In einer Zeit, in der Gewerk-
schaften beständig unter Angriff stehen und 
einen Machtverlust erleben, hat sich die Be-
wegung der Arbeitenden verständlicherweise 
darauf konzentriert, ihr angestammtes Territo-
rium zu schützen, was sie zum Teil skeptisch 
gegenüber der beginnenden Energiewen-
de machte. Und wenn Jobs im erneuerbaren 

Sektor auch exponentiell zunehmen – Jobs im 
Solarbereich verzeichnen in den letzten sieben 
Jahren eine Zunahme um 168 Prozent – so 
sind diese Bereiche selten gewerkschaftlich 
organisiert und meist schlechter bezahlt als 
solche im fossilen Energiebereich. Angesichts 
zu erwartender Opposition des Kapitals wird 
die Unterstützung der organisierten Arbei-
terbewegung für einen Green New Deal von 
entscheidender Bedeutung sein. Um diese zu 
gewinnen und sichere Arbeitsverhältnisse zu 
stärken, muss ein Green New Deal Politik zu-
gunsten der Arbeitenden an erste und zentrale 
Stelle setzen.
Darüber hinaus wird eine Beschäftigungsga-
rantie vorgeschlagen, die allen ein Recht auf 
Arbeit zugesteht. Eine derartige Garantie wür-
de die Regierung gesetzlich dazu verpflichten, 
allen Bürger*innen, die es wünschen, einen 
Job mit existenzsicherndem Lohn zu verschaf-
fen. Das Versprechen des Green New Deal, ei-
nen großen Teil der Wirtschaft umfassend zu 
restrukturieren, wird ein großes Arbeitsauf-
kommen nach sich ziehen (Carlock/Mangan/
McElwee 2018). Ein solches Beschäftigungs-
programm würde nicht nur Firmen dazu nöti-
gen, höhere Standards bei Arbeitsverhältnis-
sen einzuführen, um Talente anzuziehen – es 
würde den Gewerkschaften auch eine bes-
sere Verhandlungsposition geben. Eine Be-
schäftigungsgarantie würde nicht nur die 
Arbeitsstunden und die notwendige Kraft be-
schaffen, die Infrastruktur nachhaltig auszu-
bauen – sie würde den Arbeitenden auch die 
Freiheit geben, Jobs abzulehnen und zu been-
den, in denen sie bedroht, ausgebeutet, beläs-
tigt werden oder sich ohne Alternative fühlen. 
Zusammengefasst wären also eine Beschäfti-
gungsgarantie und der Schutz des Rechts auf 
Organisierung zentrale Schritte, um die einer 
sozial-ökologischen Ökonomie angemessene 
Zusammensetzung von Arbeiter*innen her-
vorzubringen.
Drittens würde ein Green New Deal eine rie-
sige Initiative für eine Infrastruktur beinhal-
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ten, die die Verhältnisse in den Nachbarschaf-
ten und communities neu ausrichtet. Die 
Infrastruktur der USA ist nicht nur alt, maro-
de und von ausbleibenden Investitionen ge-
zeichnet, sie ist ebenso eng in eine auf Koh-
lenstoff basierende Wirtschaft eingebunden. 
Wie Forschungen zeigen, tragen ungleiche 
Wohnverhältnisse in erheblichem Ausmaß 
zu wirtschaftlicher Ungleichheit bei, während 
der Bausektor selbst eine der Hauptquellen für 
Emissionen darstellt (Florida 2018; US Green 
Buildings Council 2018). Ein Green New Deal 
könnte uns die Möglichkeit geben, die brö-
ckelnde Infrastruktur anzugehen, diskriminie-
rende Praktiken aus der Wohnungspolitik zu 
verbannen und vitale, lebendige communities 
aufzubauen.
Während des historischen New Deal schuf die 
Behörde für Wiederansiedlung (Resettlement 
Administration) ganze Kleinstädte nach dem 
Konzept der «Gartenstädte von morgen».3 Im 
Kontrast zur Welle der Vorstadtsiedlungen der 
1920er Jahre zielte dieser Ansatz darauf, Ge-
meinschaften mit sozialem Zusammenhalt 
zu gründen, mit Stadthäusern und Wohnblö-
cken in räumlicher Nähe zu den Arbeitsplät-
zen und innerstädtischen Lebensmittelge-
schäften (Kolson Hurley 2019). Erheblich ist 
dabei allerdings, dass die geschaffene Infra-
struktur explizit auf Segregation entlang der 
Linien von Klasse und color ausgerichtet war 
(Nodjimbadem 2017). Um nur ein Beispiel 
zu nennen: die Wiederansiedlungsstelle in 
Greenbelt, Maryland, verbot schwarzen Fami-
lien die Ansiedlung – in einer der von der Be-
hörde konzipierten und auf schwarzer Arbeit 
errichteten Siedlungen (vgl. Fußnote 3). Mit 
der Zeit haben sich diese Segregationslinien 
durch Vernachlässigung sogar noch verstärkt 

und betroffene Quartiere veränderten sich 
zu hotspots der Umweltungerechtigkeit, voll 
mit verschmutzender Infrastruktur und von 
Fernstraßen, die schwarze Hinterhöfe durch-
schneiden, verwüstet. Somit wäre mit einem 
Green New Deal die Möglichkeit verbunden, 
rassistische Infrastruktur zu beseitigen und 
dauerhaft eine emissionsfreie Umgebung auf-
zubauen.
Daniel Aldana Cohen schreibt über ein mög-
liches Ziel von zehn Millionen Einheiten mit 
null Emissionen im sozialem Wohnungsbau 
innerhalb von zehn Jahren: «Ein umfangrei-
cher Neu- und Ausbau qualitativ hochwerti-
ger, ansprechend gestalteter und akribisch 
geplanter Sozialwohnungen mit verschie-
denartiger Gestaltung und partizipativer Ver-
waltungsstruktur würde dem Bedürfnis von 
Millionen gerecht; gleichzeitig würde er für 
Dekaden Zehntausende Facharbeitsplätze 
im ökologischen Bausektor sichern» (Aldana 
Cohen 2019). Dies verbindet den dringenden 
Bedarf an Nachrüstung in der Energieeffizienz 
und den Ausbau von benötigten leistbaren 
Wohnungen zu einer Zeit, in der Klimawan-
del und Überschwemmungen realistische 
Wohnbauplanung verschieben; zudem wird 
so erschwinglicher Wohnraum durch genos-
senschaftliche oder öffentliche Eigentümer-
strukturen in dem Moment geschaffen, da 
Hauseigentum oder selbst die Zahlung von 
Mieten für viele Menschen ernsthafte Schwie-
rigkeiten aufwirft (Gowan/Cooper 2018).

Internationalismus
Das Momentum für eine transformative prak-
tische Klimapolitik eröffnet sich rund um den 
Globus. Die drängenden Initiativen für ei-
nen Green New Deal sind nicht auf die Gren-

Ein Green New Deal könnte uns die Möglichkeit geben, 
die bröckelnde Infrastruktur anzugehen, diskriminierende 
Praktiken aus der Wohnungspolitik zu verbannen und 
lebendige «communities» aufzubauen.
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zen der Vereinigten Staaten begrenzt. Und so 
sollte es auch nicht sein, da das klimatische 
Chaos, das sich ebenso wenig an nationale 
Grenzen hält, global und kollektiv angegangen 
werden muss. In Großbritannien hat Caroline 
Lucas, das einzige Grünen-Mitglied im Parla-
ment, einen Gesetzesentwurf zum Green New 
Deal mit unterstützt, während die Labour Par-
ty ein Wahlprogramm für eine green industrial 
revolution vorlegte, mit einer Kampagne zur 
Dekarbonisierung der Wirtschaft, zur Schaf-
fung grüner Jobs und für Investitionen in die 
öffentliche Infrastruktur. Wie es die britische 
Labour-Gruppe für den New Deal ausdrückt: 
«Klimawandel ist grundsätzlich eine Klassen-
frage, weil er Chaos für die vielen, doch Pro-
fit für die wenigen bedeutet» (Taylor 2019; 
Kongress der Vereinigten Staaten 2019; Oca-
sio-Cortez 2019).
Ebenso wie die USA hat das Vereinte König-
reich für die Dauer einer Generation mit den 
realen Auswirkungen wie auch den geisti-
gen Zwängen eines auf Austerität beruhen-
den Systems zu kämpfen gehabt. Eine wei-
tere Ähnlichkeit besteht darin, dass auch hier 
eine Welle neuer, lebendiger politischer Ener-
gie aufkommt – mit dem Willen, jene Macht-
strukturen anzugehen, die das Nichthandeln 
in Klimabelangen ermöglicht haben, sowie die 
Industrie fossiler Brennstoffe auslaufen und 
in einen umsichtigen Übergang zum Schutz 
von communities und Arbeitenden und die 
Neuverteilung des Wohlstandes münden zu 
lassen. Weder die USA noch das Vereinte Kö-
nigreich können dies für sich allein angehen; 
wir müssen uns aufeinander beziehen und für 

die Forderung nach ökonomischer und öko-
logischer Gerechtigkeit an unsere politischen 
Grenzen gehen. Uns bleiben weniger als zwölf 
Jahre, um für die 1,5 Grad Celsius zu kämpfen. 
Der globale Norden muss vorangehen, kann 
sich dabei aber auf wegweisende Beispiele 
und Druck aus dem Süden stützen. Wir kön-
nen und müssen uns gegenseitig befruchten 
und wechselseitig aus unseren Erfahrungen 
lernen, um jenen transformativen Wandel zu 
erreichen, den wir brauchen, schnell.

Der Text erschien in der Zeitschrift Progressive Review.

Aus dem Amerikanischen von Corinna Trogisch
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http://www.climateliabilitynews.org/2019/03/18/national-petroleum-council-climate-change/
http://www.climateliabilitynews.org/2019/03/18/national-petroleum-council-climate-change/
http://www.theguardian.com/politics/2019/mar/22/labour-members-launch-green-new-deal-inspired-by-us-activists
http://www.theguardian.com/politics/2019/mar/22/labour-members-launch-green-new-deal-inspired-by-us-activists
http://www.theguardian.com/politics/2019/mar/22/labour-members-launch-green-new-deal-inspired-by-us-activists
http://www.theguardian.com/politics/2019/mar/22/labour-members-launch-green-new-deal-inspired-by-us-activists
https://apps.npr.org/documents/document.html?id=5731829-Ocasio-Cortez-Green-New-Deal-Resolution
https://apps.npr.org/documents/document.html?id=5731829-Ocasio-Cortez-Green-New-Deal-Resolution
https://apps.npr.org/documents/document.html?id=5731829-Ocasio-Cortez-Green-New-Deal-Resolution
http://www.cnbc.com/2019/02/12/trump-targets-alexandria-ocasio-cortez-green-new-deal-in-campaign-speech.html
http://www.cnbc.com/2019/02/12/trump-targets-alexandria-ocasio-cortez-green-new-deal-in-campaign-speech.html
http://www.cnbc.com/2019/02/12/trump-targets-alexandria-ocasio-cortez-green-new-deal-in-campaign-speech.html
http://rooseveltinstitute.org/fdr-and-new-deal-response-environmental-catastrophe/
http://rooseveltinstitute.org/fdr-and-new-deal-response-environmental-catastrophe/
http://www.sunrisemovement.org/gnd
http://www.sunrisemovement.org/gnd
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Verónica Gago

REVOLUTION HEISST 
FÜR DIE ZUKUNFT SORGEN

Über eine Zukunft des Sozialismus nachzu-
denken impliziert, sich eine Vorstellung davon 
zu machen, was kommen wird. Die Frage, die 
sich dann notwendigerweise anschließt, ist: 
Wie erreichen wir dieses ersehnte Ziel? In je-
der revolutionären Theorie hat die Utopie folg-
lich auch eine pragmatische Seite, die sich auf 
die Frage des Übergangs bezieht. Dieser Über-
gang stellt insofern eine Herausforderung dar, 
als sich historisch immer wieder gezeigt hat, 
dass es dabei keine Linearität gibt, keinen di-
rekten Weg, der von dem einen zum ande-
ren Punkt führt. Stattdessen müssen wir das 
Prozesshafte eines solchen Übergangs in den 
Blick nehmen. Die feministischen Körperpoli-
tiken, die dafür kämpfen, die rigiden Normen 
von Geschlecht und Sexualität aufzubrechen, 
haben dies deutlich gemacht: Eine Revolution 
gelingt nicht von heute auf morgen. In dem 
zeitlichen Zwischenraum entsteht jedoch ein 
Feld des Forschens und Experimentierens, ein 
Terrain, auf dem widerstreitende Kräfte mitei-
nander ringen. Ist es möglich, einen solchen 
Weg des Übergangs zu beschreiten, ohne ge-
nau zu wissen, wohin er führt?
Wenn wir auf die aktuellen Kämpfe blicken, 
die sich derzeit in Chile, aber auch an vielen 
anderen Orten der Welt gegen neoliberale Pri-
vatisierung, gegen die Zerstörung der sozialen 
Daseinsvorsorge und gegen eine fortschrei-
tende Inwertsetzung unseres Lebens richten, 
haben sie auf den ersten Blick ein eher inver-
ses Verhältnis zu einer solchen revolutionären 

Zeitlichkeit. Sie entwerfen weniger ein in die 
Zukunft gerichtetes Projekt, sondern vertei-
digen etwas, das verloren gegangen ist oder 
bedroht scheint. Es sind Kämpfe um Gemein-
güter, Kämpfe, die sich fortgesetzten Ent-
eignungen entgegenstellen oder geraubten 
Reichtum zurückfordern: In ihnen drückt sich 
die Erfahrung aus, dass unsere Utopien vor-
aussetzungsvoll sind, dass sie eine Grundla-
ge brauchen, um Wirklichkeit zu werden. Sie 
sind abhängig von funktionierenden Struktu-
ren der Sorge und Selbstsorge, als Vorausset-
zung dafür, überhaupt Kraft zum Kämpfen zu 
finden. Sollten wir daraus folgern, dass diese 
Kämpfe eher konservativ sind, also eher rück-
wärtsgewandt als utopisch? Nein. Ich würde 
sagen, dass in ihnen gerade eine utopische 
Kraft steckt, die sich aus dem Wissen um je-
ne Bedingungen nährt, die wir brauchen, um 
eine Transformation anzustoßen. Es sind des-
halb die derzeit entscheidenden, die unum-
gänglichen Kämpfe. Ausgehend von einer 
Art Selbstverteidigung bringen sie die Mög-
lichkeit von etwas Neuem hervor, scheint in 
ihnen etwas auf, das noch nicht existiert. Die-
se politische Bewegung setzt eine spezifische 
Zeitlichkeit voraus, die nicht nostalgisch oder 
archaisch ist, sondern auf die Produktion von 
Gegenwart gerichtet. Als bedürfe das revolu-
tionäre Begehren einer soliden Infrastruktur, 
um sich zu entfalten.
Rosa Luxemburg hat das Konzept einer re-
volutionären Realpolitik ins Spiel gebracht, 

Diese politische Bewegung setzt eine spezifische 
Zeitlichkeit voraus, auf die Produktion von Gegenwart 
gerichtet. Als bedürfe das revolutionäre Begehren einer 
soliden Infrastruktur, um sich zu entfalten.
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um den Prozess des Übergangs genauer zu 
bestimmen als einen, in dem die alltäglichen 
Kämpfe um konkrete Verbesserungen in den 
Horizont eines radikalen Umbaus gestellt wer-
den, in dem die Bewegungen im Hier und 
Jetzt und eine Politik von unten das Terrain 
bereiten für die jeweils nächsten Schritte. So 
verschiebt sich die Teleologie eines revolutio-
nären «Endziels» – nicht, weil es nicht da oder 
weniger wichtig wäre, sondern weil es in eine 
andere zeitliche Beziehung tritt mit der alltäg-
lichen Politik und weil jede einzelne Aktion da
raufhin befragt werden kann und muss, inwie-
fern sie von revolutionärer Dynamik erfüllt ist.
Ich halte das Konzept für hilfreich, um die re-
volutionäre Perspektive herauszustellen, die 
die aktuellen Feminismen ins Spiel bringen: 
Worauf zielen sie? Welche utopische Kraft 
entfalten sie? Inwiefern sind sie revolutio-
när-realpolitische Zukunftspolitiken, auch oh-
ne einen festen Plan, wie das Ziel auszusehen 
hat? In welcher Weise revolutionieren sie die 
Gegenwart und schaffen Bedingungen einer 
anderen Zukunft?
In ihrer Entschiedenheit und Radikalität sto-
ßen die gegenwärtigen Feminismen radikale 
Brüche an – in den Körpern, auf den Straßen, 
in den Betten und Haushalten. Sie verdichten 
sich in dem Slogan der feministischen Bewe-
gung Argentiniens: «Wir wollen alles verän-
dern!» Im jüngsten Aufstand in Chile nimmt 
dieser Anspruch kraftvolle Gestalt an: Die fe-
ministische Revolution stellt das Ganze neu 
auf: «Wir haben ein Programm: Wir wollen 
alles!» Es gibt keinen Raum und keine sozia-
len Beziehungen, die von dieser Dynamik des 
Bruchs und des Aufbegehrens unberührt blie-
ben. Die Zeit der Revolution liegt im Hier und 
Jetzt – in ihrer sprühenden Kraft verbindet sie 
sich mit der Perspektive einer befreiten Zu-
kunft.
Die Dynamik des transnationalen feministi-
schen Streiks hat sich in den letzten Jahren 
von Lateinamerika ausgehend in mehr als 
50 Länder ausgebreitet. In Chile wurden vie-

le der Parolen und Praxen des feministischen 
Streiks von den Massen aufgenommen und 
entfalten als plurinationaler1 Generalstreik 
neue Kraft. Die Erfahrungen, die in den letzten 
Jahren in den Bewegungen gesammelt wur-
den, haben es ermöglicht, auch die Art und 
Weise der Kämpfe zu verändern, die Organisa-
tionsformen, die politischen Perspektiven und 
historischen Allianzen. Dabei greifen die Be-
wegungen zwei zentrale Herrschaftsmecha-
nismen an: die Verschuldung und die damit 
verbundene Form der Enteignung der Subal-
ternen, die breiten Teilen der Bevölkerung eine 
selbstbestimmte Zukunft unmöglich gemacht 
haben.
Die Verschuldung kolonisiert als finanziel-
le Verpflichtung gewissermaßen unsere Zu-
kunft. Sie fesselt uns an die Ausbeutung, 
mittels eines eng gestrickten Dispositivs aus 
Moralisierung und Individualisierung. Der 
konservative Neoliberalismus hat den latein-
amerikanischen Kontinent durch und durch 
finanziell rekolonialisiert. Unter diesen Ver-
hältnissen wächst eine verschuldete und da-
mit absolut disziplinierte Jugend heran, deren 
Abhängigkeit von der heteropatriarchalen Fa-
milie weiter bestärkt wird. Im Kampf gegen 
die Verschuldung geht es also um die Mög-
lichkeit, die eigene Zukunft zurückzugewin-
nen, sich anzueignen und kreativ zu gestalten, 
individuell und kollektiv. Es geht darum, das 
Entstehen anderer Subjektivitäten zu ermög-
lichen, die sich aus dieser «Schuldbeziehung» 
lösen.
All das kommt in Graffitis und Parolen der chi-
lenischen Proteste pointiert zum Ausdruck. 
An den Fassaden der Banken in Chile, dem 
Land der Chicago Boys2 und dem mit der 
größten Pro-Kopf-Verschuldung in der ge-
samten Region, ist beispielsweise zu lesen: 
«Sie schulden uns ein Leben.» In dem Satz 
verdichten sich die Idee von einer Umkehr der 
Verschuldung und die Frage, wer hier eigent-
lich wem etwas schuldet. Angesichts anstei-
gender Lebenshaltungskosten, oder genau-
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er, angesichts der stetig voranschreitenden 
Extraktion von Wert aus den alltäglichen Pra-
xen der sozialen Reproduktion verweist diese 
Losung auf die Möglichkeit finanziellen Unge-
horsams, wie er nicht zuletzt in der Bewegung 
#EvasionMasiva praktisch geworden ist.3

Die aktuellen feministischen Bewegungen 
gehen aber noch weiter: Sie formulieren eine 
konkrete und schlagkräftige Kritik an den mul-
tiplen Formen von Raubbau und den neuen 
Formen der Ausbeutung, mit denen das Ka-
pital immer weiter in unser Leben vordringt. 
Es geht darum, den Kampf an jeder Front, an 
der Körper an Körper gekämpft wird, zu füh-
ren – sei es die Verschuldung der Haushalte 
oder die Prekarisierung, sei es der Neo-Ext-
raktivismus und die von ihm verwüsteten und 
aufgegebenen Regionen, sei es die Militarisie-
rung, die Kriminalisierung von Grenzen oder 
die Schaffung «innerer Feinde».4

All das sind Kämpfe, in denen auch die Eigen-
tumsfrage gestellt wird und mit denen die fe-
ministische Revolution einen politischen Ant-
agonismus erzeugt. Sie streitet um die Mittel 
der Produktion des Lebens überall dort, wo 
heute die neoliberale Ausbeutung Wurzeln 

schlägt. Die Idee des Feminismus als alltäg-
liche Revolution erhält darin ein besonderes 
Gewicht, weil sie die Frage aufwirft, inwiefern 
sich die Richtung der Transformation auch von 
den Orten her bestimmt, an denen der Akku-
mulation von Kapital entgegengetreten wird.
Heute sind auch die Körper der jungen Men-
schen ein solches Kampfgebiet, auf dem ver-
sucht wird, die Grenzen der Inwertsetzung 
des Kapitals auszubreiten, sie zu gehorsamen 
Arbeiter*innen zu machen, gehorsam gegen-
über der Prekarisierung, der Verschuldung 
und der Kernfamilie – auch wenn diese im-
plodiert und voller Gewalt ist. In diesen Kör-
pern hat die feministische Revolution das Be-
gehren nach Revolution hinterlassen. Und ihr 
Versprechen auf eine nicht durch das Kapital 
normierte Zukunft eröffnet eine konkrete Pro-
duktion von Utopie.

Aus dem Spanischen von Caroline Kim und Barbara Fried

Die feministische Revolution 
erzeugt einen politischen 
Antagonismus im Kampf um 
die Mittel der Produktion des 
Lebens.

1  Plurinational bezieht sich auf die Existenz und die Anerkennung 
verschiedener indigener und politischer Communities innerhalb eines 
Nationalstaats.  2  Als Chicago Boys wird eine Gruppe chilenischer 
Wirtschaftswissenschaftler bezeichnet, die von Friedrich August von 
Hayek und Milton Friedman inspiriert waren und die Chile unter der 
Diktatur von Pinochet zum Experimentierfeld des Neoliberalismus ge-
macht haben.  3  #EvasionMasiva, was wörtlich etwa «massenhaf-
tes Vermeiden» bedeutet, war der Hashtag, mit dem Schüler*innen 
und Studierende dazu aufriefen, nach einer Fahrpreiserhöhung im 
öffentlichen Nahverkehr kollektiv ohne Fahrschein U-Bahn zu fahren. 
Die Aktion unter dem Motto «Evadir, no pagar, otra forma de luchar» 
(«Vermeiden, d. h. nicht zu bezahlen, ist eine andere Art zu kämpfen») 
stellte den Beginn der derzeitigen Protestwelle in Chile dar.  4  Als «in-
nere Feinde» wurden während der Militärdiktatur dissidente Argen-
tinier*innen kriminalisiert, verfolgt und umgebracht. Heute wird der 
Begriff zur Legitimation von verschärften Anti-Terror-Gesetzen oder 
der Militarisierung ausgerufen, zum Beispiel bei den Vorbereitungen 
für den G20-Gipfel, der im Herbst 2018 in Buenos Aires stattfand.
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Étienne Balibar

FÜR EINEN SOZIALISMUS 
DES 21. JAHRHUNDERTS – VIER THESEN

1. Ausgehend von einigen Hinweisen von 
Marx charakterisierte Lenin den revolutio-
nären Übergang als einen Staat-Nicht-Staat. 
Durch diese Einheit der Gegensätze konnte er 
einen paradoxen Vorgang skizzieren: nämlich 
den, die Staatsgewalt zu stärken, um die Po-
sitionen der Bourgeoisie zu zerschlagen und 
so den Übergang zu einer kommunistischen 
Assoziation der Produzent*innen einzuleiten. 
Jene Einheit verwies außerdem auf eine revo-
lutionäre Institution: den damals in ganz Eu-
ropa existierenden «Sowjet-» oder Arbeiter-
rat. Auch wenn diese Überlegung Lenins nicht 
wirksam wurde, können wir annehmen, dass 
die Idee des Staat-Nicht-Staats nach wie vor 
das Wesentliche – und die Schwierigkeit – je-
des Übergangs in ein Jenseits der Strukturen 
gesellschaftlicher Herrschaft bezeichnet.
In allen späteren revolutionären Phasen, aber 
auch in den Sozialisierungsexperimenten des 
20. Jahrhunderts, die den kapitalistischen 
Rahmen nicht als solchen infrage stellten, be-
trifft das Problem des «Übergangs» auch die 
widersprüchliche Einheit eines Markt-Nicht-
Marktes. Also eine dauerhafte Einschrän-
kung der Autonomie des Marktes zugunsten 
einer Politik, die den Kapitalismus zwar nicht 
verschwinden lässt, aber «zurückdrängt». Im 
Kontext der gegenwärtigen Umweltkatast-
rophe schließlich müssen wir außerdem den 
Widerspruch von Industrie-Nicht-Industrie 
denken, den wir als «Degrowth» bezeichnen 
könnten. Die genannten Widersprüche sind 
jeweils asymmetrisch, sie konfrontieren die 

Macht mit einer Gegenmacht, die andersartig 
ist und auf andere Weise ausgeübt wird. Darin 
liegen die Chance und zugleich das Risiko re-
volutionärer Experimente.
2. Die genannten revolutionären Widersprü-
che sind allerdings nicht unabhängig vonein-
ander. So können wir annehmen, dass es ei-
nen Nicht-Markt beispielsweise nicht ohne 
staatliche Eingriffe und Unterstützung geben 
wird. Diese müsste qua Planung vollzogen 
werden, was wiederum eine Behörde und 
eine entsprechende Gesetzgebung voraus-
setzt. Eine solche Planung wird umso notwen-
diger, wenn die Regulierung nicht die indus-
trielle Entwicklung beschleunigen, sondern 
eine rationale «Deindustrialisierung» voran-
treiben soll, die nicht zum Zusammenbruch 
der Lebensbedingungen führt. Hinzu kommt, 
dass die Planungsexperimente des 20. Jahr-
hunderts die finanziellen Strukturen der Kre-
dit- und Geldwirtschaft kaum betrafen. Auch 
verändert sich das Problem mit dem Über-
gang von einer nationalen zur globalen Ebene. 
Aber was wären die entsprechenden Formen 
demokratischer Partizipation oder Massen-
mobilisierung? Die Idee der «globalen Zivilge-
sellschaft» mit ihren Netzwerken und Solidari-
tätskampagnen verweist auf diese Frage.
3. Politik ist nicht vorhersehbar. Sie hängt 
von Situationen ab, in denen sich ganz un-
terschiedliche Handlungen miteinander ver-
binden, die jeweils eine eigene Zeitlichkeit 
haben. Die Theorie kann die Akteure, die zur 
Veränderung beitragen, allenfalls beschrei-

Planung wird umso notwendiger, wenn die Regulierung 
nicht die industrielle Entwicklung beschleunigen, sondern 
eine rationale «Deindustrialisierung» vorantreiben soll.
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ben und bewerten. Dieses Problem wurde in 
der heutigen Theorie als eines der Verbindung 
unterschiedlicher Interessen gefasst und als 
Entscheidung zwischen verschiedenen «He-
gemonien», die diese Interessen jeweils hie-
rarchisieren. Dies ausgearbeitet zu haben ist 
das Verdienst von Ernesto Laclau und Chan-
tal Mouffe. Leider hat ihre Idee des «leeren 
Signifikanten» letztlich einen «Po-
pulismus» begünstigt, der sich vom 
Nationalismus vereinnahmen lässt. 
Die eigentliche Frage betrifft jeden-
falls nicht nur die gesellschaftlichen 
Interessen, sondern auch die Mo-
dalitäten des politischen Handelns, 
in denen ein sozialistisches Projekt 
Gestalt annehmen muss. Durch den Hin-
weis auf die Elemente Programm, Regulati-
on, Aufstand und Utopie möchte ich deutlich 
machen, dass sich diese Handlungsweisen 
qualitativ nach ihrer spezifischen Ebene, ihrer 
institutionellen Form sowie nach ihren «Sub-
jekten» unterscheiden.
4. Mit der Feststellung, dass die ökologische 
Katastrophe bereits eingetreten ist – und zwar 
in einer Weise, die nicht umkehrbar ist, verab-
schieden wir uns von einer bestimmten Idee 
des Fortschritts, deren dynamischste Version 
der Sozialismus entwickelt hat. Einen «Nie-
dergang» erlebt jedoch nicht die Idee, dass es 
Fortschritte zu machen gilt, sondern nur die 
Idee, dass sich diese Fortschritte in eine tota-
lisierende Evolution einfügen, die letztlich mit 
dem Gang der Geschichte selbst zusammen-
fällt. Wir setzen an die Stelle dieser Ideologie 
aber auch nicht die eines Zusammenbruchs, 

der zum Ende der Geschichte führt – eine ni-
hilistische Version dessen, was bei einigen 
aus der Vorstellung vom endgültigen Triumph 
des auf selbstregulierten Märkten beruhen-
den Liberalismus folgte. Wir stellen vielmehr 
die Frage nach den stets vorhandenen Alter-
nativen in einem negativen Prozess, der sich 
zwar nicht abstellen lässt, der aber mehr oder 

auch weniger bedrohliche Gestalt annehmen 
kann. Die hier vertretene These ist, dass die 
Möglichkeit einer Alternative davon abhängt, 
ob die Weltpolitik in den kommenden Jahren 
zu der einen oder anderen Form eines Sozia-
lismus tendieren wird, denn davon hängt so-
wohl die Reorganisation der Gesellschaften 
ab als auch die Chance, dem Kapitalismus an-
dere Prioritäten als die der Profitmaximierung 
aufzuzwingen. Das bedeutet, dass eine Mä-
ßigung der Veränderungen im Verhältnis von 
Mensch und Natur eine Beschleunigung des 
Wandels im Verhältnis der Menschen unterei-
nander voraussetzt.

Dieser Text ist ein Auszug aus «Thèses pour un socialisme 
du 21éme siècle: régulations, insurrections, utopies», in: 
Étienne Balibar, Histoire interminable. D’un siècle à l’autre, 
Paris 2020 (im Erscheinen). 

Aus dem Französischen von Thomas Laugstien

Die Möglichkeit einer Alternative 
hängt davon ab, ob die Weltpolitik 
in den kommenden Jahren zu der 
einen oder anderen Form eines 
Sozialismus tendieren wird.
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Ingar Solty

WARUM, DARUM UND WIE RUM 
SOZIALISMUS?

Denk dir den Sozialismus
von allem befreit
was dich stört
Frage dich
wen er dann
erst recht stören würde
Niemand als der
ist und bleibt wirklich
dein Feind
(Erich Fried)

1 Warum Sozialismus?
«Why Socialism?», «Warum Sozialismus?» – 
so überschrieb 1949 ein deutscher Exilintel-
lektueller einen Aufsatz, der in der allerersten 
Ausgabe der US-amerikanischen, sozialisti-
schen Monatszeitschrift Monthly Review er-
schien. Der Name des Autors: Albert Einstein, 
Physiker, Erfinder der Relativitätstheorie und 
überzeugter Sozialist. In seinem Aufsatz be-
gründete der Mann, der die Naturwissen-
schaften revolutioniert hatte, warum in seinen 
Augen die Zukunft sozialistisch sein müsse 
(Einstein 1949).
Vier Jahre zuvor war die fürchterlichste Kata-
strophe und das fürchterlichste Verbrechen 
in der Menschheitsgeschichte zu Ende ge-
gangen. Der Kapitalismus war in den 1930er 
Jahren in seine bis dahin tiefste Krise geraten, 
hatte fast überall die jungen liberalen Demo-
kratien hinweggefegt und in Deutschland fa-
schistische Kräfte an die Macht gebracht, die 
gezielt auf einen neuen Weltkrieg für Besie-
delungsgebiete, Rohstoff- und Absatzmärk-
te in Osteuropa zusteuerten. In diesem bis-
lang fürchterlichsten Krieg der Menschheit 
wurden bis zu 80 Millionen Menschen getö-
tet, die meisten von ihnen Zivilist*innen. Der 
Krieg war von dem Land ausgegangen, das 

Einstein als jüdischer Deutscher hatte verlas-
sen müssen. Sechs Millionen jüdische Men-
schen waren im Verlauf dieses Krieges durch 
Nazideutschland industriell vernichtet wor-
den, während der «Blitzkrieg» stockte. In der 
sozialistischen Sowjetunion hatte der deut-
sche Faschismus seinen Eroberungskrieg 
systematisch als Vernichtungskrieg geführt. 
Der deutsche «Generalplan Ost» sah die Ver-
treibung und Ermordung von wenigstens 
30 Millionen slawischen Menschen durch Er-
schießung, systematisches Verhungernlas-
sen und Vernichtung durch Zwangsarbeit vor. 
Allein durch die Belagerung der Stadt Lenin-
grad starben über eine Million Menschen auf 
grausamste Weise. Am Ende des Krieges wa-
ren 27 Millionen Sowjetbürger*innen tot. Der 
Sowjetunion gelang es, den deutschen Über-
fall zurückzuschlagen und die Konzentrations- 
und Vernichtungslager in Osteuropa zu befrei-
en. Der Eintritt der USA in den Krieg trug mit 
zum endgültigen Sieg der Alliierten über Na-
zideutschland bei. Die deutsche Zivilbevölke-
rung bezahlte den Krieg mit einem fürchterli-
chen Bombenkrieg und der Zerstörung vieler 
deutscher Städte (vgl. ausführlich Deppe/Sa-
lomon/Solty 2011: 27–41).
Nach dem Krieg war der Kapitalismus diskre-
ditiert. In Fernost, in China, das unter der Be-
satzungspolitik des imperialistischen Japans 
gelitten hatte, siegte 1949 die kommunisti-
sche Revolution und breitete sich auf die ko-
reanische Halbinsel und nach Vietnam aus. Im 
zerstörten Kontinentaleuropa erstarkten anti-
kapitalistische Kräfte. In Italien und Frankreich 
hatte die kommunistische Weltbewegung die 
nationalen, antifaschistischen Befreiungs-
bewegungen getragen und die kommunisti-
schen Parteien dieser beiden Länder wuchsen 
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zu großen Massenparteien mit immensem 
Einfluss auf die Bevölkerungen heran. In Groß-
britannien kam eine sehr linke sozialdemo-
kratische Regierung an die Macht und schuf 
die Grundlagen des britischen Wohlfahrts-
staates. In Griechenland tobte zugleich ein 
Bürgerkrieg, in dem starke kommunistische 
Kräfte, die gegen die deutsche Besatzung Wi-
derstand geleistet hatten, jetzt gegen von den 
USA unterstützte Rechte und Monarchist*in-
nen kämpften. In Osteuropa hatten im Zu-
ge des sowjetischen Vormarsches auf Berlin 
Sozialist*innen die Macht übernommen und 
konsolidiert: Ein Drittel der Welt war nun Teil 
der kommunistischen Weltbewegung. 
Auch in Deutschland wiederum war der sozia-
listische Geist nach dem Krieg vorherrschend: 
In den westlichen Besatzungszonen orientier-
te sich die Hessische Landesverfassung von 
1947 an einer Reihe äußerst progressiver, anti-
kapitalistischer Verfassungen der 1930er und 
1940er Jahre, darunter die Sowjetische Ver-
fassung von 1936, die Bill of Rights des New 
Deal in den USA, die neue italienische und 
die französische Nachkriegsverfassung (vgl. 
ausführlich Canfora 2006: 250–282). Sie sah 
weitreichende Sozialisierungsmaßnahmen 
vor. Die antikapitalistische Stimmung war bis 
tief hinein in den christlichen Konservatismus 
spürbar, namentlich im «Ahlener Programm» 
der CDU von 1947. Darin heißt es: «Das ka-
pitalistische Wirtschaftssystem ist den staatli-
chen und sozialen Lebensinteressen des deut-
schen Volkes nicht gerecht geworden. Nach 
dem furchtbaren politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Zusammenbruch als Folge einer 
verbrecherischen Machtpolitik kann nur eine 
Neuordnung von Grund aus erfolgen. Inhalt 
und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen 
Neuordnung kann nicht mehr das kapitalisti-
sche Gewinn- und Machtstreben, sondern nur 
das Wohlergehen unseres Volkes sein. Durch 
eine gemeinwirtschaftliche Ordnung soll das 
deutsche Volk eine Wirtschafts- und Sozial-
verfassung erhalten, die dem Recht und der 

Würde des Menschen entspricht, dem geis-
tigen und materiellen Aufbau unseres Volkes 
dient und den inneren und äußeren Frieden si-
chert» (Zonenausschuss der CDU 1947: 15). 
Erst die Forcierung des Kalten Krieges und die 
Einbindung des westlichen Teils von Deutsch-
land in den US-dominierten Kapitalismus be-
endete die sozialistischen Bestrebungen in 
dem, was Historiker*innen und Sozialwissen-
schaftler*innen als den «erzwungenen Kapita-
lismus», die «verhinderte Neuordnung» und 
die «westdeutsche Restauration» bezeichnet 
haben (vgl. Schmidt 1971; Schmidt/Fichter 
1978; Huster u. a. 1994; Dahn 2010: 37–44). 
In Ostdeutschland hingegen wurden in der 
sowjetisch besetzten Zone die ökonomischen 
Grundlagen des Faschismus zerschlagen: Es 
kam zu einer Entmachtung des Großgrundbe-
sitzes, der als adeliges Militär Hitler gestützt, 
an die Macht gebracht und den Vernichtungs-
krieg der Wehrmacht geführt hatte. «Junker-
land in Bauernhand» war die Parole. Die Nazis 
hatten die Agrarfrage durch Siedlerkolonia-
lismus beantwortet; die älteren Geschwis-
ter von wirtschaftlich kaum überlebensfähi-
gen und nicht mehr teilbaren Höfen waren in 
den besetzten Gebieten Osteuropas angesie-
delt worden («Lebensraum im Osten» für das 
«Volk ohne Raum»), weil die Nazis die Macht 
der Junker nicht angetastet hatten. Die deut-
schen Kriegspläne hatten zudem die Ansie-
delung von vier bis zwölf Millionen weiteren 
Deutschen in den entvölkerten Gebieten der 
Sowjetunion vorgesehen. Dies änderte sich, 
als die mittellose Landbevölkerung endlich 
ohne Imperialismus an ein Stück Land kam 
und Grund und Boden schließlich – aus Grün-
den der Produktivität und des Aufbaus des So-
zialismus – im Rahmen der Kollektivierung der 
ostdeutschen Landwirtschaft in Volkseigen-
tum übergingen.
Zugleich wurde in der sowjetischen Besat-
zungszone die Großindustrie, die Hitler ge-
stützt und vom Krieg profitiert hatte, enteig-
net und ebenfalls in Volkseigentum überführt. 
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In Sachsen stimmten im Juni 1946 in einem 
Volksentscheid 77,7 Prozent der Bevölkerung 
dafür. Die Sozialisierungen, die im Dezember 
1918 während der deutschen Nachkriegsre-
volution der moderat-sozialdemokratische 
Reichsrätekongress der «Arbeiter- und Solda-
tenräte» beschlossen hatte (vgl. Schütrumpf/
Sonnenberg/Solty 2019) und die von den 
Volksmassen gestützt und gefordert worden 
waren und die nach dem Zweiten Weltkrieg 
auch das Programm der SPD in den Westzo-
nen forderte, sie wurden jetzt wenigstens in 
Ostdeutschland verwirklicht (Dahn 2010: 38), 
wo die aus Konzentrationslagern und Exil zu-
rückgekehrten Opfer des Nazifaschismus 
unter dem Schutz der UdSSR die politische 
Macht hatten übernehmen können. 
Kurzum, die Erinnerung an den Zusammen-
hang zwischen dem Kapitalismus, seinen 
brutalen Krisen, dem Aufstieg faschistischer 
Kräfte und dem Zweiten Weltkrieg – also der 
Zusammenhang von Kapitalismus, Krise und 
Krieg (vgl. Gill/Solty 2013) – war tief in den Be-
völkerungen der Nachkriegszeit verankert. 
Einstein stand also mit seiner Auffassung 
nicht alleine da: Der Neuaufbau nach Krise, 
Faschismus und Krieg könne nur sozialistisch 
sein. Die Formel «Sozialismus oder Barbarei», 
wie sie Karl Kautsky und Rosa Luxemburg vor 
dem Ersten Weltkrieg ausgegeben hatten, sie 
war zum Allgemeinplatz geworden. Die Bar-
barei hatte man gerade am eigenen Leib er-
fahren. 
Ganz konkret begründete Albert Einstein 
(1949) seine Überzeugung damit, dass die ka-
pitalistische Privatwirtschaft durch eine ge-
plante, sozialistische Gemeinwirtschaft zu 
ersetzen sei, da im Kapitalismus «privates Ka-
pital dazu tendiert, in wenigen Händen kon-

zentriert zu werden – teils aufgrund der Kon-
kurrenz zwischen den Kapitalisten und teils, 
weil die technologische Entwicklung und die 
wachsende Arbeitsteilung die Entstehung von 
größeren Einheiten auf Kosten der kleineren 
vorantreiben. Das Ergebnis dieser Entwicklun-
gen ist eine Oligarchie von privatem Kapital, 
dessen enorme Kraft nicht einmal von einer 
demokratisch organisierten politischen Ge-
sellschaft überprüft werden kann. Dies ist so, 
da die Mitglieder der gesetzgebenden Orga-
ne von politischen Parteien ausgewählt sind, 
die im Wesentlichen von Privatkapitalisten fi-
nanziert oder anderweitig beeinflusst werden 
und in der Praxis die Wähler von der Legislati-
ve trennen. Die Folge ist, dass die ‹Volksver-
treter› die Interessen der unterprivilegierten 
Schicht der Bevölkerung nicht ausreichend 
schützen. Außerdem kontrollieren unter den 
vorhandenen Bedingungen die Privatkapi-
talisten zwangsläufig direkt oder indirekt die 
Hauptinformationsquellen (Presse, Radio, Bil-
dung). Es ist deshalb äußerst schwierig und, 
für den einzelnen Bürger in den meisten Fällen 
fast unmöglich, objektive Schlüsse zu ziehen 
und in intelligenter Weise Gebrauch von sei-
nen politischen Rechten zu machen.» Der So-
zialismus war für Einstein also eine Frage der 
Verwirklichung einer echten Demokratie.

Die ideologische Krise des Sozialismus 
(1989–2007)
Die Geschichte verlief nach 1949 jedoch an-
ders, als sich Einstein dies erhoffte. Die so-
zialistischen Hoffnungen und Aspirationen 
der Nachkriegszeit wurden im Westen durch 
den Übergang zum Kalten Krieg beendet. Ein-
steins Heimatland wurde noch im selben Jahr 
mit der Gründung von BRD und DDR zwei-

«Das Ergebnis dieser Entwicklungen ist eine Oligarchie von 
privatem Kapital, dessen enorme Kraft nicht einmal von 
einer demokratisch organisierten politischen Gesellschaft 
überprüft werden kann.» (Albert Einstein)
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geteilt. Die zwei deutschen Staaten bilde-
ten keine innerdeutsche Grenze, sondern die 
Außenposten zweier atomar hochgerüsteter 
Supermächte in der Systemkonkurrenz (vgl. 
Fülberth 2007). Zugleich wurde in der sowje-
tischen Besatzungszone und der jungen DDR 
alsbald auch die kurze Phase lokaler Betriebe 
in Arbeiterselbstverwaltung beendet, die ent-
standen waren, nachdem die lokalen Kapital-
unternehmer*innen vor der Roten Armee und 
den Enteignungen mitsamt Patenten, Kun-
denkarteien sowie Teilen der Ingenieur*innen 
und Fachkräfte in die westlichen Besatzungs-
zonen geflohen waren (Roesler 1978; Fülberth 
2007: 31–46), aber auch jene alternativen So-
zialismuskonzeptionen, die mit dem Namen 
Anton Ackermann (2005) verbunden sind.
In den späten 1960er und frühen 1970er Jah-
ren schien der Sozialismus im Rahmen einer 
globalen Vorwärtsbewegung der Linken noch 
einmal auf einem Siegeszug zu sein. Seine 
drei Säulen – Arbeiterbewegung im Westen, 
Realsozialismus im Osten und antiimperialis-
tisch-sozialistische Befreiungsbewegungen 
im globalen Süden – wirkten gestärkt, wäh-
rend der Westen sich in einer tiefen Krise, der 
Krise des fordistischen Kapitalismus, befand. 
Aber das Projekt der «neoliberalen Globalisie-
rung» seitens der herrschenden Klassen im 
«Westen» drängte die Linke weltweit zurück. 
Nach innen brach es den Gewerkschaftsbe-
wegungen das Rückgrat, die nun in eine his-
torische Defensive gerieten, und nach außen 
besiegte es die nationalen Befreiungsbewe-
gungen im globalen Süden durch die Schul-
denkrise, die diese dazu zwang, sich zu den 
neoliberalen Bedingungen des kreditgeben-
den «Westens» – Abbau von Schutzzöllen, 
Privatisierungen von Staatsbetrieben, Dere-
gulierung von Märkten – in den Weltmarkt zu 
integrieren. Zugleich stagnierte der Realsozia
lismus im Osten (vgl. Deppe/Salomon/Solty 
2011: 57–67).
1991 schien mit dem Zusammenbruch des 
realexistierenden (Staats-)Sozialismus in den 

Ostblockstaaten dann das Ende der sozialisti-
schen Alternative zum Kapitalismus eingeläu-
tet. «Das historische Potenzial des Sozialismus 
im Ganzen», schrieb Perry Anderson (1993: 
169), «scheint so vollkommen erschöpft zu 
sein wie das des Liberalismus fünfzig Jah-
re zuvor». Die bürgerlichen Intellektuellen im 
«Westen» proklamierten nach 1989/90 das 
«Ende der Geschichte»: Jenseits von kapita-
listischer Marktwirtschaft und liberaler Demo-
kratie gebe es, so Francis Fukuyama (1992) 
stellvertretend in einem berühmt geworde-
nen Aufsatz, keine Alternativen; und in den 
Universitäten stimmten sogar Vertreter*innen 
der akademischen Linken in Anlehnung an 
den französischen Philosophen Jean-François 
Lyotard (1986) und den US-Amerikaner 
Richard Rorty (1989) in den herrschenden 
Chor mit ein, als sie das «Ende der Großen 
Erzählungen» postulierten, weshalb manche 
marxistisch orientierten Intellektuellen im 
Postmodernismus auch die Philosophie des 
neoliberalen («Spät»-)Kapitalismus erblickten 
(Harvey 1990: 44–46; Callinicos 2003: 11–22; 
Wolin 2004; Amin 2004; Sanbonmatsu 2004). 
Die bürgerlichen Westintellektuellen trium-
phierten auf diese – für sie individuell finanziell 
durchaus einträgliche – Weise, obwohl die 
zentralen Fragen, die der Sozialismus des 19. 
und 20. Jahrhunderts hatte beantworten wol-
len, sich noch immer, ja sich vor dem Hinter-
grund des globalisierten Kapitalismus sogar 
noch stärker stellten denn je (Anderson 1993: 
170; Bobbio 1994: 88–90). Dies galt insbeson-
dere für die soziale Frage und die zunehmende 
Ungleichheit, die räumliche Auseinanderent-
wicklung marktgetriebener Gesellschaften 
(sowohl innerhalb der Nationalstaaten als 
auch zwischen kapitalistischen Zentren 
und Peripherien), die Demokratiefrage, den 
Mensch-Natur-Stoffwechsel usw. (vgl. auch 
Hobsbawm 1996: 558–585). 
Im Bewusstsein vieler Menschen schien der 
Kapitalismus jedoch nun alternativlos zu sein. 
Der viel zu früh verstorbene britische Intellek-



Warum, darum und wie rum Sozialismus?46

tuelle Mark Fisher bezeichnete dies als «kapi-
talistischen Realismus» (Fisher 2013): Wir le-
ben in einer Welt, in der es leichter ist, sich das 
Ende der Welt vorzustellen als ein Ende des 
Kapitalismus. 
Die Behauptung von bürgerlich-liberalen Vor-
denkern wie Milton Friedman, Francis Fukuya-
ma, Thomas L. Friedman, Samuel Huntington 
und anderen war es gewesen, dass der Kapita-
lismus – gerade in seiner Spezifik als neolibe-
raler Finanzmarktkapitalismus – für Stabilität, 
Innovation und Effizienz sorgen werde, und 
dass am Ende diese Überlegenheit der markt-
kapitalistischen Ordnung gegenüber allen an-
deren Ordnungen auch zur Demokratisierung 
führen würde (vgl. exemplarisch M. Fried-
man 2002: 30–45). Letztlich sei diese Überle-
genheit des liberalen Kapitalismus mit reprä-
sentativer Demokratie alternativlos. Dass die 
Wirtschaftsliberalen zum Schutz des kapitalis-
tischen Privateigentums vor Sozialisierungen 
auch zum Bündnis mit dem Faschismus be-
reit gewesen waren, so wie Ludwig von Mises 
über den Faschismus schrieb, sein «Eingrei-
fen» habe «für den Augenblick die europäi-
sche Gesittung gerettet» und dieses Verdienst 
werde «in der Geschichte ewig fortleben» (Mi-
ses 2006: 45), oder dass sie wie Milton Fried-
man und seine «Chicago Boys» selbst mit dem 
Faschismus in Chile paktierten, um hier als La-
boratorium des Neoliberalismus den «freien 
Markt» durchzusetzen (Klein 2008: 56–152), 
fiel dabei unter den Tisch. Geboren war nun-
mehr die Ideologie der Alternativlosigkeit, die 
mit Margaret Thatchers Diktum «There Is No 
Alternative» (TINA) verknüpft ist. 
Die TINA-Ideologie war dabei so durchdrin-
gend, dass sie nach 1989 auch die historische, 
sozialdemokratische Opposition im Westen 
erfasste. Die Krise des Staatssozialismus wur-
de zur Krise der Linken insgesamt. Aus klas-
sischen sozialdemokratischen Parteien wur-
den neoliberale Parteien: New Democrats, 
New Labour, Neue Mitte (vgl. Candeias 2004: 
329–341; Solty 2007 u. 2008; Nachtwey 2009) 

und ihre Schlüsselintellektuellen übernahmen 
die rechte Wirtschaftspolitik unter dem Stich-
wort einer «Vernunft […] jenseits von links und 
rechts» (Giddens 1997). Zurecht bezeichne-
te Margaret Thatcher einmal den von Antho-
ny Giddens beratenen, smarten, neoliberalen 
Labour-Parteiführer Tony Blair und «New La-
bour» als ihren größten Sieg, denn sie hätte so 
den politischen «Gegner dazu gebracht, seine 
Haltung zu ändern» (zit. n. Burns 2008).

Die ideologische Krise des Kapitalismus 
(2007–2020)
Das kapitalistische Zukunftsversprechen hat 
sich indes mit der globalen Finanzkrise in 
Luft aufgelöst. Lange herrschte die Vorstel-
lung, der Kapitalismus führe zu wirtschaft-
licher und politischer Stabilität, Innovation 
und Effizienz. Sie ist spätestens mit der glo-
balen Finanzkrise nach 2007 ins Wanken ge-
raten, insbesondere im globalen Süden. Die 
Vorstellung wirtschaftlicher Stabilität wurde 
durch die konstanten, tiefen Wirtschafts- und 
Finanzkrisen ad absurdum geführt: Von der 
New Yorker Bankenkrise 1987 über die Mexi-
kokrise 1994/95, die Asienkrise 1997/98, die 
Russlandkrise 1998/99, die Argentinienkrise 
1998–2002 und die Dotcom-Krise 2000–2002 
in den USA bis zur globalen Finanzkrise von 
2007 ff. erwies sich der neoliberale Kapitalis-
mus als ökonomisch immens instabil (Huff-
schmid 1999; Brenner 2002; McNally 2010). 
Die Bankenrettungen und die Austeritätspoli-
tik infolge der globalen Finanzkrise erwiesen 
sich als äußerst unpopulär und führten welt-
weit zu großen Protestbewegungen (Mason 
2012; Gallas u. a. 2012; Schmalz/Weinmann 
2013; Candeias/Völpel 2014; Solty 2014).
Infolgedessen brach auch die Vorstellung poli-
tischer Stabilität im neoliberalen Finanzmarkt-
kapitalismus zusammen. Die als alternativlos 
deklarierten und im Namen der Wettbewerbs-
fähigkeit durchgeführten Deregulierungen der 
Arbeitsmärkte und der Umbau der keynesiani-
schen Sozialstaaten in sanktionierende Work-
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fare-Strafanstalten haben Niedriglohnsekto-
ren ausgebaut, die soziale Sicherheit erodiert 
und die Angst vor Erwerbslosigkeit und sozia-
ler Deklassierung bis weit in die gesellschaftli-
che Mitte getragen und Entsolidarisierung mit 
sich gebracht (Dörre 2008). Die Durchsetzung 
der unpopulären Maßnahmen hat eine Krise 
der Legitimität und Repräsentation zur Folge: 
zurückgehende Wahlbeteiligung, sinkende 
Zustimmungswerte für die alten Volkspartei-
en, Aufstieg von radikal rechten Parteien, aber 
auch neuen Linksparteien (vgl. Solty/Gill 2013; 
Solty 2016b; Candeias 2018). Die Zersplitte-
rung der Parteiensysteme erschwert aber zu-
gleich die effiziente Bearbeitung der Krisen. 
Ausgerechnet in dem Moment, in dem füh-
rungsstarke Parteien vonnöten wären, um auf 
die Krise zu reagieren (Poulantzas 1974: 75), 
werden die Parteien zu selbstgenügsamen 
Taktiermaschinen (Solty 2019e). Die libera-
le Demokratie gerät in die Krise und autoritä-
re, charismatische Führungsfiguren kommen 
überall auf der Welt an die Macht: Trump in 
den USA, Modi in Indien, Bolsonaro in Brasi-
lien, Duterte auf den Philippinen, Kaczynski 
in Polen, Orbán in Ungarn usw. (Beck/Stützle 
2018; Candeias 2019). Es schlägt die Stunde 
der «starken Männer» (Rilling 2017). Zugleich 
ist auch der liberale Kapitalismus selbst im-
mer autoritärer geworden (Deppe 2013; Bruff 
2014). Der Fiskalpakt in der Europäischen Uni-
on, der die Staaten auf Sozialabbau festlegt, 
ist hierfür das beste Beispiel und der Umgang 
mit Griechenland nur die Spitze des Eisbergs 
(Oberndorfer 2013; Ryner 2015). Die Demo-
kratie, die doch der Marktliberalisierung auf 
dem Fuße folgen sollte, befindet sich auf dem 
Rückzug, wie auch die Neoliberalen einräu-
men (Kurlantzick 2013; Przeworski 2019). Der 
ehemalige Berater der Dritte-Weg-Sozialde-
mokratie in Deutschland, 
Wolfgang Streeck konstatiert 
mittlerweile das Ende des de-
mokratischen Kapitalismus 
(Streeck 2016: 73–94). 

Damit aber gewinnt die Frage nach der po-
litischen Form des Kapitalismus, die Frage, 
warum der gegenwärtige Krisenkapitalis-
mus eben nicht zu mehr Demokratie geführt 
hat, die Frage nach den «Formen bürgerli-
cher Herrschaft» (Kühnl 1971) und der auto-
ritären Staatsformen im Kapitalismus (Neu-
mann 1986) eine neue Bedeutung (vgl. Solty 
2018b). 
Tatsächlich glauben die Lautsprecher der li-
beralen Marktdemokratien von einst ihren da-
maligen Überzeugungen nicht mehr. Die Vor-
stellung, dass der Kapitalismus oligarchisch 
und durch den wachsenden Einfluss von Lob-
bys und großem Geld plutokratisch und un-
regierbar geworden sei, so wie auch Einstein 
es wahrnahm, ist epidemisch, insbesondere 
in den USA (vgl. Solty 2013: 68–71). Francis 
Fukuyama (2011) vertritt die These, dass «die 
US-Demokratie China nichts mehr beizubrin-
gen hat»; Thomas L. Friedman wünschte sich 
in der Krise, dass die USA «für einen Tag wie 
China» sein könnten (Friedman 2009: 429–
455), also zum Zweck der effizienten Krisen-
bearbeitung über die gleiche Machtfülle und 
die gleichen Staatsmachtressourcen verfügen 
würden. Fast neidisch blicken die Lautspre-
cher des Neoliberalismus von einst auf das 
chinesische Einparteiensystem, das im glo-
balen Süden wiederum zunehmend Bewun-
derung oder bewundernde Angst hervorruft 
angesichts seiner unbestrittenen, ja unbe-
streitbaren Entwicklungserfolge, zu denen der 
Aufstieg zum Hochtechnologierivalen und die 
Hebung von 770 Millionen Menschen aus ab-
soluter Armut in die Einkommensmittelklas-
sen gehört (Ding 2019: 4). 
Gerade die chinesische Innovationsfähigkeit 
hat nun aber auch die Vorstellung von der 
besonderen Innovationskraft des marktlibe-

Fast neidisch blicken die Lautsprecher 
des Neoliberalismus von einst auf das 
chinesische Einparteiensystem.
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ralen Kapitalismus untergraben. Schon wäh-
rend der Asienkrise waren gerade die Län-
der am wenigsten stark betroffen, die sich 
am stärksten dem «Washington Consensus» 
der Marktöffnung und des Privat-vor-Staat 
widersetzt hatten. Und China hat es nicht 
trotz, sondern wegen seines starken Staatsin-
terventionismus geschafft, von der Niedrig-
lohnwerkbank der Welt zum hochtechnolo-
gischen Rivalen der USA und des «Westens» 
aufzusteigen (Schmalz 2018). Dies wird vor 
allem im globalen Süden gesehen und aner-
kannt und hat zu einer Krise der neoliberalen 
Orthodoxie geführt, so wie sie in westlichen 
Economics-Fachbereichen immer noch do-
miniert. Aber auch im Westen selbst hat der 
Glaube an die Innovationskraft der kapitalisti-
schen Märkte nachgelassen, nicht zuletzt in-
folge einflussreicher Publikationen wie «The 
Entrepreneurial State» der Ökonomin Ma
riana Mazzucato, die nachgewiesen hat, dass 
alle Innovationen des digitalen Kapitalismus 
letztlich auf öffentliche (Forschungs-)Inves-
titionen zurückzuführen sind, die dann vom 
Silicon Valley nur noch patentiert und vom 
Finanzkapital ausgeschlachtet wurden (Maz-
zucato 2013). 
Der Kapitalismus befindet sich vor dem Hin-
tergrund dieser Entwicklungen heute in einer 
tiefen ideologischen Krise. Lange Zeit schien 
es jedoch, dass die Unzufriedenheit mit dem 
Krisenkapitalismus groß sei, aber es trotzdem 
keine Vorstellung mehr gebe, wie es denn an-
ders sein könnte. «Die Gesellschaften, in de-
nen wir leben», schrieb vor ein paar Jahren 
Axel Honneth, sind «durch einen höchst irri-
tierenden, schwer zu erklärenden Zwiespalt 
geprägt» (Honneth 2017: 15). Einerseits ist 
«das Unbehagen über den sozioökonomi-
schen Zustand, über die wirtschaftlichen Ver-
hältnisse und die Arbeitsbedingungen in den 
letzten Jahrzehnten enorm angewachsen». 
Seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs haben 
sich wahrscheinlich «niemals so viele Men-
schen gleichzeitig über die sozialen und poli-

tischen Folgen empört, die mit der global ent-
fesselten Marktökonomie des Kapitalismus 
einhergehen». Andererseits aber scheint «die-
ser massenhaften Empörung jeder normative 
Richtungssinn, jedes geschichtliche Gespür 
für ein Ziel der vorgebrachten Kritik zu fehlen, 
sodass sie eigentümlich stumm und nach in-
nen gekehrt bleibt; es ist, als mangele es dem 
grassierenden Unbehagen an dem Vermögen, 
über das Bestehende hinauszudenken und ei-
nen gesellschaftlichen Zustand jenseits des 
Kapitalismus zu imaginieren» (ebd.).
Die globale Finanzkrise hat jedoch die Frage 
grundlegender Alternativen zum bestehen-
den neoliberalen Finanzmarktkapitalismus 
wieder auf die Tagesordnung gebracht. Über-
all im Westen spaltet sich nun die politische 
Landschaft entlang zugespitzter ideologischer 
Weltanschauungen: Der erodierende (Neo-)
Liberalismus der Mitte wird von rechts durch 
autoritär-nationalistische, protofaschistische 
und realfaschistische Kräfte herausgefordert 
und von links von neosozialistischen und anar-
chistischen. In den USA etwa wird diese Pola-
risierung verkörpert durch den parteiübergrei-
fenden (Neo-)Liberalismus von Hillary Clinton, 
Jeb Bush oder Joe Biden, der von Trump (au-
toritärer Konservatismus) und Sanders (Neo-
sozialismus) herausgefordert wird. Es ist im 
Grunde genommen jene Repolarisierung des 
Politischen, die Chantal Mouffe in den letz-
ten Jahrzehnten forderte, gleichwohl sie sich 
diese als ein notwendiges Antidot gegen 
den rechten Populismus vorstellte (Mouffe 
2005: 69–76) und nach seinem Siegeszug auf 
einen linkspopulistischen Gegenentwurf setzt 
(Mouffe 2018).
Dabei artikuliert sich die Unzufriedenheit mit 
dem Bestehenden auf der Linken zunehmend 
in der Sprache des «Sozialismus», die mittler-
weile sogar im «Westen» wieder Konjunktur 
hat, insbesondere in den jungen Generationen 
der Krisenländer. So stimmten im Dezember 
2019 bei den Parlamentswahlen in Großbri-
tannien die 18- bis 24-Jährigen in einer solch 
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überwältigenden Mehrheit für das (Re-)So-
zialisierungsprogramm der Labour-Partei, 
dass die insgesamt siegreichen Konservati-
ven keinen einzigen Abgeordnetensitz erhal-
ten hätten, wenn nur diese Alterskohorte hät-
te wählen dürfen; und währenddessen wird 
der «demokratisch-sozialistische» Präsident-
schaftskandidat Bernie Sanders (vgl. seinen 
Beitrag in dieser Broschüre) in den USA von 
einer breiten, vor allem jugendlichen Mas-
senbewegung getragen, die als Alterskohorte 
schon seit Jahren gemäß Umfragen den «So-
zialismus» dem «Kapitalismus» vorzieht (Sol-
ty 2019c). Aber nicht nur im Ausland, sondern 
auch in Deutschland erlebt der «Sozialismus» 
eine ganz konkrete ideologische Renaissance 
in Gestalt der neuen Eigentumsdebatten: Im 
Sommer 2019 führten die Kampagne «Deut-
sche Wohnen und Co. enteignen», die in der 
Hauptstadt Berlin das Ziel der (Re-)Sozialisie-
rung der großen profitorientierten Immobi-
lienkonzerne verfolgt, sowie die Kevin-Küh-
nert-Debatte zur Frage der Sozialisierung der 
großen Konzerne wie BMW zu einer massi-
ven Verschiebung der Grenzen des Sagbaren 
und offenbarten die grundsätzliche Populari-
tät solcher sozialistischer Maßnahmen (Nuss 
2019: 9–17). Mit dem US-Dramatiker Tony Ku-
shner gesprochen: «History […] crack[ed] wi-
de open» (Kushner 1993: 112). 
Und vor dem Hintergrund der tiefen Krisen-
tendenzen im Kapitalismus erwarten sogar 
Francis Fukuyama und Jeffrey Sachs, also je-
ner Ökonom, der die Schockprivatisierungen 
in der ehemaligen Sowjetunion orchestrier-
te und der damit unter anderem für die «rus-
sische Sterblichkeitskrise» (1992–1994) mit 
insgesamt sieben Millionen premature deaths 
mitverantwortlich ist (vgl. Azarova u. a. 2017), 
für die Zukunft eine Rückkehr des «Sozialis-
mus»; ja, sie erwarten sie nicht nur, sondern 
begrüßen sie auch mehr oder weniger expli-
zit, wenigstens im Sinne eines starken sozial-
demokratischen Umverteilungsstaats (Sachs 
2012; Fukuyama 2018). 

Kurzum, wir werden heute Zeug*innen des 
Endes vom «Ende der Geschichte» und wir 
erleben das Ende vom «Ende der Großen Er-
zählungen». Der Liberalismus in der Krise hat 
seine Antipoden zurückgebracht: den Natio
nalismus und Faschismus, aber eben auch 
den Sozialismus als eine Perspektive der Hoff-
nung. 

2 Darum Sozialismus!
Die Rückkehr des Sozialismus ist jedoch nicht 
überraschend. Der Kapitalismus befindet sich 
heute nicht nur in der tiefsten Krise seit den 
1930er Jahren. Mehr noch: Der Kapitalismus 
hat in seiner kurzen 250-jährigen Industriali-
sierungsgeschichte die Menschheit an den 
Rand einer Zivilisationskrise gebracht, die das 
Ende der Menschheit bedeuten kann. Und ge-
nau das hatte auch Perry Anderson antizipiert, 
als er 1993 schrieb: «Sollte das liberale Para-
digma […] greifen, lässt sich eine zukünftige 
Rehabilitierung des Sozialismus nicht aus-
schließen» (Anderson 1993: 169). Die Exzesse 
des Liberalismus bringen zwar nicht zwangs-
läufig die Totengräber des Kapitalismus her-
vor, zwingen aber die Gesellschaft sich gegen 
ihre Zerstörung durch den Liberalismus und 
seine entfesselten Marktkräfte zu wehren (Po-
lanyi 2001).
Der Liberalismus hat auf die große Kapitalis-
muskrise und ihre sechs Dimensionen – die 
Krise der Ökonomie, des sozialen Zusammen-
halts, der sozialen Reproduktion, der Demo-
kratie, der Weltordnung und der Ökologie/des 
Klimas (vgl. hierzu ausführlich Solty 2019a) 
keine Antworten. Im Gegenteil, je größer die-
se Systemkrise sich auftürmt, umso kleintei-
liger und visionsloser werden die Antworten. 
«In einer gesellschaftlichen Transformations-
periode genügt es jedoch nicht», wie Klaus 
Dörre (2019: 24) richtig bemerkt, «nur an den 
Symptomen herumzudoktern. Vielmehr gilt 
es, eine Krankheit zu besiegen und System-
fehler zu korrigieren.» Die «Alternative zu einer 
veränderten Gesellschaft», warnte uns schon 
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1994 der britische Historiker Eric Hobsbawm, 
«ist Finsternis» (1996: 585).

Die Visionslosigkeit des Liberalismus 
angesichts der Krise 
Die herrschenden Liberalen reagieren indes 
auf die ökonomische Krise mit einem Auf-
schub in die Zukunft: Der Kauf von Autos wird 
durch Abwrackprämien oder E-Auto-Prämien 
angekurbelt und man zielt darauf ab, sich 
durch Wettbewerbsfähigkeit auf dem Rücken 
der Beschäftigten Vorteile gegenüber der Kon-
kurrenz zu verschaffen (vgl. ausführlich am 
Beispiel der USA Solty 2013: 15–71). Das ex-
plizite Ziel ist die Expansion, beispielsweise 
durch die Steigerung des Exports für Auto-
mobile in die Schwellenländer und namentlich 
nach China, wo vor dem Hintergrund der chi-
nesischen Erfolgsgeschichte heute die größ-
te Mittelklasse der Welt existiert. Die ökono-
mische Krise soll also durch eine ökologische 
Klimakatastrophe bearbeitet werden (Solty 
2018a). 
Auf die Krise des sozialen Zusammenhalts re-
agiert der herrschende Liberalismus wieder-
um mit Tech-Optimismus oder gar nicht. Die 
technologischen Umwälzungen, die – wären 
sie demokratisch gelenkt und nicht von kapi-
talistischen Rationalisierungsinteressen ge-
trieben – Befreiungspotenziale bergen könn-
ten, weil sie die Menschheit von körperlich 
verschleißender oder entfremdender Arbeit 
befreien könnten, ereilen die Menschen im 
Kapitalismus als Quasi-Naturkatastrophen 
mit beängstigenden Potenzialen (Dyer-Withe-
ford/Kjosen/Steinhoff 2019; Solty 2019a). Die 
Prekarisierungen wiederum, die aus dem Ar-
beitsplatzverlust die panische Angst vor ge-
sellschaftlichem Ausschluss machen und die 
Grundlage für den Aufstieg des Rechtspopu-
lismus gewesen sind (Butterwegge/Hentges 
2008; Lühr 2010), gelten weiterhin als alter-
nativlos. Damit aber sind die gesellschaftli-
chen Ursachen des (Prä-)Faschismus weiter 
virulent und entfalten ihre zerstörerische Wir-

kung. Der Antifaschismus der (links-)liberalen 
Eliten bleibt ohnmächtig, solange er die sozia
len Wurzeln des (Neo-)Faschismus nicht be-
kämpft (Solty 2015).
Auf die Krise der sozialen Reproduktion wie-
derum reagiert der herrschende Liberalis-
mus mit Eigenverantwortung: Die Erziehung 
und Pflege der noch nicht oder nicht mehr 
erwerbsfähigen Arbeitskräfte, ohne die Kapi-
tal nicht akkumulieren kann, wird an fast al-
len Orten der Welt zunehmend den Familien, 
das heißt unter Patriarchatsbedingungen vor 
allem Frauen, aufgebürdet; und an die Stelle 
gesetzlicher Rentenansprüche tritt die (Pflicht 
zur) private(n) Vorsorge, selbst wenn die Löh-
ne und Gehälter das nicht hergeben, weil am 
Ende des Monats längst nichts mehr übrig 
bleibt, oder es findet die Auslagerung der Ca-
re-Krise auf billigere Pflegekräfte aus anderen 
Ländern statt. 
Auf die Krise der Repräsentation und der De-
mokratie reagiert der herrschende Liberalis-
mus selbst mit mehr Autoritarismus: mehr 
Überwachung, mehr Sicherheits- und Aus-
nahmezustandsgesetze, mehr Delegierung 
von Souveränitätsrechten der Bevölkerung an 
demokratisch nicht rechenschaftspflichtige, 
transnationale Formen von Staatlichkeit (wie 
etwa die Europäische Union, der «Fiskalpakt», 
Handels- und Investitionsschutzverträge wie 
TTIP, TPP, CETA usw. usf.).
Auf die Krise der Weltordnung und den Auf-
stieg Chinas reagiert der herrschende Libe-
ralismus mit einem Wirtschaftskrieg, der mi-
litärisch flankiert wird und die Welt in einen 
globalen Rüstungswettlauf geführt hat. Wich-
tige Ressourcen zur Bekämpfung von ökono-
mischer, sozialer, Demokratie- und Klimakrise 
werden also durch Rüstung gebunden und 
destabilisieren als Exporte die Welt, zwingen 
Menschen zur Flucht vor Krieg und Gewalt, 
was wiederum der extremen Rechten Auftrieb 
verleiht (vgl. Solty 2016a: 44–54).
Schließlich reagiert der herrschende Libe-
ralismus auf die Krise der Ökologie und des 
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Klimas mit «Greenwashing»-Scheinalterna-
tiven wie der individuellen E-Mobilität sowie 
der Schimäre eines «grünen Wachstums», 
obwohl die bisherigen Erfahrungen belegen, 
dass jede Emissionsreduktion auf dem We-
ge von technischen Neuerungen durch die 
schiere Expansionsnotwendigkeit des kapi-
talistischen Systems nicht nur neutralisiert 
worden ist, sondern das endlose Wachstum 
als eine conditio sine qua non die Senkenbe-
lastung und den Klimawandel auf einem endli-
chen Planeten massiv beschleunigt hat. Denn 
das Problem im Kapitalismus ist nicht nur die 

Wachstumsrate, sondern – wie David Harvey 
(2017: 172–210) im Anschluss an den dritten 
Band des Kapitals von Karl Marx argumen-
tiert – «die Masse des Wachstums», die sich in 
etwa alle Vierteljahrhundert verdoppelt. 
Der realexistierende Liberalismus und der Ka-
pitalismus, dessen weltanschauliche Verbrä-
mung er ist, führen die Welt also an den Rand 
einer Katastrophe und womöglich darüber hi-
naus. So plakativ die Aussage des Schweizer 
Sozialwissenschaftlers Jean Ziegler auch sein 
mag, er hat Recht: «Entweder wir zerstören 
den Kapitalismus jetzt oder er zerstört uns» 
(Ziegler 2019). Sie entspringt der Einsicht, 
dass es keine kleinteiligen Antworten auf die 
multiple Krise des Kapitalismus gibt. Wir sind 
gezwungen, so radikal zu sein wie die Wirk-
lichkeit. Denn, mit Erich Fried gesprochen: 
«Wer will, dass die Welt so bleibt, wie sie ist, 
der will nicht, dass sie bleibt» (Fried 1995: 87). 
Die Ordnung, die Friedrich Merz im Interesse 
seines Arbeitgebers BlackRock, dem größten 
Kapitalvermögensverwalter weltweit, in sei-
nem Angriff auf Greta Thunberg und Fridays 
For Future verteidigt, ist keine Ordnung, sie ist 
das Chaos (Solty 2019d). 

Albert Einstein schrieb seinen Text nach einer 
der schlimmsten Katastrophen, so wie die so-
zialistischen Aspirationen in Europa nach dem 
Ersten Weltkrieg – einschließlich der Oktober-
revolution von 1917 – auch das Ergebnis der 
«Urkatastrophe» des 20. Jahrhunderts waren. 
Die Frage, die wir uns stellen müssen, lautet: 
Muss es erst zu solchen fürchterlichen Kata-
strophen mit Weltkriegen und Schlimmerem 
kommen, bevor die Menschheit zur Einsicht 
kommt, dass es grundlegende Alternativen 
zum Bestehenden braucht? Können wir die 
Diskussionen um soziale, demokratische und 

ökologische Alternativen zum Bestehenden 
nicht zur Abwechslung einmal führen, bevor 
die Widersprüche des Kapitalismus uns in den 
Abgrund gestürzt haben?
Das Ziel der folgenden Ausführungen versteht 
sich als ein Plädoyer für eine offene Debatte 
über grundlegend andere Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnungen. Ihr Sinn und Zweck 
soll sein, die drohende Katastrophe abzuwen-
den. Es geht darum, über Alternativen zum 
Bestehenden nachzudenken, bevor die Ten-
denzen der Entdemokratisierung, Barbarisie-
rung und Faschisierung in reale Barbarei und 
realen Faschismus umschlagen, bevor die 
Vorbereitungen auf neue Weltkriege im Rah-
men des globalen Rüstungswettlaufs in reale 
Weltkriege umschlagen und bevor die längst 
begonnene Klimakrise in eine wahre Kli-
maapokalypse mündet. 
Die andere Ordnung lässt sich hierbei auch 
heute nicht anders bezeichnen denn als So-
zialismus. Aber nach den historischen Erfah-
rungen des Sozialismus und im Rahmen der 
gewaltigen Veränderungen im und mit dem 
globalen Kapitalismus muss «Sozialismus» 
mit neuem Inhalt und neuem Leben gefüllt 

[…] die Einsicht, dass es keine kleinteiligen Antworten 
auf die multiple Krise des Kapitalismus gibt. Wir sind 
gezwungen, so radikal zu sein wie die Wirklichkeit.
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werden. Er muss aus den historischen Fehlern 
seiner Geschichte lernen. Er wird auch nicht 
aufhören dürfen, die Verbrechen zu benen-
nen, die in seinem Namen begangen wurden, 
so wie auch Liberalismus und Konservatismus 
sich mit ihrer eigenen Geschichte auseinan-
derzusetzen haben (vgl. Losurdo 2011). Der 
Sozialismus von morgen wird darüber hinaus 
auf der Höhe der Zeit gedacht werden müs-
sen. Und er muss von den Menschen gemein-
sam ersonnen, aufgebaut, entwickelt und 
ständig verbessert werden, denn er wird de-
mokratisch oder gar nicht sein. 

3 Wie rum Sozialismus?
Der Sozialismus wird gelegentlich unter-
schiedlich verstanden: Handelt es sich beim 
Sozialismus um eine scharf umrissene wirt-
schaftliche und gesellschaftliche (Neu-)Ord-
nung? Oder bezeichnet der Sozialismus die 
Bewegung, die eine alternative Gesellschaft 
jenseits des Kapitalismus anstrebt? Beide Vor-
stellungen existieren (Fülberth 2010).
Klar ist, dass der Sozialismus nicht am Reiß-
brett entworfen werden kann. In der Ge-
schichte des politischen Denkens haben im-
mer wieder Intellektuelle den «idealen Staat» 
entworfen: Thomas Morus sein «Utopia» 
(1516), Tommaso Campanella den «Sonnen-
staat» (1602), Francis Bacon «Neu-Atlan-
tis» (1627). Im ausgehenden 18. und frühen 
19. Jahrhundert kamen die alternativen Ge-
sellschaftsentwürfe der Frühsozialisten von 
Gracchus Babeuf, Charles Fourier, Henri de 
Saint-Simon, Pierre-Joseph Proudhon, Robert 
Owen und anderen dazu. Sie krankten jedoch 
zumeist an dem Gegensatz zwischen Sollen 
und Sein, wie er die idealistische Denktradi
tion historisch kennzeichnet.
Das revolutionäre an den Ideen von Karl Marx 
und Friedrich Engels war, dass sie mit der di-
alektisch-materialistischen Methode die ge-
schichtlichen Bewegungsgesetze und ihre 
entgegenwirkenden Ursachen zu identifizie-
ren suchten und den Sozialismus (und Kom-

munismus) aus der realen Geschichte selbst 
entwickelten. Darin unterscheide sich, so 
Friedrich Engels, ihr wissenschaftlicher Sozia-
lismus vom utopischen ihrer Vorgänger (MEW 
19). Und dies macht auch das spezifisch De-
mokratische am Sozialismus im Gegensatz zu 
seiner utopischen Variante aus (vgl. Sunkara 
2019: 46 f.). 
Der Kapitalismus schaffe, so Marx und En-
gels, mit seinen Tendenzgesetzen wie dem 
allgemeinen Gesetz der kapitalistischen Kon-
kurrenz und der Akkumulation die Bedingun-
gen für eine sozialistische Gesellschaft, weil 
er in der Tendenz Kapital zunehmend in den 
Händen immer weniger Personen (und spä-
ter Aktiengesellschaften) konzentriere und 
zentralisiere. Diese Monopolisierungsten-
denz, die Schaffung immer größerer Einhei-
ten von Kapital, lege aber die Grundlage für 
die Vergesellschaftung, die Überführung die-
ser Großkonzerne in Gemeinschaftseigentum. 
Der Sozialismus sei nicht die Enteignung der 
selbständigen Produzent*innen; die größte 
Enteignungsmaschine sei der Kapitalismus 
selbst. Dabei sei es die historische Mission 
des Kapitalismus, die Reichtümer zu schaffen, 
die als Grundlage für die Entfaltung der Frei-
heitspotenziale in der Gesellschaft dienen: ra-
dikale Arbeitszeitverkürzungen, ein Reich der 
Freiheit mit mehr Zeit für das, was uns erst zu 
Menschen macht, mehr Zeit, um Freund*in-
nen zu treffen, ein Instrument oder noch eine 
Fremdsprache zu erlernen, mehr Zeit für aktive 
Kulturproduktion, mehr Zeit für gesellschaftli-
ches Leben usw. (vgl. hierzu ausführlich Solty 
2020; Dath 2008: 81–94; Ringger 2011: 119–
133; Haug 2011). Der Sozialismus stehe dabei 
auf der Tagesordnung, wenn in den großen 
Kapitalismuskrisen paradoxerweise gerade 
die Reichtümer, das anlagesuchende Über-
schusskapital usw. drohen, den Kapitalismus 
in die Barbarei zu stürzen. Die kapitalistischen 
Bewegungsgesetze schüfen dabei allerdings 
nur die objektiven Bedingungen für eine so-
zialistische Umgestaltung; der Umschlag der 
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kapitalistischen Produktions- in Destruktions
kräfte müsse durch konkretes antikapitalisti-
sches Handeln bewerkstelligt werden. Der Ka-
pitalismus breche in seinen Krisen nicht von 
alleine zusammen, sondern er müsse durch 
eine Bewegung der lohnabhängigen Arbeiter-
klasse überwunden werden (vgl. Harvey 2010: 
260). Denn denkbar sei auch der «gemeinsa-
me Untergang der kämpfenden Klassen», wie 
es im «Manifest der Kommunistischen Partei» 
heißt (MEW 4: 462; Sweezy 2000).
Lange gingen Marx und Engels davon aus, 
dass der Sozialismus dort verwirklicht werden 
würde, wo die kapitalistische Entwicklung am 
weitesten fortgeschritten ist, also in England, 
den USA oder Deutschland. Erst gegen En-
de ihres Lebens erkannten Marx und Engels, 
dass der Sozialismus manchmal dort siegt, wo 
in der Peripherie des internationalisierten Ka-
pitalismus Gesellschaften in Abhängigkeit von 
den reichen Zentren existieren und die Vertei-
lungsspielräume zur Befriedung der Bevölke-
rung geringer sind. Historisch gelangen die 
sozialistischen Revolutionen in solchen ab-
hängigen, unterentwickelten und mehrheit-
lich noch bäuerlich-agrarisch geprägten Län-
dern: in Russland 1917, in China 1949, in Kuba 
1959 usw., also eigentlich dort, wo die Be-
dingungen für die Verwirklichung des Sozia
lismus eher denkbar schlecht waren (Kossok 
2016), insofern diese Länder die Industrialisie-
rung – als Voraussetzung ihrer Befreiung von 
der imperialistischen Ausbeutung durch die 
kapitalistischen Zentren – unter schwierigs-
ten Bedingungen und mit viel gesellschaft-
lichem Leid noch nachzuholen hatten. Lenin 
(1916: 268) argumentierte darum, dass sozia
listisch-revolutionäre Situationen eben dort 
entstünden, wo die imperialistische «Kette» 
der Abhängigkeit ihr schwächstes Glied ha-
be. Die Tatsache, dass während der Eurokri-
se ausgerechnet in Griechenland die sozialisti-
sche Linke im Januar 2015 an die Macht kam, 
unterstreicht das (vgl. Sablowski 2015); und 
trotzdem sollte daraus kein allgemeines Welt-

gesetz gemacht werden, denn auch in den 
kapitalistischen Zentren wie in den USA und 
Großbritannien waren in den letzten Jahren 
die Perspektiven einer Regierungsübernah-
me von Kräften mit durchaus radikalen und 
teilweise sozialistischen Forderungen denk-
bar, die wiederum die Spielräume andern-
orts massiv erweitern würden (Panitch/Gindin 
2018: 55 f.).
Entscheidend ist die Erkenntnis, dass vor die-
sem Hintergrund der Realgeschichte im stän-
digen Fluss sich Sozialismus nicht am Reiß-
brett entwerfen lässt. Es war diese Erkenntnis, 
die Marx und Engels dazu brachte, jedem Ver-
such, die sozialistische Gesellschaft im De-
tail auszumalen, Skepsis entgegenzubringen. 
Auch heute können sich diejenigen, die den 
Sozialismus als Alternative zum Kapitalismus 
anstreben, die Bedingungen nicht aussuchen, 
unter denen eine solche Transformation von-
stattengehen wird. 
In der sozialistischen Arbeiterbewegung, die 
sich auf die Ideen von Marx und Engels stütz-
te, waren fertige Sozialismusvorstellungen 
aus den genannten Gründen daher selten. Die 
konkrete Ausgestaltung des Sozialismus wird 
vom Stand der Entwicklung, den inneren und 
den äußeren Kräfteverhältnissen abhängen. 
Ein «Sozialismus in einem Land», so wie ihn 
Stalin nach dem Scheitern der sozialistischen 
Revolutionen im Westen um 1923 und nach 
dem Tod Lenins 1924 erklärte, könne es letzt-
lich nicht geben. Die kapitalistischen Staaten 
würden alle ihnen zur Verfügung stehenden 
Machtressourcen einsetzen, um den Sozialis-
mus zu Fall zu bringen, so wie sich die herr-
schenden Klassen Frankreichs und Deutsch-
lands etwa 1871 verbündeten, um die «Pariser 
Kommune» militärisch niederzuschlagen, so 
wie kapitalistische Staaten nach 1917 und 
dann 1941 die Sowjetunion in einem «Kreuz-
zug» überfielen (vgl. Mayer 1989), so wie die 
USA und der kapitalistische Westen weltweit 
Militärputsche und Massenmorde gegen de-
mokratisch-gewählte sozialistische Regierun-
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gen und kommunistische Bewegungen un-
terstützten, vom Iran 1953 über Indonesien 
1965/66 bis Chile 1973, oder die Führer sozia-
listischer Revolutionen zu ermorden suchten, 
wie Fidel Castro in Kuba nach 1959 oder Tho-
mas Sankara 1987 in Burkina Faso. Die Wahr-
heit ist also immer konkret. Die sozialistische 
Bewegung handelt im konkreten historischen 
Kontext und unter Bedingungen, die sie sich 
nicht selbst ausgesucht hat.

Die Ordnung
Nichtsdestotrotz bezeichnet der Sozialismus 
auch eine klar umrissene Ordnung und Vor-
stellung von einer Neueinrichtung von Wirt-
schaft und Gesellschaft. Unter Sozialismus 
begreift man gemeinhin eine Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung, die das kapitalisti-
sche Privateigentum an den Produktionsmit-
teln überwindet und diese Produktionsmittel 
vergesellschaftet, das heißt in Gemein- und 
Volkseigentum überführt.
In Deutschland war der Sozialisierungsgedan-
ke, wie eingangs geschildert, nach den Ka-
tastrophen des Kapitalismus immer wieder 
beliebt und massenwirksam. Das Volkseigen-
tum in der DDR wurde bekanntermaßen nach 
1990 durch die Treuhand privatisiert und Ost-
deutschland bekam mit dem Beitritt zur BRD 
deren Eigentumsordnung übergestülpt (vgl. 
Köhler 2011; Dahn 2019: 35–44). Eine Wie-
dervereinigung auf der Grundlage einer neuen 
Verfassung fand 1990 nicht statt. Darum gilt 
für beide früheren deutschen Staaten weiter-
hin das Grundgesetz, das eigentlich nur bis zu 
einer etwaigen «Wiedervereinigung» Geltung 
hätte haben sollen. Für dieses Grundgesetz 
hat der Marburger Verfassungsrechtler und 
Politikwissenschaftler Wolfgang Abendroth 
in seiner Debatte mit Ernst Forsthoff, einem 
Ex-Nazi, die These des verfassungsgemäßen 
Weges zum Sozialismus untermauert. Das 
Grundgesetz, insbesondere Artikel 14 und 15, 
erlauben den Übergang zu einer alternativen 
Gemeinwirtschaftsordnung (vgl. Abendroth 

1954; Forsthoff 1968), weshalb die FDP im Zu-
ge der Enteignungsdiskussion in Deutschland 
auch den Testballon ihrer Abschaffung stei-
gen ließ, vergeblich. Aber nur weil es legal wä-
re, beantwortet dies die Frage nicht, wie ein 
solcher Übergang aussehen könnte.
Die Frage ist natürlich, was bei der heutigen 
Renaissance des Sozialismus darunter ver-
standen wird? Die Sozialismusvorstellungen 
teilen die Kritik am Kapitalismus, variieren 
aber häufig stark. Manchmal heißt es, dass 
viele US-Amerikaner*innen unter Sozialismus 
nur ein skandinavisches Wohlfahrtsstaats-
modell verstehen, also ein System mit starker 
Umverteilung, hohem öffentlichen Investi
tionsanteil, hoher Gewerkschaftsdichte, kos-
tenloser Bildung und Krankenversicherung 
und einem starken sozialen Netz mit Versiche-
rungssystemen für Arbeitslosigkeit, Arbeits-
unfähigkeit und Alter (Solty 2016c). In China 
wiederum wird unter dem «Sozialismus chi-
nesischer Prägung» eine Mischwirtschaft ver-
standen, bei der der Staat die Kontrolle über 
das Geld/die Währung und die Zinssätze in-
nehat, das Staatseigentum an Grund und Bo-
den sowie an einem großen Teil der Unterneh-
men vorherrscht, aber ansonsten zugleich 
marktwirtschaftliche Prinzipien beibehalten 
werden. Kritiker*innen erkennen hierbei die 
fraglos offensichtlichen Errungenschaften 
in Entwicklung und Armutsbekämpfung an, 
werfen aber die Frage auf, wie einmal entfes-
selte Marktkräfte und soziale Vermögensun-
gleichheit wieder eingefangen werden sollen 
(Cohen 2010: 65). 
Die Vielfalt der zeitgenössischen Sozialismus-
vorstellungen ist heute jedoch nicht unbedingt 
ein Nachteil. Wir befinden uns heute erst am 
Anfang einer Wiedergeburt des Sozialismus 
als Alternative zum Kapitalismus und am An-
fang einer entsprechenden Debatte und Wie-
deraneignung sozialistischer Theorie(n) und 
Konzeption(en). Hierzu gehört auch die Frage, 
wer eigentlich Eigentümer im Sozialismus ist 
oder sein soll (Brie 1990): Welche Eigentums-
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formen auf welcher Stufe der gesellschaft-
lichen Entwicklungen sind sinnvoll? Wie soll 
das Verhältnis von Staatseigentum, Betrieben 
in Arbeiterselbstverwaltung (Genossenschaf-
ten) und privatem Eigentum gedacht werden? 
Braucht es Formen des Marktes innerhalb ei-
ner sozialistischen Gemeinwirtschaft? Oder 
erlauben der technologische Fortschritt, erlau-
ben die Computerisierung und Big Data heute 
eine zentrale Planung der Gesamtwirtschaft in 
einer Weise, die für die staatssozialistischen 
Länder des 20. Jahrhunderts noch undenkbar 
war? Haben wir heute also die technischen 
Voraussetzungen, das sozialistische Kalkula
tionsproblem zu lösen, das Ludwig von Mises, 
der neoliberale Ökonom der Österreichischen 
Schule, in den 1920er Jahren gegen die sow-
jetische Wirtschaft vorbrachte? Besteht die 
Option auf eine kybernetische Planung jen-
seits des Marktes? Die Antworten dürften von 
Nation zu Nation, Region zu Region vor dem 
Hintergrund ihrer spezifischen Entwicklungs-
stände und historisch gewachsenen Kulturen 
durchaus verschieden sein. Zweifellos wer-
den unterschiedliche Modelle entstehen, die 
miteinander kooperieren. Die entscheidende 
Frage heute ist, ob man hierfür das herstellen 
kann, was Michael Brie – im Hinblick auf Chi-
na – als einen gemeinsamen Diskussionsraum 
für die dringlichen Zukunftsfragen nennt, der 
von der grundsätzlichen Anerkennung der Tat-
sache ausgeht, dass es grundsätzlich unter-
schiedliche Wege zum Ziel geben kann. 

Die Produktion im Sozialismus
Wer über Sozialismus diskutieren will, der 
muss zunächst einmal die Frage nach der 
Neuorganisation der Produktion klären. Hier 
gibt es ein breites Spektrum von Sozialis-
muskonzeptionen, die zu reevaluieren wä-
ren. Dies beginnt mit klassisch-sozialdemo-
kratischen Vorstellungen von Sozialismus, 
die im Zentrum auf «Wirtschaftsdemokratie» 
hinauslaufen. Bernie Sanders’ Konzeptionen 
(vgl. den Beitrag in dieser Broschüre) ent-

sprechen letztlich diesem Modell. Es beruht 
auf der Kombination von einer Wiederaufla-
ge der Arbeitnehmerfonds des schwedischen 
Gewerkschaftsökonomen Rudolf Meidner 
und gewerkschaftlicher Mitbestimmungs-
modelle, wie sie nach dem Zweiten Weltkrieg 
in Westdeutschland eingeführt wurden. Die 
neuen Meidnerfonds sind dabei das radikale 
Moment, das bei Sanders über den Kapitalis-
mus hinausweist. Die Idee Meidners war es, 
dass die Lohnabhängigen in den kapitalisti-
schen Privatbetrieben als wesentliche Teile 
ihres Lohns Aktienanteile der Unternehmen 
erhalten, in denen sie arbeiten. Die Grund-
vorstellung ist, dass die Beschäftigten damit 
über kurz oder lang Eigentümer*innen der 
Unternehmen werden, in denen sie arbeiten. 
Die Rentenfonds würden dabei von den Ge-
werkschaften kontrolliert. Die kapitalistischen 
Eigentümer würden so über kurz oder lang 
überflüssig. Die ehemaligen kapitalistischen 
Privatbetriebe gehen so in Arbeiterselbstver-
waltung über. Zugleich aber – und das ist die 
Frage, ob das wünschenswert ist – würde der 
Markt erhalten bleiben, denn die Genossen-
schaftsbetriebe würden so weiterhin auf dem 
Weltmarkt konkurrieren und der Weltmarkt-
konkurrenz unterworfen sein, solange diese 
besteht. 
Weitreichender und potenziell komplemen-
tär zu Sanders’ Ansatz sind jene Ansätze, die 
die Hilferding’schen Sozialismuskonzeptio-
nen auf die Gegenwart übertragen. Rudolf 
Hilferding war ein sozialdemokratischer Po-
litiker und Theoretiker und entwarf im Auf-
trag der Arbeiter- und Soldatenräte auf dem 

Wer über Sozialismus 
diskutieren will, der muss 
zunächst die Frage nach der 
Neuorganisation der 
Produktion klären. Hier gibt 
es ein breites Spektrum von 
Sozialismuskonzeptionen.
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Reichsrätekongress 1918 das Konzept einer 
Demokratisierung der Gesellschaft durch eine 
«gemischte Wirtschaft». Hilferdings Vorstel-
lung war, dass die Gesellschaft die Kontrolle 
über die Investitionen erlangen müsse. Dazu 
müsse man die «reifen Industrien» identifizie-
ren, also diejenigen Wirtschaftsbereiche, de-
ren Verbleib in privater Hand besonderen ge-
sellschaftlichen Schaden anrichte. Seinerzeit 
dachte Hilferding, dass die Gesellschaft die 
Kontrolle über die Investitionen dadurch erzie-
le, indem sie die Montanindustrien (Kohle und 
Stahl) verstaatliche. Durch die gezielte Verga-
be von Kohle und Stahl an die (weiterverar-
beitenden) Industriebetriebe zu nicht markt-
vermittelten Preisen könne die Gesellschaft 
steuern, was gesellschaftlich nützliche Inves-
titionen seien und was nicht. Letztlich lenke 
die Gesellschaft damit über den Staat ihre wei-
tere Entwicklung (Hilferding 2018). 
Hilferdings Konzept wäre heute auf die Be-
dingungen des transnationalisierten Finanz-
marktkapitalismus zu übertragen und neu 
zu durchdenken. Diskutiert werden müsste, 
wie es einer demokratischen Gesellschaft ge-
lingt, die gesellschaftlich notwendigen Inves-
titionen zur Bearbeitung der Klimakrise in die 
Wege zu leiten. Was wären heute eigentlich 
die reifen Industrien? Es scheint so, dass die 
Montanindustrie von damals die heutige Fi-
nanzindustrie ist. Die Krise von 2007 ff., als 
die Großbanken mit Steuergeldern gerettet 
wurden, um eine finanzielle Kernschmelze 
zu verhindern, war faktisch eine verpasste 
Chance. Der Staat hätte diese Banken – als 
reife Industrien – in öffentliche Dienstleis-
tungsunternehmen verwandeln müssen, um 
die Kontrolle über die Autoindustrie zu erlan-
gen. So könnte etwa der Produktion von (pro-
fitträchtigeren) Geländefahrzeugen (SUVs) 
und überhaupt der Produktion für einen nicht 
nachhaltigen Individualverkehr entgegenge-
wirkt werden und die Konversion der Autoin-
dustrie in Richtung umweltverträglicher Mo-
bilitätskonzepte vorangetrieben werden (vgl. 

Albo/Gindin/Panitch 2010: 109–114; Wright 
2019: 77 f.). 
Die Sozialismuskonzeptionen der «Wirt-
schaftsdemokratie» und der «Hilferding 
2.0»-Ansatz gehören zum klassischen ideolo-
gischen Unterbau sozialdemokratischer Par-
teien vor ihrer neoliberalen Wende. Darüber 
hinaus gehen wiederum Sozialismuskonzep
tionen, die auf demokratische Planung oder 
kybernetischen Sozialismus abheben. 
Der kybernetische Sozialismus geht von der 
Annahme aus, dass die Kritik von Ludwig von 
Mises an dem sowjetischen Wirtschaftsmo-
dell durchaus plausibel war. Mises hatte 1920 
in seinem Aufsatz «Economic Calculation in 
the Socialist Commonwealth» kritisiert, dass 
sozialistische Wirtschaft nicht effizient sein 
könne, weil eine effiziente Produktionsweise 
auf sehr verschiedenen Zusammensetzungen 
der Produktionsfaktoren Arbeitskraft, Tech-
nologieeinsatz etc. beruhe. Sie könne darum 
mit der kapitalistischen Marktwirtschaft und 
seiner mutmaßlichen effizienten Allokation 
von Produktionsfaktoren nicht konkurrieren 
(Mises 1981: 110–123). Nun funktioniert die 
reale Welt nicht, wie sich dies die mathema-
tisierten, enthistorisierten Rechenmodelle der 
neoklassischen Orthodoxie vorstellen. Der 
konkrete Mensch verhält sich nicht wie ein 
atomisierter Produktionsfaktor und zieht bei-
spielsweise nicht jedem Job hinterher usw., 
und die Umwelt und auch das Geld sind eben-
falls keine, beziehungsweise fiktive Waren 
(vgl. Polanyi 2001: 75–80). Die Menschen le-
ben in einer konkreten Gesellschaft von Ins-
titutionen und einem empfindlichen Ökosys-
tem. Auch deshalb tendiert der kapitalistische 
Markt nicht zum Gleichgewicht und zu einer 
«spontanen Ordnung» (Hayek 1991: 83–85), 
sondern zum genauen Gegenteil: Ungleichge-
wicht und marktanarchischem Chaos.
Trotzdem konzedieren Vertreter*innen des 
Rechnersozialismus, dass das sozialistische 
Kalkulationsproblem real war. Heute hinge-
gen ermöglichen es Computer, die effiziente 
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Produktion derjenigen Gebrauchsgüter, die 
die Gesellschaft auf demokratischem Weg 
als für sich notwendig entschieden hat, zu 
bewerkstelligen. Heutige Rechnersysteme 
seien in der Lage, weit über 100 Millionen 
Bedarfsgüter effizient zu planen. Die techni-
schen Voraussetzungen für die demokratisch 
abgestimmte Planung der Produktion gesell-
schaftlich sinnvoller und nachhaltiger Güter 
seien gegeben (Cockshott/Cottrell 1993). 
In diesem Spektrum zwischen Sanders’scher 
Wirtschaftsdemokratie, sozialistischer Markt-
wirtschaft, gemischter Wirtschaft, demokrati-
scher Planung und Rechnersozialismus dürf-
te sich die heutige Sozialismusdiskussion 
zukünftig bewegen. Zu bedenken sind dabei 
allerdings wichtige Grenzen beziehungswei-
se Problemstellungen sozialistischer Politik, 
solange das kapitalistische Eigentum an den 
Produktionsmitteln nicht angetastet wird. Je-
de neue Sozialismusdiskussion muss sich mit 
diesen Herausforderungen auseinanderset-
zen. 

Die fünf Problemstellungen 
der Sozialismusdiskussion 
heute
Die erste Grenze und Problemstellung ist je-
ne von Redistribution und Regulation, die 
vor allem Konzeptionen betrifft, die unter 
«Sozialismus» eher die skandinavischen So-
zialstaatsmodelle meinen, also eher links-
sozialdemokratische Modelle. Unter den 
Bedingungen des kapitalistischen Privatei-
gentums an den Produktionsmitteln wird 
nicht nur nach den Bedingungen der «Anar-
chie des Marktes» produziert, sondern es be-
stehen auch Grenzen, inwieweit das «Recht 
auf den vollen Arbeitsertrag» (Menger 1891) 
organisiert werden kann. Denn solange das 
Privateigentum nicht angetastet wird, bleibt 
die private Aneignung eines Teils der von den 
Lohnabhängigen geschaffenen Wertes (der 
Mehrwert) erhalten. Zugleich stoßen die-
se Modelle an die Grenzen der privaten Ver-

fügung über das Kapital, das sich der gesell-
schaftlichen Kontrolle (nicht zuletzt durch 
eine gewisse Flexibilität bei der Kapitalverla-
gerung) entziehen kann. «Sozialismus«-Kon-
zeptionen, die – wie die von Bernie Sanders – 
also sehr stark auf Umverteilungskonzepte 
wie Abschöpfung von Großvermögen durch 
Vermögenssteuern, nationale Jobgarantien, 
öffentliche Investitionen etc. und auf Regulie-
rungskonzepte, wie Kündigungsschutzmaß-
nahmen am Arbeitsplatz etc. setzen, müssen 
sich also irgendwann auch der Frage stellen, 
wie diese strukturelle Macht des Kapitals ge-
brochen werden kann (vgl. Solty 2019a u. 
2019f). 
Die zweite Problemstellung ist die Grenze des 
kapitalistischen Wachstums auf einem end-
lichen Planeten. So radikal wie etwa Bernie 
Sanders’ Meidnerfonds-Sozialismus klingt, 
stößt er doch irgendwann auf die Frage, wie 
Postwachstum organisiert werden kann. 
Auch Großunternehmen in Arbeiterselbst-
verwaltung unterliegen der kapitalistischen 
Weltmarktkonkurrenz. Es gibt zwar keinen 
Mehrwert, der von privaten Kapitaleigentü-
mer*innen als Profit angeeignet wird. Aber 
um den Beschäftigten der «Genossenschaft» 
einen guten Lebensstandard zu gewährleis-
ten, müssen auch diese Betriebe auf dem 
(Welt-)Markt konkurrieren und wachsen. 
Dabei muss sich diese Sozialismusdiskussion 
auch mit der dritten Grenze und Problemstel-
lung auseinandersetzen. Diese dritte Grenze 
ist, dass die Genossenschaften, anders als von 
John Holloway (2002) und anderen gedacht, 
kein Weg zum Sozialismus sind und sich auch 
nicht als Strategie eignen, den Kapitalismus 
langsam zu überwinden, weil der Kapitalis-
mus historisch stets mit diesen nicht kapita-
listischen (und weiterhin Weltmarktzwängen 
ausgesetzten) Eigentumsstrukturen parallel 
existierte und diese historisch immer wieder 
landgenommen hat, das heißt in das kapitalis-
tische System reintegrierte (Röttger 2010; No-
vaes/Dagnino 2011).
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Die vierte Grenze und Problemstellung ist 
schließlich die Frage der Transnationalisie-
rung. Marx und Engels identifizierten das ka-
pitalistische Akkumulations- und Konkurrenz-
gesetz als Vehikel des Sozialismus, weil sie die 
Enteignung des kleinen Eigentums durch im-
mer größere Kapitalien forcierten. Der Hand-
werker wurde durch den Industriebetrieb, 
der kleine Industriebetrieb durch den gro-
ßen Konzern ersetzt, die Kleinbäuerin durch 
den Agrarkonzern, der kleine Ladenbesitzer 
durch das Kaufhaus, das Kaufhaus durch den 
Online-Handelsmonopolisten. Die anarchi-
sche Konkurrenz der Kleineigentümer*innen 
untereinander wurde also durch die zentra-
le Planung innerhalb von kapitalistischen Oli-
gopolen und Monopolen ersetzt. Sozialismus 
bedeutet schließlich auch die Demokratisie-
rung der Wirtschaft durch Überführung dieser 
privaten Planung in zentrale, demokratische 
Planung. Der Kapitalismus hat sich jedoch 
seit der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts 
transnationalisiert. Die Wertschöpfungsket-
ten sind – in transnationalen Konzernen – eben 
transnationale (Panitch/Gindin 2012). Der 
Kapitalismus ist aber nach wie vor national-
staatlich organisiert und die Formen transnati-
onaler Staatlichkeit, wo sie wie etwa in der Eu-
ropäischen Union existieren, sind hochgradig 
undemokratisch und eher Vehikel von Kon-
zerninteressen als Terrains demokratischer 
Kontrolle und Willensbildung (vgl. Apeldoorn 
2000; Bieling 2006; Greenwood 2017). Die 
zentrale Frage ist also, wie Sozialismus unter 
diesen Bedingungen der Weltvergesellschaf-
tung gedacht werden kann: Wird ein zukünfti-
ger Sozialismus Formen der Weltstaatlichkeit 
entwickeln (müssen)? Werden die transnati-
onalen Konzerne auf dem Weg von Meidner-
fonds oder anderen Konzepten in transna-

tionale Arbeiterselbstverwaltung überführt 
werden müssen? Sind vorhandene Konzepte 
und Praxen des gewerkschaftlichen Organi-
sierens entlang der transnationalisierten Wert-
schöpfungsketten möglicherweise bereits 
Keimformen für einen solchen transnationali-
sierten Sozialismus? Und welche komplemen-
tären Maßnahmen in Richtung Weltstaatlich-
keit müsste es geben, die diese – nach innen 
demokratisierten – transnationalisierten Ge-
nossenschaften auch von außen, weltgesell-
schaftlich kontrollieren? 
Die fünfte Grenze und Problemstellung für 
einen Sozialismus im 21.  Jahrhundert ist 
schließlich die der natürlichen Monopole im 
digitalen Kapitalismus und der damit verbun-
denen Marktmacht. Die klassische Vorstel-
lung der institutionellen politischen Ökonomie 
(John Stuart Mill, Max Weber, John M. Key-
nes, Kenneth Galbraith, Joseph Stiglitz, Paul 
Krugman), aber auch des deutschen Ordo-
liberalismus war es, im Gegensatz zum Mar-
xismus, dass man die Monopolisierungsten-
denz durch Zerschlagung/Entflechtung der 
großen Monopole bewerkstelligen könne. Die 
Antwort vieler solcher Ökonom*innen und Po-
litiker*innen auf die Erpressung der National-
staaten durch die «systemrelevanten» Ban-
ken war etwa «Zerschlagt die Banken!». Dabei 
führte die Krise realiter zu noch mehr Konzen-
tration und «Systemrelevanz», weshalb mar-
xistische Ökonom*innen auch die Formel auf-
stellten: «too big to fail = too big to be private» 
(Brenner 2009). 
Mit der Digitalisierung, der «Vierten Industri-
ellen Revolution», sind heute kapitalistische 
Plattformen entstanden, die ganz besondere 
Monopole sind. Die Plattformen funktionie-
ren wie natürliche, ja, Plattform-Monopole 
und bilden damit eine besondere Herausfor-

Zugleich geht es in der Sozialismusfrage nicht nur um 
die Frage der Umgestaltung der Produktionsweise, 
sondern auch der Lebensweise.



Warum, darum und wie rum Sozialismus? 59

derung: Wenn etwa bei Amazon-Marketpla-
ce, Facebook, WhatsApp, Twitter oder Goo-
gle der Sinn und Zweck darin besteht, so 
viele Menschen und tendenziell alle Erdbe-
wohner*innen zu verbinden und zu vernetzen, 
dann braucht es letztlich auch nur einen dieser 
Anbieter auf der Welt. Bernie Sanders’ Vor-
schlag einer Zerschlagung der großen Platt-
formen oder Jeremy Corbyns Vorschlag der 
Gründung eines öffentlichen britischen Face-
book sind darum falsche Alternativen, die am 
Problem vorbeizielen. Die Forderung nach ei-
ner Sozialisierung der Datenzentren ist darum 
richtig und entscheidend (Morozov 2015; Mo-
rozov/Bria 2017). Letztlich ist jedoch die Fra-
ge der Sozialisierung dieser natürlichen, ten-
denziell globalen Monopole verknüpft mit der 
Frage, wie ihre transnationale demokratische 
Kontrolle bewerkstelligt werden kann, solan-
ge es noch keinen Weltstaat gibt; und auch 
die Frage, wie diese weltstaatliche Kontrolle 
in einer Weise radikal demokratisch sein kann, 
dass ein weltstaatlicher Missbrauch der Daten 
ausgeschlossen werden kann.

Essen – wohnen – caring 
Im Sozialismus des 21. Jahrhunderts wird je-
doch nicht nur die Produktionsweise von In-
dustriegütern umgestaltet, sondern auch die 
von Lebensmitteln. Wie gesellschaftlich sinn-
voll ist die heutige transnationalisierte Lebens-
mittelproduktion, die etwa im Winter Blau-
beeren aus Peru und Himbeeren aus Marokko 
nach Deutschland transportiert. Auch diese 
Frage kann hier nur angerissen werden. Die 
Diskussion wird sich jedoch mit Fragen der 
Dezentralisierung der landwirtschaftlichen 
Wirtschaftskreisläufe befassen müssen. An-
ders als im Hinblick auf die Digitalplattformen 
scheint hier die Auflösung von transnationa-
lisierten Agrarkonzernen eine sinnvolle Maß-
nahme zu sein. Im globalen Süden, insbeson-
dere auf dem afrikanischen Kontinent, wird 
die Frage der Dezentralisierung sicherlich im 
Kontext einer Reagrarisierung (Banchirigah/

Hilson 2010) und eines – wenigstens zeitwei-
ligen – «Delinking» von den kapitalistischen 
Zentren (EU, USA) stattfinden (Amin 1990; 
Bello 2005: 59–70).
Zugleich geht es in der Sozialismusfrage nicht 
nur um die Frage der Umgestaltung der Pro-
duktionsweise, sondern auch der Lebenswei-
se. Die Frage ist etwa, welche Formen von 
Eigentum beispielsweise in den Wohnver-
hältnissen sinnvoll sind. Das Spektrum der 
Diskussion in Deutschland scheint sich hier-
bei vom Modell der (Re-)Kommunalisierung 
der großen Immobilienkonzerne («Deutsche 
Wohnen und Co. enteignen»), bei dem der 
Staat die Aufgabe erfüllt, günstigen Wohn-
raum für alle bereitzustellen, und den Vor-
schlägen von Kevin Kühnert zu erstrecken, 
der es grundsätzlich ablehnt, dass Menschen 
mehr Wohnraum besitzen als den, den sie für 
sich privat brauchen, dass es also abzulehnen 
sei, dass Menschen durch die Vermietung von 
Wohnraum an andere sich letztlich deren Ar-
beitseinkommen leistungslos aneignen. Im 
Grunde genommen plädierte Kühnert (2019) 
also für ein kubanisches Modell, wo nach der 
Revolution die Wohnungen und Wohnhäuser 
im Grunde per Dekret denen überschrieben 
wurden, die sie bewohnen. Selbstverständlich 
steht die sozialistische Wohnfrage vor dem 
großen Problem der realen räumlichen Klas-
sensegregation im Kapitalismus, der Ausein-
anderentwicklung von Reichen- und Armen-
vierteln, Wohlstands- und Armutsregionen, 
und wie sie damit umgehen will.
Eine weitere wichtige Frage ist die der sozialen 
Reproduktion. Hier scheint die Hauptfrage an 
die Gesellschaft zu sein, ob sie die reproduk-
tive, werterhaltende Arbeit wirklich in mess-
bare Einzelschritte – einkaufen, kochen, wa-
schen, putzen, Kinder erziehen, Alte pflegen 
etc. – zerlegen will, die dann entsprechend als 
gesellschaftlich notwendige Arbeit entlohnt 
werden oder ob Sozialismus nicht vielmehr, 
ganz ähnlich wie im Staatssozialismus, heißen 
soll, dass der Staat in einem ausfinanzierten 
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System diese reproduktiven Arbeiten als öf-
fentliche Dienstleistungen (kostenlose Kitas, 
kostenlose Altenpflege usw.), also als unent-
geltliche «Commons» und Grundversorgung, 
bereitstellt für diejenigen, die sie in Anspruch 
nehmen wollen. Die Antwort scheint hier auf 
der Hand zu liegen.

Mobil sein – sehen – warm sein – 
lernen – schöpfen
Der Mensch lebt aber nicht von Brot, Bedarfs-
gütern und Behausung allein. Andere Berei-
che des gesellschaftlichen Lebens werfen 
ähnliche Fragen auf. Für die digitale Kommuni-
kation wurden sie bereits genannt; für die Inf-
rastrukturen der Telekommunikation liegen sie 
auf der Hand. Aber was ist mit der Mobilität? 
Die Frage wird sein, welche Formen der Mo-
bilität an die Stelle der individuellen Automo-
bilität und die Pseudoalternative der E-Mobili-
tät treten können. Die einfache Antwort ist die 
des Aus- und Aufbaus eines kostenlosen öf-
fentlichen Personennahverkehrs und der Ver-
lagerung des Güter- und Personentransports 
von der Straße auf die Schiene. Eine ökolo-
gisch nachhaltige Gesellschaft wird ökosozia
listisch sein und die Autoindustrie rückbauen 
müssen. Offen ist dabei jedoch die Frage, wie 
eine Gesellschaft beispielsweise auf die kapi-
talistischen Raumproduktionen wie die Sub-
urbanisierung und Exurbanisierung reagieren 
wird, die sich nach jetzigem Stand der Dinge 
kaum effizient mit U- und S-Bahnsystemen 
werden anschließen können. 
Die nächste Frage ist die der Energieversor-
gung. In dieser Hinsicht ökosozialistisch zu 
denken, heißt wohl, sich auch über Speicherka
pazitäten für regenerative Energien Gedanken 
zu machen, aber zugleich dezentralisierte Ener-
giekonzepte zu nutzen. Auch dieser Bereich 
dürfte ein Bereich sein, der auf starken kommu-
nalen Selbstverwaltungsstrukturen fußt.
Nicht vom Brot allein leben, meint aber dann 
vor allem den Bereich Bildung und Kultur: Die 
Desegregierung der Klassengesellschaft stellt 

den Sozialismus heute vor allem auch in der 
Bildungsfrage vor komplizierte Aufgaben. Die 
in sich spezialisierte Gemeinschaftsschule 
mag der richtige Ansatz sein, aber die räum-
liche Auseinanderentwicklung der Stadtvier-
tel wird sozialistische Bildungspolitiker*innen 
vor große Herausforderungen stellen, sozia-
listische Ideale zu verwirklichen. Festzuste-
hen scheint jedoch, dass der Sozialismus im 
Hinblick auf Bildung und Kultur auf robuste 
Commons setzt, das heißt auf Bildung als ein 
kostenloses öffentliches Gut und eine breit 
ausfinanzierte lebendige Kulturproduktion als 
Springquelle menschlicher Kreativität. 
Zu all diesen Fragen gibt es bereits gut fun-
dierte Antworten, auch wenn die Liste der of-
fenen Fragen selbstverständlich lang ist. Aber 
wie lässt Bertolt Brecht seine Figur des Herrn 
Keuner einmal so schön sagen: «Ich habe be-
merkt […], dass wir viele abschrecken von un-
serer Lehre dadurch, dass wir auf alles eine 
Antwort wissen. Könnten wir nicht im Interes-
se der Propaganda eine Liste der Fragen auf-
stellen, die uns ganz ungelöst erscheinen?» 
(Brecht 1967: 382)

Die Bewegung
Grundsätzlich gilt indes eine unumstößli-
che Wahrheit: Die sozialistische Ordnung, so 
wie sie in ihrer möglichen allgemeinen Ori-
entierung knapp skizziert worden ist, wird je-
doch erst durch eine Bewegung verwirklicht 
werden, die diese Ordnung im Namen des 
«Sozialismus» anstrebt. Nicht technologi-
scher Fortschritt wie die Digitalisierung wird 
den Postkapitalismus quasi durch die gesell-
schaftliche Hintertür einführen, wie Paul Ma-
son (2018) dies suggeriert (vgl. die Kritik von 
Fischbach 2017). Die zentrale Frage des Sozia
lismus im 21. Jahrhundert sind seine Akteu-
re: Wer hat ein objektives Interesse an einer 
solchen Ordnung und ist damit der natürli-
che Träger der sozialistischen Bewegung? 
Welche Bündnisse führen zu einer sozialisti-
schen Politik? Was ist die konkrete Politikwei-
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se sozialistischer Parteien? In welchem Ver-
hältnis stehen eine neue Klassenpolitik und 
eine populare Politik, ein kluger linker Popu-
lismus zueinander (Solty 2019b)? Was sind 
die Etappen des Kampfes für einen Sozialis-
mus im 21. Jahrhundert? Führt ein direkter 
Weg zum ökologischen Sozialismus oder ist 
ein solcher Übergang angesichts der Schwä-
che der gewerkschaftlichen Klassenorgani-
sationen im «Westen» nur über den Umweg 
eines globalen «Green New Deal» denkbar? 
Wie ist der Übergang zum Sozialismus zu den-
ken, als die Zerschlagung, als Umbau oder 
als Zähmung des Kapitalismus oder als eine 
Kombination, die auf eine Erosion des Kapi-
talismus hinausläuft, wie es Erik Olin Wright 
(2019: 40–61) vorschlägt? Ist das alte Revolu-
tion/Reform-Schisma der richtige Weg, den 
Übergang in den Postkapitalismus zu denken, 
oder geht es um eine Transformation, bei der 
die Verschiebung von internationalen Kräfte-
verhältnissen entscheidend ist, die Spielräu-
me eröffnet (Panitch/Gindin 2018: 95)? Was 
ist der Zeithorizont der sozialistischen Alter-
native zum globalen Kapitalismus in der Kri-
se? Wie geht die sozialistische Bewegung mit 
dem Problem um, dass die Notwendigkeit ei-
ner sozialistischen Alternative zum Kapitalis-
mus groß, aber der Weg dorthin lang zu sein 
scheint – zu lang, gemessen an den wenigen 
Jahren, die der Menschheit bleiben, den Kli-
mawandel wenigstens noch unter Kontrolle zu 
halten? Was würde – in den Worten des so-
zialistischen Politikwissenschaftlers Leo Pa-
nitch – der Aufbau des Sozialismus in einer 
Welt bedeuten, die aussieht wie die von «Bla-
de Runner»?
Die Antworten auf die Frage der sozialisti-
schen Bewegung, die Antworten auf die kon-
krete Gestalt der sozialistischen Ordnung – sie 
können nur von den Sozialist*innen selbst ge-
geben werden. Ihre Zahl wird angesichts der 
Zivilisationskrise, in die der realexistierende 
Kapitalismus die Menschheit geführt hat, im-
mer größer. Der Sozialismus ist eine objektive 

Notwendigkeit. Ob er verwirklicht wird, ent-
scheiden die Subjekte selbst. 
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Alex Demirović

SOZIALISMUS UND ZURECHENBARKEIT

Die Geschichte lehrt uns nichts, behauptete 
die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles, um zu be-
gründen, warum sie die Historische Kommissi-
on der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands einstellen wollte. Die Gegenposition hat 
Rosa Luxemburg schon vor Langem einge-
nommen: «Die Geschichte ist die einzige wahre 
Lehrmeisterin.» (Luxemburg 1990: 480). Viel-
leicht lehrt uns die Geschichte tatsächlich nicht, 
auf welche Weise wir jetzt, in dieser Situation 
handeln sollten. Das gilt allgemein, es gilt auch 
sehr konkret. Waren wir nicht überzeugt, dass 
die Tradition der kritischen Faschismusanaly-
sen uns die Begriffe an die Hand geben wür-
den, Entwicklungen der kapitalistischen Ge-
sellschaft zu widerstehen, die auf eine Erosion 
der Demokratie, auf autoritäre und Ausnahme-
staatsformen hin tendieren, die die Perspekti-
ve der Emanzipation drastisch verschlechtern? 
Dass es uns, ausgestattet mit diesem Wissen, 
mit all der «Aufarbeitung der Vergangenheit» 
besser gelingen würde, zu widerstehen und der 
Rechten den Boden zu entziehen? Es scheint 
nicht so. Doch die Geschichte lehrt uns etwas 
viel Grundlegenderes, dass nämlich unsere Ge-
genwart die Gegenwart einer Geschichte ist, 
sich in dieser Gegenwart auf besondere Wei-
se die Kämpfe der Vergangenheit und die ver-
säumten Möglichkeiten verdichten. Es geht da-
bei nicht um eine Frage: «Was wäre gewesen, 
wenn …?», sondern um konkrete Entscheidun-
gen, um Siege und Niederlagen, um reale Alter-
nativen. Sie lehrt zudem, dass einmal gefallene 
Entscheidungen tatsächlich langfristige Ent-
wicklungsbahnen zur Folge haben.

Unsere Gegenwart ist die 
Gegenwart einer Geschichte
Zu dieser Geschichte unserer Gegenwart ge-
hören die vielen Anstrengungen, die auf die 
Verwirklichung des Sozialismus zielten, die 

sich oft als falsch und sinnlos erwiesen haben, 
die fehlgeschlagen sind oder niedergeschla-
gen wurden. Das, was sich mit diesem verbin-
det, gilt heute aufgrund dieser früheren Bemü-
hungen als historisch verbraucht, als überholt 
oder als diskreditiert. Das hat verschiedene 
Gründe. Sozialismus war mit Praktiken ver-
bunden, die dem emanzipatorischen An-
spruch des Sozialismus widersprochen und 
ihn diskreditiert haben. Vielfach ist zu bezwei-
feln, dass diejenigen, die im Namen sozialisti-
scher Ziele gehandelt und gesprochen haben, 
damit mehr als bloß egoistische Interessen 
einzelner Funktionäre verfolgt haben. Aber es 
wäre ein falscher Trost zu denken, dass hier 
nur eine an sich gute Idee missbraucht wor-
den ist.
Tatsächlich sind die Vorstellungen und die Be-
griffe von Sozialismus Gegenstand der Dis-
kussion und der Kämpfe. So verstanden, gibt 
es keine von vornherein gültige Bestimmung 
von Sozialismus, sondern viele Vorschläge, 
ihn zu definieren. Vielfach umfasste der Be-
griff besondere soziale Gruppen, die für den 
Augenblick durchaus zu Recht glauben konn-
ten, die Allgemeinheit zu verkörpern und die 
nicht verstanden, dass der Begriff von Sozi-
alismus, in dessen Namen sie handelten, ein 
Kompromiss war, der nur in einer bestimmten 
Konjunktur von Vielen getragen wurde. Sie 
wollten diesen Augenblick und diese Allge-
meinheit festhalten, die Stabilität erzwingen, 
konnten der Veränderung der sozialen Kon-
stellation nicht Rechnung tragen, sprachen 
dort, wo es sich um unterschiedliche Lebens-
formen und Perspektiven oder gar Widersprü-
che handelte, von Abweichungen oder sie 
pathologisierten die Kritiker*innen. Auf diese 
Weise war der Sozialismus keine offene, freie 
soziale Organisation des Zusammenlebens, 
sondern blieb immer noch begrenzt auf be-
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stimmte soziale Gruppen und ihre Lebens-
zusammenhänge (bestimmte Gruppen der 
Industriearbeiterschaft, besondere Betriebs-
weisen, beispielsweise großindustrielle Fabri-
ken in urbanen Regionen, und damit verbun-
dene Formen der Arbeitsorganisation), die 
den Anspruch auf Allgemeinheit erhoben.
Sozialismus ist dem Anspruch nach die soziale 
Form, in der die Widersprüche bewusst gelebt 
und bearbeitet werden. Deswegen konnte Karl 
Korsch davon sprechen, dass die sozialistische 
Gesellschaft höhere Anforderungen an die Be-
arbeitung der Widersprüche stellt, also eigent-
lich komplexer ist als die kapitalistische Form 
der Vergesellschaftung, weil sie die Widersprü-
che nicht mehr leugnet und in anonyme gesell-
schaftliche Prozesse verlegt – so der Konflikt 
zwischen Konsument*innen und Produzent*in-
nen um Produkte und Produktmengen, um Ar-
beitszeiten oder Anteile am Gesamtprodukt, 
um ökologische Folgen oder um Qualifikatio-
nen. Es handelt sich dabei um den besonderen 
Beitrag von Marx zur sozialistischen Tradition, 
die Objektivität der Widersprüche ernst zu neh-
men, zur Geltung zu bringen und zu begreifen, 
nicht jedoch sie moralisierend zu beschönigen, 
mit staatlichen Allgemeinheitsansprüchen weg 
zu definieren oder mit administrativen Mitteln 
zu unterdrücken. Wenn es zwischen dem All-
gemeinheitsanspruch und den verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen, ihren Interessen 
und Bedürfnissen Differenzen und Widersprü-
che gibt, dann bedarf es der Formen, die Wi-
dersprüche und Spannungen zwischen dem 
Allgemeinen und den Besonderheiten zu ver-
mitteln. Der Prozess, in dem das geschieht, ist 
Demokratie. 
Dabei handelt es sich um geregelte Verfah-
ren, in denen die Individuen darüber streiten, 

was im konkreten Fall als das Allgemeine gel-
ten kann. Verhandlungen über das Allgemei-
ne betreffen die Entwicklungsrichtung der Ge-
sellschaft in ihrer Gesamtheit. Dies kann alles 
einschließen: die Produkte, die Arbeitsprozes-
se, die Bildungs- und Qualifikationsprozesse, 
die Wohn- und Besiedlungsformen, die Er-
nährung, die geschlechtliche und familiale Ar-
beitsteilung. Die Staatssozialismen haben es 
nicht ausreichend versucht oder es ist ihnen 
nicht gelungen, diese Prozesse der Abstim-
mung von Allgemein- und vielen partikularen 
Interessen auf demokratische Weise zu re-
geln. Obwohl sich die sozialistischen Staaten 
als demokratische Volksrepubliken verstan-
den, wurden kaum demokratische Prozesse 
der Interessenvermittlung in Gang gesetzt. Es 
wurde zwar vielfach an Parlamenten und Par-
teien festgehalten. Aber die innere Logik die-
ser politischen Form wurde blockiert um der 
Erhaltung des Machtmonopols der kommu-
nistischen oder sozialistischen Parteien we-
gen: Das Allgemeine war nicht Gegenstand 
einer offenen Diskussion, sondern der Defini-
tionsmacht der führenden Partei der Arbeiter-
klasse unterworfen. Die Arbeiter*innen trafen 
nicht die sie betreffenden Entscheidungen. 
Andere Formen der demokratischen Koordi-
nation, wie sie in der Geschichte der sozialis-
tischen Bewegung immer wieder diskutiert 
wurden und die es den konkreten Arbeiter*in-
nen und den vielen Mitgliedern der Gesell-
schaft ermöglicht hätten, sich an der Festle-
gung des Allgemeinen zu beteiligen, wurden 
nicht ausprobiert.
Die bürgerliche Klasse kann ihre internen Dif-
ferenzen zur Geltung kommen lassen, indem 
die Macht auf mehrere konkurrierende Par-
teien und politische Institutionen verteilt ist. 

[…] dass die sozialistische Gesellschaft höhere 
Anforderungen an die Bearbeitung der Widersprüche stellt, 
also eigentlich komplexer ist als die kapitalistische Form 
der Vergesellschaftung.
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Eine Konzeption zur Beschränkung der politi-
schen Macht – das, was Michel Foucault als 
eine sozialistische Regierungskunst und Gou-
vernementalität bezeichnet hat – hat die Lin-
ke bislang kaum entwickelt. Das ist durchaus 
ein Moment ihrer Niederlage. Denn wenn es 
darum geht, viele unterschiedliche Gruppen 
und Interessen unter einem Begriff von Allge-
meinwohl zu bündeln, dann ist es auch not-
wendig, dass alle Beteiligten wissen, wie sie 
sich aus diesem Bündnis auch wieder heraus-
lösen können, ohne dass ihnen das zum Nach-
teil gereicht. Sie müssen das antizipieren und 
erwarten können, einen modifizierten, viel-
leicht sogar anderen Begriff des Allgemeinen 
zur Geltung bringen zu können.

Kein Kapitalismus ohne Sozialismus
Wenn gesagt wird, der Sozialismus sei dis-
kreditiert, dann handelt es sich um eine ei-
gentümliche Aussage. Denn der Sozialismus 
gehört zu den Tiefenschichten der modernen 
Gesellschaft selbst. Es gibt die moderne, auf 
kapitalistischer Produktionsweise beruhende 
Gesellschaft nicht ohne Sozialismus. Diese 
Gesellschaft lässt sich nicht auftrennen in ei-
ne objektive Wirklichkeit hier und dann noch 
verschiedene Ideologien und politische Strö-
mungen dort, zu denen dann neben Libera-
lismus und Konservatismus auch noch der 
Sozialismus gehören würde und der dann, 
nachdem er sich blamiert hat, einfach fallen 
gelassen werden kann. Auch wenn es Sozia-
lismen vor dem modernen Sozialismus gege-
ben haben mag – so wie es auch Klassenherr-
schaft und die Aneignung des Mehrprodukts 
durch diejenigen gab, die es nicht erzeugt ha-
ben –, so wurde er doch erst in der modernen 
kapitalistischen Gesellschaft und in vielfachen 
Auseinandersetzungen konstituiert. Er ist ein 
Moment der realen Bewegung dieser Gesell-
schaft, also kein Wert, keine Norm, die irgend-
wie äußerlich zu einer gegebenen Wirklichkeit 
hinzukäme. Sozialismus ist der Name, der in 
der kapitalistischen Gesellschaft jenen inne-

ren Tendenzen gegeben wurde, um die gro-
ßen Probleme der gesellschaftlichen Entwick-
lung zu lösen.
Diese großen Probleme sind in dieser Form 
historisch neu, da erst mit dem Kapitalismus 
die Menschheit sich als kollektiven Akteur 
selbst beobachten und begreifen kann. Die 
Menschen können die Naturaneignung und 
die Störung des Metabolismus zum Gegen-
stand der Analyse machen – sie wissen um 
Fischschwärme, Erdölvorräte, den Umfang 
von Regenwäldern oder die Zahl der Wale ge-
nauestens Bescheid. Sie können begreifen, 
dass ökonomische Krisen, die zu Arbeitslo-
sigkeit, Hunger oder Migration führen, nicht 
unerwarteten natürlichen Vorgängen wie ei-
ner schlechten Ernte geschuldet sind, son-
dern von ihnen selbst verursacht werden; die 
Ungleichheit und die Disparitäten in Bildung 
und Qualifikation sind. Die Menschheit weiß 
um die Genozide, den weltweiten Menschen-
handel, die ungefähre Zahl der Sklaven und 
die sexuelle Gewalt. Jedes dieser großen Pro-
bleme verlangt nach konkreten Lösungen und 
drängt jeweils für sich darauf, dass es nicht 
nur hier und da inkrementalistisch zu Ver-
besserungen kommt, sondern die Probleme 
«überholt» werden, Lösungen also nicht wei-
ter gesucht werden müssen, weil die Proble-
me sich schlicht erübrigt haben, also schließ-
lich einfach nicht mehr vorkommen.

Keine Befreiung ohne die 
Überwindung der Lohnarbeit
Warum alle diese Bemühungen unter dem ei-
nen Namen «Sozialismus» zusammenfassen? 
Aus geschichtlichen Gründen – um sich nicht 
den Zugang zu all jenen Erfahrungen und Be-
mühungen um die Emanzipation zu verstel-
len; um nicht naiv zu bleiben gegenüber all 
den Entscheidungen, die zur Gegenwart ge-
führt haben und die ja alle dazu beigetragen 
haben, dass es Menschen gleichzeitig bes-
ser und schlechter geht. Aber auch deswe-
gen, weil Sozialismus auf einen besonderen 
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Moment der modernen Geschichte verweist, 
den Schlussstein des Ganzen, der alles zu-
sammenhält, weil er konstitutiv am Beginn 
der Konstellation der modernen, kapitalisti-
schen Lebensweise steht: Die Lohnarbeit, 
die es erlaubt, auf besondere Weise die histo-
risch besondere Form des gesellschaftlichen 
Reichtums zu erzeugen – Geld, Waren, Pro-
duktionsmittel, Unternehmensanteile, Vermö-
gen, Immobilien. Die Lohnform ist die soziale 
Form, die es ermöglicht, alle anderen Formen 
der Ausbeutung und Herrschaft zu reprodu-
zieren. Ohne diese Formen zu verändern, ist 
auch die Änderung der kapitalistischen Ver-
hältnisse nicht denkbar – also ohne die Über-
windung der Lohnarbeit, also der Tatsache, 
dass das menschliche Arbeitsvermögen ei-
ne Ware ist, die für den Arbeitsmarkt formiert 
werden muss und sich dort bemühen muss, 
zu Marktpreisen jemanden zu finden, der ei-

nen Bedarf an dieser Ware hat. Mit allen Ri-
siken für die Individuen, ohne Arbeit und Ein-
kommen zu bleiben, zu wenig zu verdienen 
oder das eigene Arbeitsvermögen zu ruinieren 
und um den Genuss des eigenen Lebens ge-
bracht zu werden.
Wenn heute der Sozialismus als diskreditiert 
erscheint, dann ist das eine Niederlage. Es 
stellt sich angesichts der Tatsache durchaus 
die Frage, warum sich irgendjemand darüber 
freut, dass dies so ist. Denn damit ist dann ge-
nau genommen auch das Projekt der Aufklä-
rung selbst gescheitert. Denn es geht dabei ja 
darum, dass die Menschen den Mut finden, 
sich von ihrer selbstverschuldeten Unmündig-
keit zu befreien, also von Verhältnissen, die sie 
durch ihr eigenes Handeln erzeugen und das 

sie immer wieder und auf immer höherem Ni-
veau mit den immer gleichen Problemen kon-
frontiert. Alles schreitet voran, nur das Ganze 
nicht, beschreibt Adorno diesen Umstand. 
Tatsächlich hat die Kritik am Sozialismus et-
was Hämisches und verkennt seine histori-
sche Bedeutung. Eines seiner entscheiden-
den Merkmale ist der Rationalitätsanspruch. 
Die Widersprüche, die das Zusammenleben 
durchziehen, können offen zur Geltung ge-
langen und durch eine bewusste Bearbeitung 
vermieden oder überwunden oder in Differen-
zen und Andersheit überführt werden. Auf-
grund dieses Rationalitätsanspruchs können 
dem Sozialismus alle Fehler, alle Widersprü-
che, alle Dysfunktionen zugerechnet werden, 
die sich bei einer Transformation der gesell-
schaftlichen Lebensweise einstellen. Dabei ist 
diese Transformation mit extremen Ungleich-
zeitigkeiten konfrontiert: Diese betreffen den 

Wissens- und Bildungs-
stand der Individuen, ihre 
Bedürfnisse, die regionalen 
Entwicklungen, den Stand 
der Produktion und Dienst-
leistungen, die ökologi-
schen Zerstörungen ebenso 
wie die Herstellung neuer 

rationaler Metabolismen. Der Zeithorizont so-
zialistischer Transformation greift viel weiter, 
als das in kapitalistischen Prozessen der Fall 
ist: Das gilt sowohl für die Vergangenheit als 
auch in die sehr viel weiter gespannte Zukunft. 
Das sozialistische Projekt trägt Verantwortung 
und muss sich zurechnen lassen, was in sei-
nem Namen versucht wird und was scheitert. 
Für den Kapitalismus gilt dies nicht. Zwar be-
müht sich vor allem eine linke und sozialisti-
sche Sozialkritik, viele der gesellschaftlichen 
Probleme dem Kapitalismus zuzurechnen. 
Doch das gelingt nicht ohne Weiteres; und 
zwar nicht, weil es zahlreiche Intellektuelle 
gibt, die gegen eine solche Zurechnung an-
kämpfen, die daran beteiligt sind, die Bildung 
eines solchen «leeren Signifikanten» zu ver-

Das sozialistische Projekt trägt Verant­
wortung und muss sich zurechnen 
lassen, was in seinem Namen versucht 
wird und was scheitert. Für den 
Kapitalismus gilt dies nicht.
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hindern, in dem symbolisch die Gewalt, Kriege 
und Völkermorde, die Vernichtung von Men-
schenleben, die Ausbeutung, die ökologi-
schen Katastrophen, die sexistische und ras-
sistische Abwertung von Menschen als das 
schlechthin Antagonistische und moralisch 
zu Verurteilende verdichtet wird. Vielmehr ma-
chen die Verteidiger*innen des Kapitalismus 
die Komplexität dieser Gesellschaft geltend. 
Das bedeutet in diesem Fall, dass die Übel 
nicht ohne Weiteres zurechenbar sind. Nie-
mand erscheint verantwortlich für die Schmel-
ze der Gletscher und der polaren Eiskappen – 
oder wenn doch, dann wir alle. Wenn es dann 
an die Erklärung der Ursachen geht, scheint 
sich alles in viele Einzelheiten aufzulösen: die 
fossile Energie und die entsprechende Indus-
trie, die Landwirtschaft, die Automobilindus-
trie, die Container- und Kreuzfahrtschiffe. Es 
erscheint alles fragmentiert, ungeplant, zufäl-
lig, unkoordiniert – das transintentionale Er-
gebnis vielseitiger Handlungsketten, für die es 
selbst keine Ursache gibt. Wer sich bemüht, 
doch Ursachen und Akteure zu benennen, 
erscheint als unterkomplex oder gar als ver-
schwörungstheoretisch orientiert. Aber die 
Prozesse sind intern miteinander verknüpft, 
sind koordiniert, ergänzen sich arbeitsteilig 
und bilden eine Konstellation. Doch erscheint 
der kapitalistische Reproduktionsprozess als 
anonymer systemischer Prozess, für den al-
le und niemand und vielleicht gar noch die 
Mehrheit, also die Subalternen, die Verant-
wortung trägt.
In der sozialistischen Tradition war es insbe-
sondere die Leistung von Marx, diesen Ge-
sichtspunkt ernst zu nehmen. Obwohl ange-
sichts liberaler Vorstellungen von Gleichheit 
und Freiheit, von Autonomie und Rechtswille 
eine moralische Kritik an Kapitaleigentümern 
durchaus plausibel ist und auch immer wie-
der vorgebracht wird, betont Marx demge-
genüber, dass einzelnen Unternehmer*innen, 
Kapitaleigentümer*innen oder Politiker*innen 
kein moralischer Vorwurf zu machen sei. Es 

ist gerade die Unverantwortlichkeit der ge-
sellschaftlichen Prozesse, die Anlass dafür 
gibt, auf eine Transformation des Gesamtzu-
sammenhangs zu drängen – und zwar in ei-
ne Richtung der bewussten Gestaltung die-
ses Zusammenhangs durch alle. Marx hat 
mit seinen Überlegungen aber auch deutlich 
machen können, dass die Anonymität keines-
wegs so anonym ist und es auch in der bür-
gerlichen, kapitalistischen Gesellschaft schon 
unterschiedliche Grade von Freiheit gibt. Die 
bürgerliche Klasse kann in weit höherem Ma-
ße die kapitalistischen Verhältnisse gestalten, 
sich selbst als soziale Gruppe entlang dieser 
von ihr immer von Neuem gestalteten Verhält-
nisse entwerfen und die Verhältnisse zu ih-
ren Gunsten erhalten und verändern, als dies 
Menschen möglich ist, die nicht über Kapi-
taleigentum verfügen und nicht über den Zu-
gang zu den bürgerlichen Konsensrunden wie 
dem Weltwirtschaftsforum finden, nicht die 
öffentliche Meinung durch ihre Medien und 
ihre Kulturindustrie bestimmen, nicht an den 
politischen Entscheidungen teilnehmen, son-
dern vor allem Objekte der Verwaltung und 
dienliche Instrumente zur Bereicherung weni-
ger und immer weniger sind. Es ist ein Merk-
mal der entwickelten modernen Herrschaft, 
dass der Reichtum der Reichen und die Macht 
der Mächtigen als das Nebenbei-Ergebnis des 
Vollzugs funktionaler Sachzwänge erscheint, 
die dem Wohle aller dienen. Nur komplexe be-
griffliche Abstraktionen und statistische Un-
tersuchungen erhellen die systematischen 
Zusammenhänge.

Scheitern: ein Moment 
in einem Prozess 
der Veränderung
Kann es überhaupt zu einer Niederlage und ei-
nem Scheitern des Sozialismus kommen? In 
ihrem letzten Text, nach dem Januaraufstand 
1919 und kurz vor ihrer Ermordung geschrie-
ben, verneint Rosa Luxemburg diese Frage. 
Der ganze Weg des Sozialismus sei mit lau-
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ter Niederlagen besät, schreibt Luxemburg 
(Luxemburg 1990: 536 f.). Darüber wäre wei-
ter nachzudenken. Für sie handelt es sich 
aber eigentümlicherweise nicht um einen tra-
gischen Umstand im Sinn einer zwingenden 
Logik, die notwendigerweise in Ausweglosig-
keit führt. Der geschichtliche Verlauf wird von 
der negativen Seite her angetrieben. Nieder-
lage ist alles, was immer noch nicht zur Ver-
änderung der Verhältnisse im Sinne einer Ver-
änderung der Produktionsweise beiträgt. Der 
Sieg ist demgemäß keineswegs der triumpha-
le Sieg in einer Schlacht, wie das manchmal 
imaginiert wird, sondern der Prozess der 
Durchsetzung einer freien Organisation der 
Kooperation, deren Elemente immer schon 
vorhanden sind. Insofern ist ein historisches 
Scheitern immer ein Moment in einem Pro-
zess zunehmender Einsicht und Gestaltung 

der Verhältnisse. Diese ermöglicht die Freiheit 
der anderen, ein Mehr an Individuierung, die 
freie Entfaltung einer jeden Person durch die 
Freiheit aller anderen, also eine Art positive 
Steigerungsdynamik der Freiheit, kein Nullsu-
mmenspiel der Freiheit, wie sich das der Libe-
ralismus vorstellt, wonach der Freiheitsspiel-
raum der einen Person nur zulasten anderer 
Personen gehen kann. Eine solche sozialisti-
sche Freiheitsvorstellung ist nur denkbar auf 
der Grundlage von Kooperation. Denn allein in 
der Kooperation, also unter Bedingungen ei-
ner differenzierten Arbeitsteilung, können In-
dividuen jeweils mehr und Größeres leisten, 
als ihnen das jemals allein möglich wäre.

Literatur
Luxemburg, Rosa (1990): Gesammelte Wer-
ke, Bd. 4, August 1914 bis Januar 1919, Berlin.
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Vor 30 Jahren, im Herbst 1989, fand in der 
DDR eine demokratische Revolution statt, 
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ökonomische Herrschaft der Staatspartei 
beendete.  
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SOCIALISM  
FOR FUTURE

Zeitschrift «LuXemburg»
Dezember 2019, 144 Seiten

LuXemburg 3/2019 beschert nicht nur ein 
frisches Layout, sondern auch einen frischen 
Blick auf die Systemfrage. Wie sieht ein 
«Socialism for future» heute aus? Was sind 
sozialistische Antworten auf die Krisen 
unserer Zeit?

Download und Bestellung: �
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Webdossier

SOZIALISMUS

Immer neu verbreiten die Freunde und Profi-
teure des Kapitalismus, er allein sei übrig und 
zwar für immer, also in aller Zukunft. Ein 
welthistorisches Mirakel? Doch die Dinge sind 
weit mehr in Bewegung gekommen, als nach 
dem Epochenbruch vor drei Jahrzehnten 
angenommen wurde. Ausgerechnet in den 
USA verbreitet sich Sozialismus als attraktiver 
Name, der zur Lösung der Probleme des alten 
Kapitalismus gefunden wurde.
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